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Vorbemerkung 
Im Herbst 1946 diskutierte unsere Gesellschaft an drei Abenden „das. 
Völkerrecht des Nürnberger Prozesses“. Prof. Dr. Wilhelm Grewe, Völ- 
kerrechtslehrer damals an der Göttinger, jetztan der Freiburger Univer- 
sität, leitete die Veranstaltung als Gast der Gesellschaft mit einem fach- 
wissenschaftlichenReferat ein, Rechtsanwalt Otto Küster, Abteilungsleiter 
im Württembergischen Justizministerium und Vorstand der Gesellschaft, 


‚hatte das Korreferat. Er glaubte, seinem Amt in diesem Fall nur dadurch 


gerecht werden zu können, daß er am zweiten und dritten Abend selb- 


ständige Ausarbeitungen größeren Umfanges einschaltete, bei denen er | 


sich neben der Stellungnahme zum Referat die weitere Aufgabe stellte, 
dem Rechtsbewußtsein der teilnehmenden Nichtjuristen Handhaben zu 
schaffen. Herr Grewe hat in der Folge auf Grund der Diskussion neuen 
Materials, namentlich der Urteilsbegründung, und neuer Durcharbei- 
tung des Gesamtproblems sein Referat wiederholt neu gefaßt und es so 


in Göttingen und Celle als Vortrag gehalten. Dabei kam von der 


ursprünglichen, im Hinblick auf das Zusammenspiel mit dem Kor- 
referenten aggressiv-dramatisierten Form ein Teil in Wegfall. Diese 
Lage fand die Gesellschaft vor, als sie wegen der grundlegenden Be- 
deutung der verhandelten Fragen die Diskussion zu veröffentlichen 
beschloß. Es ergab sich für die Publikation folgender Weg: | 
Das Referat (das nicht aus bloßer historischer Treue aus der vervoll- 
kommneten in eine unvollkommene Form zurückversetzt werden konnte) 
publizieren wir ın der Fassung letzter Hand. Es bietet so eine abgerundete 
fachwissenschaftliche Darstellung der wichtigsten Völkerrechtsprobleme 
aus dem ersten Nürnberger Prozeß, die mit Nutzen für sich allein stu- 
diert werden kann. Das Korreferat andererseits war seiner ganzen Anlage 
nach durchweg auf das Referat, durch das es herausgefordert war, be- 
zogen; weit entfernt, gleichen Schritts mit dem Referat vervollkommnet 
werden zu können, hätte es auf dessen Vervollkommnung mit zunehmen- 
der eigener Schrumpfung antworten müssen. Da dies nicht zumutbar 
erschien und der Sache den meisten Reiz genommen hätte, legen wir das 


Korreferat im wesentlichen in der Urgestalt vor; lediglich einige Spitzen 
wurden herausgenommen. Die Diskussionsbeiträge der übrigen Teil- 
nehmer schließlich konnten in diesem Falle ohne spezielle Einarbeitung 
naturgemäß nur die Meinung des gebildeten Mannes von der Straße 
widerspiegeln. Der Versuchung, das Protokoll durch eine ideale Dis- 
kussion zu ersetzen, haben wir dennoch widerstanden, da wir glauben, 
der gebildete Nichtjurist werde mit größerem Zutrauen zu dieser Lektüre 
greifen, wenn er sich auf den folgenden Seiten immer wieder durch 
seinesgleichen vertreten sieht. 

Anhangweise drucken wir dann noch einen Brief ab, den der Referent 


nach Vorliegen des Gesamttextes an den Korreferenten gerichtet hat 


und der der Behandlung des Themas, die angesichts der Natur eines 
solchen Unternehmens nicht hatte erschöpfend sein können, einen 
gewissen Abschluß gibt. 

Da wir die Diskussion zu gegebener Zeit wieder aufzunehmen beab- 
sichtigen, werden wir uns freuen, wenn sich zu den wenigen nicht fach- 
wissenschaftlichen Stimmen, die sich seitdem zur Sache gemeldet haben, 
auf Grund dieser Veröffentlichung weitere gesellen; auch für briefliche 
Hinweise werden wir dankbar sein. 


Stuttgart, im September 1947 
Stuttgarter Privatstu diengesellschaft 


Erster Abend — 25, Oktober 2946 


| Referat | 
Über das Völkerrecht des Nürnberger Prozesses 


Herr Grewe: Die freundliche und ehrenvolle Einladung, die Vorträge 
Ihrer Studiengesellschaft mit einem Referat über die völkerrechtliche 
Problematik des Nürnberger Prozesses zu eröffnen, verpflichtet mich, 
Ihnen und mir selbst Rechenschaft zu geben über meine Legitimation - 
zur Behandlung dieses Themas. Ich muß zugeben, daß dieses Unter- 
fangen in mancher Hinsicht als eine Anmaßung erscheinen könnte, denn 
ich habe in keiner Phase des Nürnberger Prozesses Gelegenheit gehabt, 
den Verhandlungen persönlich beizuwohnen. Auch kann ich mich keiner 
näheren Beziehungen zu irgend einem der Beteiligten — seien es Rich- 
ter, Ankläger oder Angeklagte — berühmen. Endlich verfüge ich zwar 

über die wichtigsten Dokumente und Texte, über das Statut und die, 
Verfahrensregeln des Gerichtshofes, die Anklageschriften und Anklage- 
reden, die Plaidoyers der Anklagevertreter und das für unseren Zu- 
sammenhang besonders relevante Plaidoyer des Verteidigers Prof. Her- 
mann Jahrreiß, sowie vor allem über den vollständigen Text des Urteils! 
(wenn auch nur in seiner deutsch-sprachlichen Fassung). Dagegen waren. 
mir die vollständigen Verhandlungsprotokolle und alle jene Dokumente, 
die für die Beweisaufnahme und Urteilsfindung eine Rolle gespielt haben, 
nicht zugänglich, Dieses ganze Material, das in allen vier Verhandlungs- 
sprachen gedruckt werden soll, wird, wie man hört, in jeder Fassung 
mindestens 20 Bände füllen. | 

Es liegt nun aber auch gar nicht in meiner Absicht, Ihnen eine kritische 
Analyse des gesamten Prozeß-Verlaufes zu geben. Das wäre in diesem 


Rahmen schon aus zeitlichen Gründen gar nicht möglich, Es wäre das 


! Vergleiche Vorbemerkung 


aber auch nach meinem Eindruck gar nicht jener Bereich des Gesamt- 
themas „Nürnberg“, in dem die deutsche Öffentlichkeit am stärksten von 
Fragen und Zweifeln bewegt ist. Über den Verlauf des Prozesses und 
seine sachliche, korrekte und faire Durchführung zu urteilen, muß ich 
besser unterrichteten sachverständigen Beobachtern überlassen. Gewiß 
wird es immer möglich sein, gegen ein so schwieriges, kompliziertes und 
neuartiges Gerichtsverfahren gewisse Einwendungen zu erheben. Das 
Gewicht dieser Einwendungen zu beurteilen, ist mir, wie gesagt, grund- 
sätzlich nicht möglich. Erlauben Sie mir, daß ich trotzdem ganz kurz auf 
einen Einwand eingehe, der mich besonders beschäftigt hat, 

Der Gerichtshof hat nicht zugelassen, daß sich die Verteidigung zur Ent- 
lastung der Angeklagten in irgend einem Punkte au Rechtsverletzungen 


der Alliierten berief. Das Argument „tu quoque‘‘ war ausgeschlossen. u 


Ein solches Verfahrensprinzip müßte jedenfalls dann problematisch sein, 


wenn es auf Fragen Anwendung fände, bei denen das Argument der Re- 


pressalie völkerrechtlich bedeutsam ist. In einer Frage von großer Be- 
deutung hat das Urteil jedoch diesem Argument Rechnung getragen: 
es. hat davon abgesehen, die Angeklagten Raeder und Dönitz für die 
NWiethoden der deutschen Uboot-Kriegführung verantwortlich zu 
machen. Es heißt im Urteil (S. 154 £.): 


„Kurz nach Ausbruch des Krieges bewaffnete die britische Admiralität in 
Übereinstimmung mit ihrem Handbuch für Anweisungen an die Handels- 
marine vom Jahre 1938 ihre Handelsschiffe, ließ sie in vielen Fällen unter 
bewaffnetem Geleit segeln, gab Anweisung, bei Sichtung von Unterseebooten 
 Pösitionsberichte zu funken, und baute somit die Handelsschiffe in das 
 Warnsystem des Marinenachrichtendienstes ein. Am 1. Oktober 1939 ver- 
_ kündete die britische Admiralität, daß die britischen Handelsschiffe ange- 
wiesen seien, Uboote wenn möglich zu rammen. Auf Grund dieses Tat- 
bestandes kann der Gerichtshof Dönitz für seine Führung des Unterseeboot- 
krieges gegen bewaffnete britische Handelsschiffe nicht schuldig erklären ... 
In Anbetracht ... .., eines: Befehles der britischen Admiralität vom 8. Mai 
1940, des Inhalts, daß alle Schiffe im Skagerrak bei Sicht versenkt werden 
sollen, und in Anbetracht der Beantwortung des Fragebogens durch Admiral 
Nimitz, daß im Pazifischen Ozean von den Vereinigten Staaten vom ersten 


Tage des Eintritts dieser Nation in den Krieg der uneingeschränkte Uboot- 


Krieg durchgeführt worden ist, ist die Dönitz zuteil werdende Strafe nicht 


: | 
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auf seine Verstöße gegen die internationalen Bestimmungen für den Uboot- 
Krieg gestützt. | 


Angesichts des im vorigen und in diesem Krieg besonders von der bri- 
tischen Regierung eingenommenen Standpunktes in den Fragen der be- 
waffneten Handelsschiffe, der Geleitzüge und der Seesperren verdient 
die unparteiliche Stellungnahme des Gerichts in dieser Frage volle An- 
erkennung, | 
Nach dieser, über die selbstgezogene Kompetenz hinausführenden Ab- 
schweifung möchte ich mich einem anderen Felde zuwenden, auf dem 
m.E.die eigentlichen völkerrechtlichen Probleme des Nürnberger 
Prozesses liegen: nicht bei der Art und Weise, wie dieser Prozeß geführt 
wurde, sondern bei den Rechtsgrundlagen, auf denen sich die Gerichts- . 
barkeit und Zuständigkeit des Nürnberger Militärtribunals aufbaute, und 
bei den Rechtssätzen, die es seiner Urteilsfindung zugrundelegte. Zur 
Beurteilung dieser Fragen fühle ich mich auf Grund des mir zur Ver- 
fügung stehenden Materials befähigt und berechtigt, ja sogar verpflichtet: 
denn die deutsche Völkerrechtswissenschaft muß sich mit den Voraus- 
setzungen und Ergebnissen des Nürnberger Prozesses auseinander- 
setzen, wenn anders sie sich nicht dem begründeten Vorwurf aussetzen. 
will, daß sie den brennendsten Völkerrechtsfragen der Gegenwart aus 
dem Wege gehe. Daher fühle ich mich nahezu persönlich aufgerufen, 
Stellung zu nehmen und in aller Unbefangenheit und Objektivität, deren. 
man als miterlebender Deutscher nur irgend fähig ist, ein wissenschaft- 
lich begründetes Urteil abzugeben. 

Ist aber ein wissenschaftliches Urteil über die völkerrechtliche Proble- 
matik des Nürnberger Verfahrens überhaupt sinnvoll — oder verfehlt es 
den eigentlichen Sinn dieses Vorgangs? Es sind Stimmen laut geworden 
— beispielsweise auch in der Londoner ‚Times‘ —, die mehr oder 
weniger zu verstehen gaben, daß der Nürnberger Prozeß als ein poli- 
tisches Verfahren angesehen werden müsse. Wäre das der Fall, so müßte 
eine juristisch-wissenschaftliche Analyse des Verfahrens und seiner 
Grundlagen in der Tat als verfehlt erscheinen. Es würde sich dann um 
einen Akt der hohen Politik handeln, wie es vor mehr als einem Jahr- 
hundert die Verbannung Napoleons nach St. Helena war oder vot einem 
Vierteljahrhundert die Anklage gegen Wilhelm II. nach Art.227 des 
Versailler Vertrages. In beiden Fällen ist von den handelnden Mächten 
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nicht der Anspruch der Anwendung strengen Rechtes erhoben worden. 
Das aber ist ja gerade das besondere Merkmal des Nürnberger Verfah- 
tens, daß ein solcher Anspruch in diesem Falle von den Gerichtsherren 
in aller Schärfe und Ausdrücklichkeit proklamiert worden ist. Der 
amerikanische Ankläger Jackson, dem ein besonderer Anteil an der Auıs- 
atbeitung des Statuts und an der Ingangsetzung des Verfahrens zukommt, 
hat dafür besonders eindringliche Formulierungen gefunden. Daß vier 
große Nationen — so sagte er in seiner eröffnenden Anklagerede vom 
a1. November 1945 —, erfüllt von ihrem Siege und schmerzhaft ge- 
peinigt von dem ah Unrecht, nicht Rache üben, sondern ihre 
gefangenen Feinde freiwillig dem Richtspruch des Gesetzes überlassen, 
ist eines der bedeutsamsten Zugeständnisse, das die Macht jemals der 
Vernunft eingeräumt hat. Sind die Angeklagten „die ersten, die als 
Führer einer besiegten Nation im Namen des Rechts verfolgt werden, so 
sind sie auch die ersten, denen Gelegenheit gegeben wird, im Namen des 
Rechts ihr Leben zu verteidigen“. Äußerungen in diesem Sinne sind in 
Nürnberg in großer. Zahl abgegeben worden. Die Idee der Rechtsstaat- 
lichkeit, der rule of law, ist in diesem Verfahren direkt und indirekt 
immer wieder beschworen worden. Mir scheint, daß wir nicht berechtigt 
sind, diese Äußerungen als leere Rhetorik zu behandeln. Wir sind viel- 
mehr verpflichtet, sie ernst zu nehmen. Wenn wir das aber tun, so sind 
wir zugleich genötigt, die strengen Grundsätze juristisch-wissenschaft- 
lichen Denkens anzuwenden, 
Daß die Angeklagten von Nürnberg überhaupt zur Rechenschaft ge- 


zogen, verurteilt, bestraft worden sind, werden die meisten von uns zu- 


nächst als einen Akt historischer Gerechtigkeit empfinden. Aber nie- 
| mand, der das Schuldproblem ernst nimmt, und vor allem kein ver- 
antwortlich denkender Jurist, wird sich mit dieser vagen Empfindung zu- 
frieden geben und zufrieden geben dürfen. Der Gerechtigkeit ist nicht 
schon dann Genüge geschehen, wenn den Schuldigen irgend eine Strafe 
trifft, mag sie auch im Hinblick auf das Maß seiner Schuld zufällig die 
atıgemessene sein. Der Gerechtigkeit ist nur dann Genüge geschehen, 
wernn:den Schuldigen eine Strafe trifft, die auf sorgfältiger und gewissen- 
hafter Abwägung seiner nach den Sätzen des geltenden Rechts straf- 
würdigen Verfehlung durch einen gesetzlich berufenen Richter beruht, 
Legen wir diesen strengen Gerechtigkeitsbegriff zugrunde — tınd der in 
‚Nürnberg erhobene Anspruch strenger Rechtsanwendung nötigt uns 


Io 
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dazu —, so werden wir uns mit jener gefühlsmäßigen Stimmung, daß 


eine Gruppe von Schuldigen gestraft worden ist, nicht abfinden dürfen. 
Wenn wir in diesem Sinne „Nürnberg“ als Rechtsfrage verstehen und 
prüfen, so wird damit nur eine Seite des Schuldproblems beleuchtet. 
Wenn wir die Systematik der Schuldfrage gelten lassen, die Karl Jaspers 
kürzlich entworfen hat, so bleibt das Problem der moralischen, der meta- 
physischen und der politischen Schuld hier außer Betracht. Es handelt 
sich im folgenden um die rechtliche Schuld im strengen Sinne des 
Wortes, um die kriminelle Schuld. Damit ist hoffentlich in genügender 
Deutlichkeit klargestellt, daß eine rechtswissenschaftliche Kritik des 
Nürnberger Verfahrens und Urteils, soweit sie sich als notwendig er- 
weisen sollte, keine politische Sympathieerklärung für die Angeklagten 
bedeutet und 'ebensowenig ihre moralische oder metaphysische Ent- 


Jastung beabsichtigen kann. Diese Beschränkung. des Themas auf die 


rechtliche Seite der Frage gilt naturgemäß nicht nur für die Schuld der 
Angeklagten, sondern ebenso für die Legitimation der Ankläger und 
Richter: ich kann in diesem Rahmen nur ihre Zuständigkeit im juristi- 
schen Sinne erörtern, nicht dagegen ihre moralische Legitimation. 

Lassen Sie mich zum Abschluß dieser Vorbemerkungen noch klar- 
stellen, daß es angesichts der überwältigenden Fülle des Stoffes im zeit- 
lichen Rahmen dieses Vortrags nicht möglich ist, auch nur jene Problem- 


"stellung erschöpfend zu behandeln, die ich vorhin näher bezeichnete. 


Ich muß mich vielmehr darauf beschränken, ‚diejenigen Fragen zu er- 
örtern, die mir als die zentralen erscheinen, Ich werde daher z. B. weder 
auf den Begriff Verschwörung noch auf das Problem der Anklage gegen 
die Organisationen näher eingehen, sondern beschränke mich darauf, die 
Hauptelemente der drei Straftatbestände zu untersuchen, die nach dem 
Statut des Nürnberger Gerichts die Grundlage des Verfahrens bilden; 
im Zusammenhang damit werde ich die Frage der Zuständigkeit des 
Gerichtshofes, genauer: seiner Gerichtsbarkeit erörtern, Ich werde mich 
dabei bemühen, den Nichtjuristen unter Ihnen nicht allzuviel fach- 
juristische Terminologie zuzumuten. 

Der Gerichtshof ist in Übereinstimmung mit den Anklägern davon aus- 
gegangen, daß die Bestimmungen des Statuts „das auf diesen Fall an- 
zuwendende Recht‘ und ‚als solches für den Gerichtshof bindend“ 
seien. Von diesem Standpunkt aus war es für den Gerichtshof nicht not- 
wendig, zu prüfen, ob die Bestimmungen des Statuts in Übereinstim- 
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mung mit dem geltenden Völkerrecht standen. Gleichwohl sind Richter, 
Ankläger und Verteidiger „im Hinblick auf die große Bedeutung der 
damit zusammenhängenden Fragen‘, wie es im Urteil (S. 59) heißt, 
auf diese Rechtsgrundlagen des Statuts eingegangen und haben ihre 
eigenen Ansichten über diesen Gegenstand ausgesprochen. Ich verkenne 
nicht die Schwierigkeit und Vielschichtigkeit der Probleme, die damit 
für alle Prozeßbeteiligten aufgeworfen waren. Ich habe jedoch einen zu 
‚großen Respekt vor der Völkerrechtswissenschaft einiger der beteiligten 
Länder, um nicht enttäuscht zu sein darüber, daß sich der hohe Stand 
dieser Wissenschaft bei der Prüfung dieser fundamentalen Probleme 
nicht in dem Maße widergespiegelt hat, wie man es im Interesse der 
Autorität des Urteils hätte wünschen müssen. | 

Lassen Sie mich an einigen Beispielen deutlich machen, was ich meine. 
Der amerikanische Ankläger Jackson hat in seiner Anklagerede vom 
21. Novernber 1945 eingeräumt, daß es „im Rechtsieben kein Beispiel 
oder Vorbild für das Statut‘* gebe. Er knüpft an diese Feststellung Aus- 
führungen über die Entstehung neuen Völkerrechts, die wie folgt lauten: 


„+. „Das Völkerrecht ist mehr als eine gelehrte Sammlung übergeordneter 
und unveränderlicher Grundsätze. Es bildet sich aus Verträgen und Ab- 
kommen unter den Staaten und aus angenommener Gewohnheit, Jedes Ge- 
wohnheitsrecht aber geht in seinem Ursprung auf eine einzelne Handlung 
zurück, und zu jedem Abkommen muß irgend ein Staat den ersten Schritt tun. 
Nur wenn wir bereit wären, auf jede Entwicklung des Völkerrechts zu ver- 
zichten, könnten wir bestreiten, daß auch unsere eigene Zeit Gewohnheits- 
recht setzen und Abkommen schließen kann, aus denen dann selbst wieder 
neues und gefestigtes Völkerrecht wird. Das Völkerrecht kann sich nicht auf 
dem üblichen Wege der Gesetzgebung entwickeln, denn es gibt keine ständige 
internationale gesetzgebende Körperschaft. Neuerungen und Änderungen im 
Völkerrecht entstehen durch den Entschluß von Regierungen, den sich wan- 
delnden Umständen zu folgen. Es wächst, wie das gemeine Recht, in Ent- 
scheidungen, die von Zeit zu Zeit getroffen werden, um festgelegte Grund- 
sätze neuen Lagen anzupassen. Das Völkerrecht muß sich, soll es sich über- 
haupt entwickeln, wie das gemeine Recht von Fall zu Fall entwickeln, und 
zwar schreitet es immer auf Kosten derer fort, die es verkannt und ihren Irr- 
tum dann zu spät bemerkt haben. Das Recht war, soweit Völkerrecht über- 
haupt in Gesetze gefaßt werden kann, klar ausgesprochen, als die Taten, über 
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die wir hier verhandeln, begangen wurden. Daher fühle ich mich auch nicht 
dadurch beengt, daß es in der Geschichte des Rechts ein. ähnliches Se 
für die von uns beantragte Untersuchung nicht gibt.“ (S. 60.) 


Diese Ausführungen überraschen jeden Juristen dadurch, daß der ameri- 
kanische Ankläger hier mit einigen nicht ganz greifbaren Formulierungen 


‚über die grundlegende Tatsache hinweggeht, daß die Entstehung neuen 


Ciewohnheitsrechtes von der übereinstimmenden Rechtsüberzeugung 
aller Rechtsgenossen getragen sein muß. Eine solche übereinstimmende 
Rechtsüberzeugung aller Mitglieder der gegenwärtigen Völkerrechts- 
gemeinschaft wird jedoch von ihm in keiner Weise nachgewiesen, ja 
nicht einmal behauptet. Es hat aber bisher nicht den Anschein, daß sich 
eine solche übereinstimmende Rechtsüberzeugung aller wesentlichen 
Weltvölker über den Grundsatz gebildet hat, daß der Sieger berechtigt 
sei, als Richter in eigener Sache, über den Besiegten zu Gericht zu sitzen. 
In einem Briefe an die ‚Times‘ schrieb Prof. Gilbert Murray, der be- 
kannte Vorkämpfer des Völkerbundgedankens kürzlich: 


“It is not just, that the victors, because they are victors, should Judge the 
offences of the vanquished.” 


Diese Äußerung ist nur a von vielen, die immerhin anzeigt, daß in 
dieser Frage keine gefestigte Rechtsüberzeugung besteht, so daß jeden- 
falls Anlaß gegeben war, die These von der gewohnheitsrechtlichen 
Grundlage des Nürnberger Verfahrens nach allen Richtungen hin zu 
überprüfen. e% 
Der russische Ankläger, General Rudenko, hat denn auch in seiner 
Anklagerede vom 8. Februar 1946 einen ganz anderen Rechtsboden zu 
gewinnen versucht. General Rudenko betonte sehr nachdrücklich, daß 
die großen Demokratien, die den Nürnberger Gerichtshof errichtet 
haben, „ebenso wie alle Demokratien auf der ganzen Welt im Gegen- 
satz zu dem System der faschistischen Tyrannei und Willkür auf einer 
festen Rechtsgrundlage beruhten und handelten‘. — Welches ist in 
diesem Falle die feste Rechtsgrundlage des Nürnberger Verfahrens? 

Auf internationalem Gebiet, antwortet General Rudenko, ist die grund- 
legende Rechtsquelle und der einzige gesetzgeberische Akt ein Vertrag, 
ein Abkommen zwischen den Staaten. Demgemäß — ich zitiere wört- 
lich — 
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„ist in gleicher Weise, wie gehörig erlassene und von den gesetzgeberischen 
Körperschaften angenommene und ordnungsmäßig verkündete Gesetze eine 
absolute und ausreichende Rechtsgrundlage für die Ausübung innerstaatlicher 
Justiz sind, auf internationalem Gebiet ein internationaler Vertrag eine 
absolute und ausreichende Rechtsgrundlage für das Vorgehen und die Tätig- 
keit internationaler Justizbehörden, wie sie von den Signataren geschaffen 


wurden.“ — „Das internationale Militärgericht wurde errichtet zur Ab- 


urteilung und Bestrafung der Hauptkriegsverbrecher auf der Grundlage des 
Londoner Abkommens vom 8. August 1945, das von den vier Mächten 
unterzeichnet wurde, die im Interesse aller freiheitliebenden Nationen 
 handelten. Als integrierender Teil dieses Abkommens ist das Statut des Inter- 
nationalen Militärgerichtshofes als unanfechtbarer und ausreichender legis- 
lativer Akt anzusehen, der dieGrundlagen und das Verfahren zur Aburteilung 
und Bestrafung der Flauptkriegsverbrecher definiert und festlegt.“ (S. 5.) 


Auch diese Ausführungen sind für den Juristen in gewisser Weise er- 
staunlich, da sie vollkommen darüber hinweggehen, daß ein inter- 
nationaler Vertrag selbstverständlich nur inter partes wirkt, d.h. nur 
' für die am Vertragschluß beteiligten Parteien bindendes, „partikulares“ 
| Völkerrecht schafft, Die einseitige Berufung darauf, die vier Mächte 
hätten „im Interesse aller freiheitliebenden Nationen‘‘ gehandelt, ist 
schwerlich geeignet, dem Londoner Abkommen den Rang allgemeinen 
Völkerrechts zu verschaffen. Es bleibt also die Frage, wie das dem Nürn- 
berger Prozeß zugrundeliegende Londoner Abkommen eine dem Völker- 
recht bisher unbekannte Strafgerichtsbarkeit des einen Staates über An- 
gehörige eines anderen zu begründen vermag, durch diese Argumen- 
tation jedenfalls unbeantwortet, 

Lassen Sie mich im gleichen Zusammenhang noch ein weiteres Beispiel 
anführen, das die in Nürnberg geübte Methodik des juristischen Denkens 
beleuchtet. 

Es handelt sich um das grundsätzlich auch im Urteil ans funda- 
mentale Rechtsprinzip, ‚nach dem niemand auf Grund eines rück- 


wirkenden Gesetzes. verurteilt werden soll: nullum crimen sine lege, 


nulla poena sine lege, oder, wie es die Verfassung der Vereinigten Staaten 
1787 formuliert hat, das Verbot von Strafgesetzen ex post facto, Auch der 
amerikanische Ankläger bekennt sich grundsätzlich zu diesem Funda- 
mentalsatz techtsstaatlichen Denkens: 


14 


an 


nn en nen 


- 
un nn a nn er We 
ER au B 2 


r ne re Ar 





EEE Y 


ANETTE 





„Daß jedermann Schutz habe, sich auf das Gesetz verlassen zu können, das 
zu der Zeit, da eine Tat begangen wurde, gilt, ist der Grund, weshalb wir 
Gesetze mit rückwirkender Kraft für ungerecht halten.“ 


An dieses Bekenntnis aber knüpft Mr. Jackson den bedeutungsvollen 
Zusatz: 


„Aber diese Männer können nicht beanspruchen, daß solch ein Grundsatz, 
der in manchem Rechtssystem Gesetze mit rückwirkender Kraft verbietet, 
auch für sie wirksam sein müsse. Sie können nicht beweisen, daß sie sich je- 
mals in irgendeiner Lage auf das Völkerrecht gestützt oder im geringsten 
darum gekümmert hätten‘ (S. 57.) 


Über den erschütternden Mangel an Rechtsgesinnung, der für die lei- 
tenden Männer der deutschen Politik der letzten zwölf Jahre kenn- 
zeichnend war, kann es in der Tat keine Auseinandersetzung geben. 
Aber ist es nicht gerade der rechtsstaatliche Sinn des Prinzips nulla 
poena sine lege, daß es eine Garantie darstellt, auf die sich in ge- 
wissem Umfang auch der Rechtsbrecher soll berufen können, daß es in- 


_ soweit eine „magna charta“ für ihn bedeutet, wie Franz v. Liszt sagte? — 


Der französische Ankläger Frangois de Menthon hat in seiner Anklage- 
rede vom 17. Januar 1946 darauf hingewiesen, daß die Rechtslehre des 
Nationalsozialismus selbst das Prinzip nulla poena sine lege abgelehnt 
und preisgegeben habe: _ __ | 


„Hat nicht die juristische Lehre des Nationalsozialismus zugegeben, daß im 
internen Strafrecht selbst der Richter das Gesetz vervollständigen darf? Das 
geschriebene Gesetz stellte nicht länger die magna charta für den Missetäter 
dar, Der Richter durfte strafen, falls beim Fehlen einer Strafvorschrift das 
nationalsozialistische Rechtsgefühl schwer verletzt worden wäre.‘ 


M.de Menthon zitiert dann längere Ausführungen Franks auf dem 
deutschen Juristentag von 1936 — Ausführungen, über e hier kein 
Wort zu verlieren ist. Er schließt mit den Worten: 


„Es würde dem. Angeklagten Frank und seinen Komplicen übel anstehen, 
wollten sie demgegenüber das Fehlen besonderer geschriebener Strafvor- 
schriften bemängeln.* (‘ 5.7.) 
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Ich fürchte, daß auf die Rechtsgesinnung des deutschen Volkes, das sich 
gerade voller Abscheu von jenen Praktiken nationalsozialistischer ‚‚Rechts- 
pflege‘' abgewandt hat, von einer solchen Argumentation kein positiver 
erzieherischer Einfluß erwartet werden kann. Wenn es der Grundge- 
danke des Nürnberger Prozesses war, dem Verfall der Rechtsgesinnung 
im Dritten Reich das Bild eines streng rechtsstaatlichen Verfahrens ent-. 
gegenzuhalten, so verfehlt ein solches Argument offenbar diesen Grund- 


gedanken. | 
Es soll mit allem Nachdruck betont werden, daß sich der Gerichtshof 


selbst in seinem Urteil solcher methodisch fragwürdiger Argumenta- 
tionen, wie ich sie hier eben an mehreren Beispielen zu erläutern ver- 
suchte, enthalten hat. Im Hinblick auf das Urteil ist vom Standpunkt 


des Völkerrechtswissenschaftlerss — aber wohl auch von einem allge- 


meineren politischen Standpunkt aus — zu bedauern, daß das Urteil die 
völkerrechtlich entscheidenden Probleme der Grundlagen des Prozesses 
nur gestreift hat. Das gilt um so mehr, als das Urteil im Hinblick auf die 
Rechtsgrundlagen der Gerichtsbarkeit des Militärgerichts einen Stand- 
punkt eingenommen hat, der nicht frei von Widersprüchen ist. 

Nach diesen Bemerkungen zur Methodik und zum juristischen Denkstil 
der Nürnberger Verhandlungen wende ich mich nunmehr den Grund- 


lagen des Verfahrens selbst zu. 
u 


Das Statut des Internationalen Militärgerichtshofes, die „Charter of the 
International Military Tribunal‘, geht zurück auf das schon mehrfach 
erwähnte Londoner Abkommen vom 8. August 1945, dem es als Anlage 
beigefügt ist. In der Präambel dieses Abkommens ist wiederum Bezug 
genommen auf die Moskauer Erklärung betr. deutsche Grausamkeiten 
im besetzten Europa vom 30, Oktober 1943. | 


In dieser Erklärung war vorgesehen, es sollten diejenigen deutschen Offiziere 
und Mannschaften sowie Mitglieder der NSDAP, die für Grausamkeiten und 
Verbrechen verantwortlich seien, von den Gerichten der befreiten Länder, 
in denen die Taten begangen wurden, abgeurteilt und bestraft werden ; die 
Hauptkriegsverbrecher jedoch, deren Missetaten nicht in bestimmten, geo- 
graphisch abgegrenzten Gebieten begangen wurden, sollten auf Grund einer 
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‚ besonderen gemeinsamen Entscheidung der alliierten Regierungen bestraft 


werden. Das Londoner Abkommen vom 8. August 1945 stellt diese gemeinsame 
Entscheidung der allilerten Regierungen dar. | 


Gemäß Art. 5 des Londoner Abkommens konnte jedes Mitglied der Ver- 
einten Nationen diesem Abkommen beitreten. Von dieser Möglichkeit. 
haben 19 weitere Staaten Gebrauch gemacht. Mehrere der gegen Deutsch- 
land kriegführenden Nationen sind dem Abkommen nicht beigetreten 

darunter Kanada, die Südafrikanische Union und China. 
Das dem Abkommen beigefügte Statut ist zugleich materielles Straf- 
gesetz, Verfahrensordnung und Gerichtsverfassung. Art.6 des Statuts 
normiert die drei Straftatbestände, die den Gegenstand der Anklage 
bilden: Verbrechen gegen den Frieden (A), Kriegsverbrechen im engeren 
Sinne (B), Verbrechen gegen die Menschlichkeit (C). Ze | 


Die am 18, Oktober 1945 vom Komitee der Anklagevertreter eingereichte 


Anklageschrift hat ihr Material nach vier Anklagepunkten gegliedert, 
indem sie den Tatbestand des Art. 6a unterteilte, Der Gerichtshof ist in 
seinem Urteil dieser Gliederung gefolgt, Danach betrifft Anklagepunkt I 


Verschwörung gegen den Frieden, Anklagepunkt II Verbrechen gegen 


den Frieden (Führung von Angriffskriegen), Anklagepunkt III Kriegs- 
verbrechen, Anklagepunkt IV Verbrechen gegen die Menschlichkeit. 


Ich folge in meinen weiteren Darlegungen nunmehr diesen Straftat- 


beständen, wobei ich allerdings eine andere Reihenfolge wählen und dar- 
auf verzichten möchte, den vom zweiten abhängigen ersten Anklage- 
punkt (Verschwörung gegen den Frieden) einer gesonderten Unter- 
suchung zu unterziehen. 

Es muß schon an dieser Stelle betont werden, daß die einzelnen Straftat- 
bestände des Nürnberger Verfahrens juristisch sehr verschiedenartiger 
Natur sind und daß es daher auch nicht möglich ist, die Frage der 
Gerichtsbarkeit und Zuständigkeit des Militärgerichts ganz allgemein 
und ohne Berücksichtigung dieser Verschiedenheiten aufzuwerfen. 


A. Kriegsverbrechen 


Unter den Straftatbeständen der Anklage und des Statuts steht verhält- 
nismäßig am sichersten auf dem Boden des traditionellen Völkerrechts 
der Anklagepunkt III: Kriegsverbrechen im engeren Sinne, | 


2 Nürnberg | | | 
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Art.6b des Statuts formuliert den Tatbestand wie folgt: „Kriegsver- 
brechen : nämlich Verletzungen des Kriegsrechtes und der Kriegsgebräuche. 
Solche Verletzungen umfassen, ohne jedoch darauf beschränkt zu sein, Er- 
mordung, Mißhandlung oder Verschleppung der entweder aus einem be- 
setzten Gebiet stammenden oder dort befindlichen Zivilbevölkerung zur 
Zwangsarbeit oder zu irgendeinem anderen Zwecke, Ermordung ode 
Mißhandlung von Kriegsgefangenen oder Personen auf hoher See, Tötung 
von Geiseln, Raub öffentlichen oder privaten Eigentums, mutwillige Zer- 
störung von Städten, Märkten und Dörfern oder jede durch militärische 
Notwendigkeit nicht gerechtfertigte Verwüstung ; . . .** 


Verstöße gegen die Regeln und Gebräuche des Krieges waren seit je 
strafwürdige Verbrechen oder Vergehen, Die Staaten sind grundsätzlich 
völkerrechtlich verpflichtet, die nötigen innerstaatlichen Strafvor- 
schriften zu erlassen und durchzuführen, die erforderlich sind, um die 
Beobachtung der völkerrechtlichen Kriegsregeln in ihrem Hoheitsbe- 
reich sicherzustellen. 


' Nach Art.41 LKO, sind sie z. B. verpflichtet, Militärpersonen zu be- 
strafen, die die Bedingungen eines Waffenstillstandes verletzen. 

Gemäß Art. 56 LKO. ist die Besatzungsmacht verpflichtet, jede absichtliche 
Zerstörung oder Beschädigung von Anstalten, die dem Gottesdienst, der 
Wohltätigkeit, dem Unterricht, der Kunst oder der Wissenschaft gewidmet 
sind, ferner von geschichtlichen Denkmälern und Werken der Kunst und 
Wissenschaft im besetzten Gebiet zu ahnden. 

Nach Art. 28 der Genfer Konvention von 1906 und nach dem X. Haager 
Abkommen (Art. 21) haben die Vertragstaaten die Verpflichtung, „in 
Kriegszeiten die von einzelnen begangenen Handlungen der Beraubung und 
der schlechten Behandlung von Verwundeten und Kranken der Heere mit 
Strafe zu belegen’* 


Grundsätzlich also haben die Staaten ihre eigenen Kriegsverbrecher 
selbst zu bestrafen. Jedoch karın daneben jeder Staat einen inseine Gewalt 
gefallenen Angehörigen des Feindes, der sich eines Kriegsverbrechens 
schuldig gemacht hat, seinerseits bestrafen. 

_ Im Hinblick auf diesen Grundsatz stehen wir heute einer anderen Lage 
gegenüber als 1918/19. Art, 228 des Versailler Vertrags hatte von Deutsch- 
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land die Auslieferung derjenigen Persönlichkeiten gefordert, die sich 
„einer gegen die Gesetze und Gebräuche des Krieges verstoßenden Hand- 
lung‘* schuldig gemacht hatten und die daher vor ein Militärgericht der 
Alliierten gestellt werden sollten. Da die Beschuldigten damals nicht in 


' die Gewalt der alliierten Truppen gefallen waren, konnte die Deutsche 


Regierung darauf hinweisen, daß nach Völkerrecht von ihr nur die Be- 
strafung der Schuldigen, nicht aber ihre Auslieferung zur Aburteilung 
durch ein alliiertes Militärgericht verlangt werden konnte, Die Note der 
Deutschen Friedensdelegation vom 29, Mai ıgıg berief sich darauf, daß 


die Auslieferung von Deutschen nach $ g des Reichsstrafgesetzbuches 


verboten sei. ” 


Wörtlich : ‚Die alliierten und assoziierten Mächte wollen also dem Deutschen 
Reich die Änderung eines Rechtssatzes aufzwingen, der Gemeingut der 
meisten Völker ist und überall dort, wo er gilt, das Ansehen eines verfassungs- 
mäßig gewährleisteten Grundrechts genießt.“ 


Die Alliierten bestanden jedoch auf ihrer Forderung und überreichten 
am 7. Februar 1920 ihre goo Namen umfassende Auslieferungsliste. 
Die Deutsche Friedensdelegation hat sich damals geweigert, sie nach 
Berlin weiterzuleiten; Frh. v. Lersner, ihr Leiter, trat zurück, Nach 
einigen Verhandlungen lenkten die Alliierten ein und erklärten sich da- 
mit einverstanden, daß die Beschuldigten vor dem Reichsgericht in 
Leipzig zur Verantwortung gezogen wurden. Nur in wenigen Fällen kam 
es zu einer Verurteilung, die meisten Prozesse führten zum Freispruch. 

Die Objektivität der Verfahren wurde von hohen englischen und neu- 
tralen Juristen anerkannt, nicht dagegen von der Interalliierten Kriegs- 
verbrecherkommission, die gegen die Freisprüche Protest einlegte. In 
Frankreich und Belgien wurden anschließend eine Anzahl von Beschul- 
digten in contumaciam verurteilt, I 
Nach dem Zusammenbruch vom Jahre 1945 war die Lage insofern eine 
andere, als die des Kriegsverbrechens beschuldisten Personen in die 
Gewalt der Alliierten gefallen waren, eine funktionsfähige deutsche 
Staatsgewalt nicht bestand und das Problem der Auslieferung überhaupt 
nicht akut wurde. 

In einem Punkte allerdings stößt die. Strafkompetenz der Siegermächte: 
heute wie damals auf eine Grenze: ‚eine Bestrafung gegnerischer Kriegs- 
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verbrecher ist nach den Regeln des überkommenen Völkerrechts dann 
ausgeschlossen, wenn die Tat nicht aus eigenem Antriebe begangen 
wurde, sondern auf höheren Befehl der feindlichen Kriegsleitung, wenn 


sie daher völkerrechtlich nicht dem einzelnen Täter selbst, sondern 


seinem Heimatstaate zuzurechnen ist, 


Ich zitiere das berühmte Standardwerk der englischen: Völkerrechtswissen- 
schaft, das „International Law“ von Oppenheim (in der 4., von A. McNair 
besorgten Auflage von 1926, $ 253): “Violations of rules regarding warfare 
are war crimes only when committed without an order of the belligerent Go- 
vernment concerned. If members of the armed forces commit violations by order 


of their Government, they are not war criminals, and may not be.punished 


’ 


by the enemy ; the latter may, however, resort to reprisals.’” 
Zu deutsch: ‚Verletzungen der Regeln des Kriegsrechtes sind Kriegsver- 
brechen nur dann, wenn sie ohne einen Befehl der betreffenden kriegführenden 
_ Regierung begangen sind. Wenn Mitglieder der bewaffneten Streitkräfte 
| Rechtsverletzungen auf Befehl ihrer Regierung begehen, sind sie keine Kriegs- 
verbrecher und können sie durch den Gegner nicht bestraft werden; dieser 
kann jedoch zu Repressalien greifen“ 


Auf der Auslieferungsliste von 1920 standen überwiegend Personen, die 


befehlsgemäß eine bestimmte Politik der deutschen Staats- und Kriegs- 
leitung ausgeführt hatten, so z.B. die Uboot-Kommandanten, die wegen 
ihres Anteils am uneingeschränkten Uboot-Krieg als Kriegsverbrecher 
beschuldigt wurden. Ihnen mußte der eben erwähnte Grundsatz zugute 
kommen, wonach ihre Handlungen dem Deutschen Reich völkerrecht- 


lich zuzurechnen waren, sie selbst aber keine strafrechtliche Verant- 


. wortung traf. Um diesem Argument zu begegnen, wurde in den Art. 3 
des auf englische Initiative 1922 in Washington unterzeichneten Uboot- 
Protokolls die Bestimmung aufgenommen, daß der Uboot-Kommandant, 
der eine völkerrechtswidrige Schiffsversenkung vorgenommen hatte, als 
„Pirat“ auch dann bastraft werden könne, wenn er auf Befehl seiner Vor- 
gesetzten gehandelt hatte. Diese Vorschrift ist niemals geltendes Völker- 


recht geworden, weil das Abkommen mangels Ratifikation der Signatare | 
nicht in Kraft getreten ist..Sie ist deswegen sehr interessant und auf- 


schlußreich, weil sie zeigt, daß es die britische Regierung für erforderlich 
hielt, auf die strafrechtliche Figur des Piraten zurückzugreifen, um die un- 
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mittelbar völkerrechtliche Verantwortlichkeit der Uboot-Kommandanten 
begründen zu können. Die eigentümliche Bedeutung des völkerrecht- 
lichen Piraterie-Begriffes liegt nämlich darin, daß er das rechtliche Band 
zwischen dem Piraten und seinem Heimatstaat zerschneidet: der Pirat 
ist denationalisiert, des Schutzes seiner Heimatflagge beraubt, er kann 
von jedem fremden Kriegsschiff aufgebracht und abgeurteilt werden. 
Piraterie ist in der Tat eines der ganz wenigen Individual-Delikte jure 
gentium. Doch war man sich stets darüber einig, daß es sich dabei um 
den Tätertypus des unpolitischen, kriminellen, von seinem Heimatstaat ' 
nicht zu deckenden Seeräubers handle, umden hostis generis humani, der 
seine Raubzüge unterschiedslos gegen Schiffe aller Nationen richtet. Daß 
politisch motivierte, staatlich autorisierte Kriegsakte Piraterie sein könn- 
ten, ist völkerrechtlich niemals allgemein anerkannt worden. Während 
des spanischen Bürgerkrieges ist 1937 von englischer Seite in Gestalt des 
sog. „Arrangements von Nyon“ noch einmal ein Vorstoß in solcher Rich- 
tung unternommen worden, Nach diesem Abkommen sollten die Befehls- 
haber der geheimnisvollen, im westlichen Mittelmeer operierenden 
Üboote zweifelhafter Nationalität zu Piraten erklärt werden, Doch blieb 
auch dieses Abkommen von beschränkter völkerrechtlicher Wirkungs- 
kraft und fand keine allgemeine Anerkennung. Während des hinter uns 
liegenden Weltkrieges hat man, soweit ich sehe, von einer allgemeinen 
Qualifikation der am uneingeschränkten Uboot-Krieg teilnehmenden 
Schiffskommandanten als Piraten abgesehen, 

Der amerikanische Ankläger Jackson hat nun im Hinblick auf die des 
Kriegsverbrechens beschuldigten Nürnberger Angeklagten in seiner An- 


 klagerede (S. 65) erklärt: 


„Für Seeräuberei und Straßenräuberei, die seit langem als nach dem -Völker- 
recht strafbare Verbrechen gelten, ist der Grundsatz der persönlichen Verant- 
wortlichkeit althergebracht und wohlbegründet.“ 


Wenn der Ankläger nach dieser durchaus zutreffenden und unangreif- 


baren Feststellung jedoch fortfährt: ‚, Genau das gleiche nun ist rechts- 
widrige Kriegführung‘, so sucht man in seinen Ausführungen vergeblich 
nach einer juristischen Begründung dieser sehr begründungsbedürftigen 
Gleichstellung, Ich habe zu zeigen versucht, daß sich die Qualifikation 
einer völkerrechtswidrigen Uboot-Kriegführung als ‚‚Piraterie“trotz leb- 
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hafter Bemühungen einer Großmacht nicht durchgesetzt hat, Noch viel 
weniger wird man das für Kriegsverbrechen im allgemeinen oder für 
„Verbrechen gegen den Frieden” sagen können. 


Nun gibt es eine neuere Lehrmeinung, nach der nicht die Staaten, sondern 


die Individuen die eigentlichen Subjekte des Völkerrechts sind, eine 
Lehre, die geeignet wäre, die klassische, oben in der Formulierung von 
Oppenheim angeführte völkerrechtliche Zurechnungstheorie umzu- 
stürzen. Indessen handelt es sich dabei um eine bisher sehr umstrittene 
wissenschaftliche Theorie, die vor dem Nürnberger Prozeß weder in der 
Staatenpraxis noch in der Rechtsprechung des alten Flaager Gerichts- 
hofes angewendet worden ist. Auch bei der Errichtung des neuen Haager 
Gerichtshofes ist man ihr anscheinend mit großer Zurückhaltung be- 
gegnet. Mir scheint daher, daß sich der Nürnberger Gerichtshof auf einen 
schwankenden Boden begeben hätte, wenn er sein Urteil auf diese Lehr- 
meinung hätte gründen wollen. | 


 Gewiß wird niemand daran festhalten wollen, daß nur die Staaten Sub- 


jekte des Völkerrechts sein könnten. Die neuere Entwicklung des Völker- 


rechts kennt eine Reihe von Fällen, in denen Individuen als Träger - 


völkerrechtlicher Rechte und Pflichten auftreten. Stets wird jedoch im 
Einzelfalle zu prüfen sein, ob und in welchem Umfange ihnen eine solche 
Stellung völkerrechtlich verliehen ist. Diese Prüfung kann nicht durch 
ein generelles Dogma von der Völkerrechtssubjektivität der Individuen 
ersetzt werden. Die strafrechtliche Zurechnung staatlich befohlener 


Kriegsrechtsverletzungen an den einzelnen Täter würde also voraus- 
setzen, daß ihm durch eine besondere völketrechtliche Norm unmittel-. 


bare Deliktsfähigkeit zuerkannt worden wäre. Das ist jedoch nirgends 
geschehen, 

Wenn wir demnach weiterhin nach einer tragfähigen Rechtsgrundlage 
für die Kompetenz des Nürnberger Gerichts zur Aburteilung staatlich 
autorisierter Kriegsrechtsverletzungen Ausschau halten müssen (denn 
um solche Kriegsverbrechen handelt es sich ja in erster Linie), so stoßen 
wir nunmehr auf eine, wie ich glaube, sehr gewichtige und entscheidende 
Unklarheit der ganzen Prozeßführung, die auch das Urteil nicht auszu- 


räumen vermocht hat; auf die Frage nämlich, ob wir es hier eigentlich 


mit einem internationalen Gerichtshof auf völkerrechtlicher Grundlage 
zu tun haben — oder aber mit einem Gericht ganz anderer Art, dessen 
"Rechtsnatur gleich näher zu kennzeichnen sein wird. 
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Faßt man das Londoner Abkommen vom 8, August 1945, das Statut und 
die Anklagereden der Anklagevertreter ins Auge, so scheint es keinem 
Zweifel zu unterliegen, daß hier auf einer unmittelbar völkerrechtlichen 
Grundlage judiziert werden sollte. 

Der Gerichtshof ist bei der Begründung seiner aus dem Statut resul- 
tierenden Gerichtsbarkeit jedoch andere Wege gegangen. Er ist offenbar 
einer Anregung gefolgt, die der französische Ankläger für die Gerichts- 
barkeit des Militärgerichts im Hinblick auf die Aburteilung der Ver- 
brechen gegen den Frieden gegeben hatte. Es heißt im Urteil (S. 58): 


„Die Ausarbeitung des Statuts geschah in Ausübung der souveränen Macht 
der Gesetzgebung jener Staaten, denen sich das Deutsche Reich bedingungslos 
ergeben hatte; und das nicht angezweifelte Recht jener Länder, für die be- 
setzten Gebiete Gesetze zu erlassen, ist von der zivilisierten Welt anerkannt 
worden. 


Wenn ich diesen Satz richtig verstehe, so nimmt der Gerichtshof damit 
den Standpunkt ein, daß er sozusagen auf quasi-landesrechtlicher 
Grundlage judiziere, indem er Hoheitsbefugnisse der deutschen Staats- 


gewalt, die kraft völkerrechtlicher Delegation den Besatzungsmächten 


zur Ausübung übertragen sind, wahrnehme, 

Es unterliegt keinem Zweifel, daß die Besatzungsmächte nach den völker- 
rechtlichen Regeln über die kriegsmäßige Besetzung feindlichen Gebiets 
(occupatio bellica, Art. 42 ff. LKO.) berechtigt sind, für das besetzte Ge- 
biet Gesetze zu erlassen und nötigenfalls Gerichte einzusetzen. Die Schwie- 


‚Tigkeit, eine solche Basis des Nürnberger Verfahrens anzunehmen, liegt 


darin, daß sie im Widerspruch zu den erklärten Absichten und Pro- 
klamationen der Mächte, im Widerspruch insbesondere auch zu ‚dem 
konstituierenden Londoner Abkommen vom 8. August 1945 und im 
Widerspruch zu den materiellen Argumenten der Urteilsbegründung steht. 
Signatare des Londoner Abkommens und damit Träger der in Nürnberg 
geübten Gerichtsbarkeit sind ja nicht nur die Besatzungsmächte, die 
sich auf ihre besatzungsrechtlichen Befugnisse stützen könnten, sondern 
darüber hinaus neunzehn weitere Nationen, denen die aus der occupatio_ 


bellica abzuleitenden Befugnisse zur Wahrnehmung deutscher Hoheits- = 
rechte nicht zur Verfügung stehen, Der Gerichtshof hat auch nicht etwa 


innerstaatliches deutsches Strafrecht oder Strafnormen des Besatzungs- 
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rechts (wie z.B. das Kontrollratsgesetz Nr. 10) angewendet, sondern 
vielmehr Strafbestimmungen eines völkerrechtlichen Vertrages. Die An- 
kläger haben es offenbar überwiegend als selbstverständlich angesehen, 
daß sie sich auf dem Rechtsboden des Völkerrechts und nicht auf dem des 
Besatzungsrechtes zu bewegen hätten. 

Es ist, wie ich glaube, kein leerer Formalismus, wenn man auf die grund- 
sätzliche Verschiedenheit dieser beiden Konzeptionen der Nürnberger 
Gerichtsbarkeit hinweist. Gerade wenn Nürnberg ein in die Zukunft 
weisender Präzedenzfall sein soll, ist es von größter Wichtigkeit, in 
diesem Punkte ganz klar zu sehen. Denn nur dann, wenn es sich nicht 
um ein Besatzungsgericht, sondern um einen internationalen Gerichtshof 
auf unmittelbar völkerrechtlicher Grundlage handelt, werden über- 
haupt jene weitgreifenden, das traditionelle Völkerrecht revolutionie- 
renden Ansprüche, Zielsetzungen und Probleme aufgeworfen, die von 
den Anklagevertretern zur Erörterung gestellt und vom Gericht wie von 
der Öffentlichkeit aufgenommen wurden. 

- Aber auch für die konkreten Einzelfragen des Nürnberger Prozesses ist 
diese Verschiedenheit der Rechtsböden von größter Bedeutung. Kehren 
wir zu der Frage der staatlich autorisierten Kriegsrechtverletzungen 
zurück, die den Anlaß zu diesem Exkurs über den Rechtscharakter der 
Nürnberger Gerichtsbarkeit gaben. 


Ist das Nürnberger Gericht ein Besatzungsgericht, das deutsche Hoheits- 


rechte wahrnimmt, so gibt es keine völkerrechtlichen Einwendungen 
gegen seine Befugnis zur Aburteilung deutscher Kriegsverbrecher. Das 
Problem der staatlich autorisierten Kriegsverbrechen und des Handelns 
auf höheren Befehl verlagert sich dann auf eine ganz andere Ebene. Die 
sich aus der völkerrechtlichen Zurechnung ergebenden Schwierigkeiten 
tauchen überhaupt nicht auf. Dagegen werden mit der Bestimmung des 
Art. 8. des Statuts alle jene Probleme aufgerührt, welche gegenwärtig die 
. deutsche Strafjustiz und die deutsche Rechtswissenschaft überhaupt an- 
gesichts der formellen Legalisierung zahlloser materiell ungerechter oder 
gar verbrecherischer Handlungen durch die Gesetzgebung des Dritten 
Reiches in so reichem Maße intensiv beschäftigen. 


Art.8 des Statuts bestimmt: „Die Tatsache, daß ein Angeklagter auf Be- 


fehl seiner Regierung oder seines Vorgesetzten handelte, schließt seine Schuld 
| nicht aus, kann aber als Strafmilderungsgrund in Betracht gezogen werden.’ 
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Die Bestrafung der Kriegsverbrecher nach diesem Grundsatz bildet dann 


nur noch einen Ausschnitt aus jenem Gesamtproblem der Strafbarkeit 


gesetzlich gedeckter Verbrechen, das am Beispiel des Denunzianten oder 
am Beispiel der strafrechtlichen Haftung der Richter für die Anwendung 
naturrechtswidriger Gesetze bereits zu lebhaften Auseinandersetzungen 
und Kontroversen unter den deutschen Juristen geführt hat. Die Frage 
der Strafbarkeitstaatlich autorisierter Kriegsverbrechen erweist sich somit 
für ein auf besatzungsrechtlicher Grundlage judizierendes Gericht als ein 
bloßer Sonderfall des weiteren Problems ‚‚Verbrechen gegen die Menschlich- 
keit‘, wie sie den Gegenstand des IV. Anklagepunkts bilden. 


B. Verbrechen gegen die Menschlichkeit 


Die dem IV. Anklagepunkt zugrundeliegende Strafnorm des Art. 6c des 
Statuts lautet: | 


„Verbrechen gegen die Menschlichkeit : nämlich Ermordung, Ausrottung, 
Versklavung, Verschleppung oder andere an der Zivilbevölkerung vor Beginn 
oder während des Krieges begangene unmenschliche Handlungen, oder Ver- 
folgung aus politischen, rassischen oder religiösen Gründen in Ausführung 
eines Verbrechens oder in Verbindung mit einem Verbrechen, für das der Ge- 
richtshof zuständig ist, unabhängig davon, ob die Handlung gegen das Recht 


des Landes, in dem sie begangen wurde, verstieß oder nicht.“ 


Es wird zunächst notwendig sein, das Verhältnis dieses Straftatbestandes 
zu dem des Kriegsverbrechens nach Art. 6b näher zu bestimmen. Das Be- 
weismaterial und die rechtlichen Erwägungen zu beiden Punkten sind 
sowohl in den Anklagereden wie im Urteil nicht scharf voneinander ge- 
schieden. Die Anklageschrift kennzeichnet die Überschneidung beider 
Tatbestände dahin, daß die zum Beweise von Kriegverbrechen vorge- 
brachten Tatsachen zugleich Verbrechen gegen die Menschlichkeit be- 
gründen, Diese Kennzeichnung deckt sich mit meiner oben getroffenen 
Feststellung, daß die staatlich autorisierten Kriegsverbrechen — jeden- 
falls auf dem Boden des Besatzungsrechtes — nur ein Sonderfall der 
Verbrechen gegen die Menschlichkeit sind. Zahlreiche Verbrechen gegen 
die Menschlichkeit sind dagegen — wie sich aus jenem Verhältnis mit 
logischer Notwendigkeit ergibt — keine Kriegsverbrechen. Zunächst ist 
der Geltungsbereich des Art. 6c ein weiterer: Verbrechen gegen die 


25 


Menschlichkeit können auch außerhalb der von Deutschland kriegs- 
mäßig besetzten Gebiete und ohne unmittelbaren Zusammenhang mit 
der Kriegführung begangen sein, sie können sich auch gegen eine Be- 
völkerung gerichtet haben, die nicht den Schutzbestimmungen des 
Kriegsrechtes, insbesondere der Haager Landkriessordnung, unterstellt 
war. Weiterhin erschöpfen sich die Verbrechen gegen die Menschlichkeit 
nicht in den von den Haager und Genfer Konventionen und anderen 
Völkerrechtssätzen umschriebenen 'Tatbeständen; vielmehr handelt es 
sich darüber hinaus um eine strafrechtliche Generalklausel betreffend 
die Strafbarkeit von Gewaltakten zur Verfolgung politischer, rassischer 
oder religiöser Gegner. — Die Anklage hatte dem Art. 6c auch einen 
weiteren zeitlichen Geltungsbereich zugeschrieben: sie hatte zu diesem 
Punkte auch Tatsachenmaterial aus den Jahren 1933 bis 1939 beige- 
bracht. Der Gerichtshof hat jedoch eine einschränkende Auslegung vor- 
gezogen. Nach seiner Ansicht müssen die vor Ausbruch des Krieges be- 
gangenen und von der Anklage herangezogenen Handlungen, um ein Ver- 
brechen gegen die Menschlichkeit im Sinne des Art. 6c zu begründen, in 
Ausführung eines Angriffskrieges oder in Verbindung mit einem der Zu- 
ständigkeit des Gerichtshofes unterstellten Verbrechen verübt worden sein, 


„Der Gerichtshof ist der Meinung, daß, so empörend und entsetzlich viele 
dieser Verbrechen waren, doch nicht hinreichend nachgewiesen wurde, daß 
sie in Ausführung eines Angriffskrieges oder in Verbindung mit einem der- 
artigen Verbrechen verübt worden sind, Der Gerichtshof kann deshalb keine 
allgemeine Erklärung dahingehend abgeben, daß die vor 1939 ausgeführten 
Handlungen Verbrechen gegen die Menschlichkeit im Sinne des Statuts waren. 
Doch wurden vom Beginn des Krieges im Jahre 1939 an Verbrechen in 
großem Maßstabe begangen, die zugleich gegen die Menschlichkeit waren : L 
soweit die in der Anklage zur Last gelegten unmenschlichen Handlungen, die 
nach Kriegsbeginn begangen wurden, keine Kriegsverbrechen darstellen, 


wurden sie doch alle in Ausführung eines Angriffskrieges oder im Zusammen- 


hang mit einem Angriffskrieg begangen und stellen deshalb Verbrechen gegen 
die Menschlichkeit dar.” (5.94 f.) 


Demnach handelt es sich bei den Verbrechen gegen die Menschlichkeit 


praktisch etwa um Tatgruppen folgender Art: Gewaltakte gegen Juden 


und Gegner des Nationalsozialismus in Deutschland, Österreich, der 
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Tschechoslowakei, Ungarn und Rumänien, vornehmlich seit 1939. Die 
Anklageschrift erwähnt unter Punkt IV z.B. noch die Ermordung des 
österreichischen Bundeskanzlers Dollfuß. Das Urteil kommt, dem oben 
zitierten Grundsatz folgend, darauf nicht zurück, sucht aber anderer- 
seits z. B. zwischen der anti-jüdischen Aktion vom November 1938 und 
der allgemeinen Rüstungs- und en einen Zusammenhang her- 
zustellen. 

Soviel zum Tatbestand, wie ihn das Statut in Art. 6c umschreibt, Hält 
man im Sinne der Anklage das Nürnberger Militärtribunal für einen 
internationalen Gerichtshof, der unmittelbar auf der Grundlage des 
Völkerrechts zu judizieren hat, so müßte die strafrechtliche Ahndung von 
Verstößen gegen die Menschlichkeit auf einen Satz des geltenden Völker- | 
rechts gestützt werden können. 

Einen ersten Anhaltspunkt dafür könnte vielleicht das im 19. Jahr- 
hundert aufgekommene völkerrechtliche Institut der ‚‚Aumanitäts- 
intervention‘‘ bieten. Um was handelt es sich dabei? 
Das Völkerrecht erlaubt grundsätzlich keine Einmischung auswärtiger nr 
Mächte in die „eigenen Angelegenheiten“ („domaine reserve', „do- Ä 


‚mestic jurisdiction‘‘) eines „souveränen‘‘ Staates, die seiner „ausschließ- . 


lichen Zuständigkeit‘ („competence exclusive‘) vorbehalten sind. (Vgl. 


etwa Art.2 Nr.7 der Charter der UN.) Wie ein Staat seine eigenen 2 


Staatsangehörigen oder Staatenlose behandelt, ist im allgemeinen seine 
eigene Angelegenheit (es sei denn, daß er sich z.B. durch vertragliche 
Minderheitenschutzbestimmungen völkerrechtlich gebunden hat). Auch 
geht es den Staat A nichts an, wie im Staate B die Angehörigen des 
Staates C behandelt werden. Von diesem allgemeinen Grundsatz der 
Nicht-Einmischung (‚„non-intervention‘‘) hat man jedoch im Laufe der: 
neueren Völkerrechtsgeschichte jeweils gewisse. Ausnahmen gemacht, 
Im 19. Jahrhundert kam die Lehre auf, daß eine Verletzung der elemen- 
tarsten Menschenrechte, nämlich der Rechte auf Leben, Freiheit und. 
gesetzliche Ordnung, eine solche Ausnahme begründe. Diese Lehre ist 
stark umstritten geblieben, doch ist sie in der Staatenpraxis häufig an- 
gewandt worden. Ich erwähne nur einige der bekanntesten Fälle solcher 
Humanitätsinterventionen: 


 Diplomatische Vorstellungen Englands und Frankreichs, Abbruch der Be- 


ziehungen und Mobilisierung der englischen und französischen Flotte wegen 


247 


grausamer und willkürlicher Behandlung Gefangener im König- 
reich beider Sizilien (1856). 

Entsendung eines französischen Expeditionskorps und diplomatische Vor- 
stellungen von ö Großmächten bei der türkischen Regierung wegen der 
Massakrierung von tausenden christlicher Maroniten in Syrien durch die 
Drusen unter Duldung der türkischen Behörden (1860). 

Diplomatische Intervention der europäischen Mächte bei der russischen und 
türkischen Regierung wegen unmenschlicher Behandlung der polnischen Auf- 
ständischen (1863) bzw, der christlichen Untertanen des Sultans in den 
Balkan-Ländern (in den 60er und 80er Jahren) sowie der Juden in Rußland 
und Rumänien (1867, 1872, 1902). . 
Diplomatische Intervention der britischen und amerikanischen Regierung bei 
der belgischen Regierung wegen unmenschlicher Ausbeutung der Eingeborenen 
im Kongostaat (1906/09) und wegen ähnlicher Verhältnisse im Gebiete des 
oberen Amazonas bei der peruanischen Regierung (1972/13). 

Endlich ist auch das bewaffnete Eingreifen der USA. in die inneren Verhält- 
nisse der spanischen Kolonie Kuba, die zum spanischen-amerikanischen 
Kriege führte, unter dem Rechtstitel der Humanitätsintervention erfolgt 
(1898). 


Wie aus diesen Beispielen ersichtlich wird, haben die Humanitätsinter- 
ventionen des vergangenen Jahrhunderts die Form diplomatischer Vor- 
stellungen, militärischer Demonstrationen oder Expeditionen, äußersten- 
falls kriegerischer Aktionen angenommen. Fälle einer strafgerichtlichen 
Verfolgung schuldiger Einzelpersonen durch internationale Gerichte 
sind mir nicht bekannt, Sie hätten auch dem Völkerrechtsdenken des 
19. Jahrhunderts, das von der streng geschlossenen („impermeablen‘‘) 
Einheit des souveränen Staates als alleinigen Rechtssubjekts des Völker- 
rechts ausging, zutiefst widersprochen. Insofern läßt sich im Rahmen 
des überlieferten Instituts der Humanitätsintervention schwerlich 
‚eine tragfähige Rechtsgrundlage für eine internationale Strafgerichts- 
barkeit zur Aburteilung von Verbrechern ‚gegen die Menschlichkeit 
._ nachweisen. 

Auch das von dem Britischen Ankläger, Sir Hartley Shawcross (im Plai- 
doyer zum Abschluß der Verhandlung gegen die einzelnen Angeklagten 
vom 26,./27. Juli 1946 S. 64) beigesteuerte Argument: wenn das Völker- 
recht kriegerische Intervention im Namen der Humanität zulasse — 


28 


. PILAe> a urdhn 


Pe EEE ENNEENEERL EINE DER ER RARRR E 


Ma 5 


u 


) 


sollte es dann nicht erst recht die humanitäre Intervention in Gestalt 

eines strafgerichtlichen Verfahrens erlauben? — scheint mir über diese 

Schwierigkeit nicht hinwegzuhelfen. Zwar klingt es bestechend, doch 

wirft es schwierige Probleme von größter Tragweite auf. Denn Humani- 

tätsintervention in Form einer internationalen Strafgerichtsbarkeit gegen 

Einzelpersonen bedeutet, daß die überlieferte Struktur des Staaten- 

Völkerrechts aufgegeben und die Geschlossenheit.der nationalen Rechts- 

ordnung durchbrochen wird. | 

Vielleicht liegt darin ein erstrebenswerter Fortschritt der internationalen 

Rechtsordnung — aber ist die Welt, in der wir leben, heute schon bereit, 

diesen Fortschritt wirklich zu vollziehen? Präsident Roosevelt hat in 

seiner berühmten Rede über die vier Freiheiten vom Januar ıg4ı eine 

Anregung in dieser Richtung gegeben, Neben der Freiheit von Not (d. 

h.sozialer Sicherheit) und der Freiheit von Furcht (d.h. kollektiver Sicher- 

heit) proklamierteer Gewissensfreiheitund Freiheitder Meinungsäußerung 

gleichsam als individuelle Grundrechte auf der internationalen Ebene des 

Völkerrechts. Man hat diese Rede damals so verstanden, daß sie die 

Gewissens- und Meinungsfreiheit in den Rang völkerrechtlich gewähr- 

leisteter, international-gerichtsfähiger subjektiver öffentlicher Rechte 

jedes Individuums habe erheben wollen, so daß jeder Bürger jedes Landes 

befugt sein würde, seine eigene Obrigkeit wegen Vorenthaltung oder 

Mißachtung dieser Grundrechte vor die Schranken eines internationalen 

Gerichts zu fordern. In der Atlantic Charter vom 14. August 1941 ist 

jedoch davon abgesehen worden, diesen Gedanken wieder aufzunehmen, 

und auch die Charter der Vereinten Nationen hat ihn nicht verwirklicht. 

Der Gedanke eines internationalen Gerichtshofes zum Schutze der 

Menschenrechte, wie ihn die australische Regierung neuerdings ver- 

fochten ‚hat, scheint seiner Verwirklichung noch sehr ferne zu sein. Im 
übrigen muß beachtet werden, daß sich Präsident Roosevelt darauf be- 
schränkt hatte, den Schutz zweier einzelner Menschenrechte, nämlich der 
Gewissens- und Meinungsfreiheit, zu fordern, und daß es von inter- 
national gerichtlich geschützten subjektiven Rechten zu einer inter- 
nationalen gerichtlichen Strafkompetenz gegen die individuellen Täter 
von Humanitätsdelikten noch eines weiteren Schrittes bedarf. Der neue, 
im Rahmen der Vereinten Nationen errichtete Internationale Gerichtshof 
im Haag ist nach seinem Statut weder für das eine noch für das andere 
zuständig. Er ist vielmehr auf der Grundlage der traditionellen Auf- 
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fassung aufgebaut worden, daß nur Staaten als Parteien eines von ihm zu 
entscheidenden Rechtsstreites zugelassen sind. 

Es gibt also in der Geschichte des Völkerrechts für die Strafkompetenz 
des Nürnberger Gerichtshofes keinen Rechtssatz und keinen Präzedenz- 
fall, und es gibt, was viel schlimmer ist, nur wenig Aussicht, daß sich der 
Spruch des Nürnberger Gerichtshofes in dieser Hinsicht in einer abseh- 
baren Zukunft zu einem anerkannten internationalen Präzedenzfall ent- 
wickeln könnte. Bedenken wir, daß Verbrechen gegen die Menschlichkeit 
auch heute und in Zukunft begangen werden, und daß die Weltöffentlich- 
keit davon Kenntnis hat, und legen wir uns die Frage vor, was zur 
Durchsetzung der in Nürnberg geltend gemachten Strafkompetenz ge- 
schehen kann, wenn die Täter nicht einer zusammengebrochenen und 
wehrlos am Boden liegenden Nation, sondern einer im Vollbesitz ihrer 
politischen Rechte und ihrer militärischen Machtmittel befindlichen 
Großmacht angehören würden. Ich habe angesichts einer solchen Mög- 
lichkeit die Befürchtung, daß der gegenwärtige Stand der internationalen 
Organisation (der wiederum nur ein Reflex der politischen Struktur des 
gegenwärtigen Weltstaatensystems ist) einen solchen Strafanspruch noch 
nicht zu tragen vermag. 


Es ist in Nürnberg von keiner Seite aus versucht worden, die fort- 


dauernde Eigenschaft Deutschlands als Rechtssubjekt des Völkerrechts 
in Zweifel zu ziehen, Ich brauche daher auf die möglicherweise auf- 
tauchenden Argumente aus dem Verlust dieser Eigenschaft hier nicht 
näher einzugehen. 

Alle diese Probleme würden keine Rolle spielen, wenn das N’ ürnberger Militär- 
gericht als Besatzungsgericht anzusehen wäre. Diese vom Urteil nicht klar 
entschiedene Frage erweist sich auch hier als schlechthin entscheidend, 
Wäre sie zu bejahen, so bliebe nur noch zu prüfen, ob das Delikt „Ver- 
brechen gegen die Menschlichkeit‘ als rückwirkendes Strafgesetz anzu- 
sehen ist und wenn ja, ob der Grundsatz au poena sine lege‘ seiner 
‚Anwendbarkeit. entgegensteht, FR 

Die Ankläger haben die Ansicht vertreten, daß alle unter Ba IV zur 
Anklage gestellten Handlungen zugleich Verstöße gegen das gemeine 
Strafrecht aller zivilisierten Staaten bildeten. Ich bin aus zeitlichen 
Gründen nicht in der Lage, hier in eine detaillierte Prüfung der Frage 
einzutreten, ob diese Handlungen auch gegen Normen des deutschen 
Strafrechts, wie es vor 1933 gegolten hat, verstoßen, Mir scheint, daß 
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dieses ganz überwiegend der Fall ist. Wenn dem aber so ist, wenn also 


Art.6c des Statuts itm Hinblick auf diese Handlungen nur die frag- 
würdigen Rechtfertigungsgründe rückwirkend wieder aufhebt, welche 
die Gesetzgebung des Dritten Reiches geschaffen hatte, dann kann der 


‚Grundsatz „nulla poena sine lege‘ seinem Sinne nach dem nicht ent- 


gegenstehen. Wir können und dürfen diesen Satz nicht im Sinne eines 
dogmatischen Gesetzespositivismus zur Verabsolutierung der formalen 
Legalität benutzen. Sein rechtspolitischer Sinn liegt darin, daß er die 
rückwirkende Strafbarmachung von Tatbeständen verhüten soll, die 
entweder ethisch indifferent sind oder zwar ethisch negativ bewertet 
werden, aber in jenem Bereich des Ethischen liegen, der bislang als 
strafrechtlich irrelevant galt. Um solche Verhaltensweisen ging es bei den 
in Nürnberg verhandelten Unmenschlichkeitsdelikten nicht. Es ging um 
Taten, die nach früher unangefochtener und allgemein als selbstver- 
ständlich erachteter Ansicht nicht nur ethisch verwerflich, sondern ver- 
brecherisch und strafbar waren und für deren Strafbarkeit feste gesetzliche 


"Tatbestände und Strafrahmen bestanden. Wurden solche Taten gesetz- 


geberisch legalisiert, so mußten Männer, die höchste verantwortliche 
Positionen im Staate bekleideten, wissen, was hier gespielt wurde. ‚Ich 
glaube daher, daß die Aburteilung der Angeklagten nach dem strafge- 


setzlichen Tatbestand des „Verbrechens gegen die Menschlichkeit“ ne, 


(Art. 6c) durch ein Besatzungsgericht von dem Einwand der Unzulässig- 
keit einer ex post facto-Gesetzgebung nicht berührt wird. 


Ich möchte damit nicht zu den Problemen Stellung nehmen, die das 


wesentlich weitergreifende Kontrollrats-Gesetz Nr. 10 aufwirft, das 
den Strafbestand des Verbrechens gegen die Menschlichkeit in allge- 
meines, auch durch deutsche Gerichte anzuwendendes Besatzungsrecht 
umformt. | 

Es wäre also rechtlich nichts dagegen einzuwenden, wenn ein von den 
Besatzungsmächten kraft ihrer in Deutschland geübten Okkupations- 
gewalt eingesetzter Gerichtshof die Angeklagten nach dem strafgesetz- 
lichen Tatbestand des Art. 6c des Statuts abgeutrteilt hätte. Anders wäre 
die Rechtslage jedoch, wenn das Nürnberger Militärtribunal ein inter- 
nationaler Gerichthof auf völkerrechtlicher Grundlage wäre. Ein solcher 
Gerichtshof könnte im bisherigen Völkerrecht keinen Rechtstitel nach- 
weisen, der ihm die Befugnis gäbe, Humanitätsdelikte fremder Staats- 
angehöriger, begangen in einem fremden Lande gegen fremde Staats- 
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angehörige, zu bestrafen. Eine solche Gerichtsbarkeit wäre nur dis- 
kutabel, wenn sie Aussicht hätte, in naher Zukunft als allgemein an- 
erkanntes und geübtes Völkerrecht zu gelten; davon kann jedoch beim 
heutigen Zustand des Weltstaatensystems und der internationalen Organi- 
sation offenbar noch nicht die Rede sein, so beklagenswert diese Fest- 
stellung auch sein mag. 


C. Verbrechen gegen den Frieden 


Ich wende mich nun dem dritten und letzten Straftatbestand des Statuts 
(Art. 62), den Anklagepunkten I und II, Verschwörung und Verbrechen 
gegen den Frieden, zu, jenem Tatbestand also, der wegen seiner politischen 
Bedeutung und Tragweite und wegen seiner am stärksten 
umstritten ist. 


Art. 6a lautet: ‚Verbrechen gegen den Frieden: nämlich Planung, Vor- 
bereitung, Einleitung oder Führung eines Angriffskrieges oder eines Krieges 
unter Verletzung internationaler Verträge, Vereinbarungen oder Zusiche- 
rungen oder Teilnahme an einem gemeinsamen Plan oder einer gemeinsamen 
Verschwörung zur UNE einer er vorgenannten Handlungen.“ 


Bei der Begründung de beiden Anklagepumkte I und II ist dasselbe 
Beweismaterial vorgelegt worden. Auch der Gerichtshof hat in seinem 


Urteil diese beiden Anklagepunkte gemeinsam erörtert und darauf hin-. 


gewiesen, daß sie „ihrem Wesen nach gleich sind“ (S, 64). Wir können 
in unserer Untersuchung diesem Beispiel Folge leisten. Dabei ist darauf 
aufmerksam zu machen, daß der Gerichtshof die von der Anklage in 
ihrem Punkt I vertretene Auffassung abgelehnt hat, daß Art.6 des 
Statuts auch die Beteiligung an einer Verschwörung zur Begehung von 
Kriegsverbrechen und Verbrechen gegen die Menschlichkeit für strafbar 
erklärt habe. 


Art.6 des Statuts bestimmt im letzten Absatz : „Anführer, Organisatoren, 


Anstifter und Helfershelfer, die an der Fassung oder Ausführung eines ge- 


meinsamen Planes oder einer gemeinsamen Verschwörung zur Begehung eines 
(der vorgenannten Verbrechen teilgenommen haben, sind für alle Handlungen 
verantwortlich, die von irgendwelchen Personen in Ausführung eines solchen 
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Planes begangen worden sind.” Dazu sagt das Urteil (S. 67) : „Nach An- 
sic,it des Gerichtshofes fügen diese Worte den bereits aufgezählten Verbrechen 
kein neues, besonderes Verbrechen hinzu. Die Worte sind dazu bestimmt, die 
Verantwortlichkeit derjenigen Personen festzulegen, die an einem gemein- 
samen Plan teilnehmen. Der Gerichtshof wird daher die im Anklagepunkt I 
enthaltenen Anschuldigungen, daß die Angeklagten an einer Verschwörung 


- beteiligt waren, um Kriegsverbrechen und Verbrechen gegen die Elumanität 


zu begehen, außer acht lassen und lediglich den gemeinsamen Plan, Angriffs- 
kriege vorzubereiten, einzuleiten und durchzuführen, in Betracht ziehen.“ 


Die Qualifizierung des Angriffskrieges als eines Besen Ver- 
brechens, das individuelle strafrechtliche Haftbarkeit der für den Aus- 


“ bruch des Krieges verantwortlichen Personen begründet, ist von der 


Anklage sowohl wie vom Gerichtshof auf eine Anzahl völkerrechtlicher 
Verträge und Instrumente gestützt worden, die sämtlich auf die beiden 
Jahrzehnte zwischen ıg19 und 1939 zurückgehen. Der Gerichtshof hat 
auch arı den Artikel 227 des Versailler Vertrages erinnert, der die An- 


 klage gegen den Deutschen Kaiser erhob. Lassen Sie mich für einen 


Augenblick Ihre Aufmerksamkeit auf die Natur der damals erhobenen 
Anklage zurücklenken, 
Im 19. Jahrhundert bis zum ersten Weltkrieg hin galt i im Völkerrecht | 
unbestritten das Prinzip des freien Kriegführungsrechtes. Das jus belli 
war der souveränen Entscheidung jedes völkerrechtlich handlungs- 
fähigen Staates anheimgegeben, und diese Entscheidung begründete 
keine andere Verantwortlichkeit als die selbstverständliche politische 
Haftung für die Folgen eines verlorenen Krieges. Es war daher schwierig, 
am Ausgang des ersten Weltkrieges eine juristisch formulierte Anklage 
gegen Wilhelm II. als den der verantwortlichen Verursachung des 
Krieges in erster Linie Beschuldigten zu erheben. Die damalige Situ- 
. ation wird vielleicht am besten beleuchtet durch die internen Erwägungen, 
die im November 1918 im Schoße des britischen Kriegskabinetts über 
die gegen Wilhelm II. zu erhebende Anklage angestellt wurden. 
Über diese Erwägungen hat uns Lloyd George in seinem Buche ‚The 
Truth about the Peace Treaties“ (2 Bde,, London 1938) unterrichtet. 
Ich zitiere hier die in diesem Gremium vorgetragenen Ausführungen 
des Attorney General, Sir F. E. Smith (später Lord Pe vom 
28. November . 


3 Nürnberg | — 33 


„Premierminister, m. E. wird, wenn dieser Mann entkommt, das Volk in 


seinen breiten Massen überall sagen, daß er entkommen sei, weil er ein Kaiser 
ist. M. E. würde es recht haben. Man würde sagen, daß ein Einfluß von oben 
her ausgeübt worden ist, um ihn zu retten. Es ist nicht wünschenswert, Bar 
solche Dinge gesagt werden, besonders nicht in diesen Tagen. 

Es ist ein für alle Male notwendig, ein Exempel dahingehend zu statuieren, 
daß Mißerfolg nicht das einzige Risiko ist, das ein Mann zu fürchten hat, der 
im Augenblick in irgendeinem Lande despotische Macht besitzt und die 
furchtbare Entscheidung zwischen Krieg und Frieden trifft. Wenn jemals 
wieder diese Entscheidung in einem heikel ausbalancierten Gleichgewicht der 
Entscheidung eines Einzelnen ausgeliefert sein sollte, dann sollten wir den 
Herrscher, der über den Krieg entscheidet, wissen lassen, daß er unter ganz 
anderen Gefahren mit seiner persönlichen Sicherheit spielt. 

Aus diesen Gründen glauben wir, daß der Ex-Kaiser bestraft werden sollte. 
Falls dieser Standpunkt angenommen würde, ergäbe sich die Frage: Wie 
kann man sich seiner Person versichern? Und die Frage ist bereits gestellt 
worden und wird auch weiterhin aufgeworfen werden, ob seine Auslieferung 
‚verlangt werden kann oder nicht, 

Nun haben die Franzosen offenbar der Ansicht Ausdruck gegeben, daß die 
Auslieferung verlangt werden könne. Meine eigene klare Meinung ist die, daß 
diese Auffassung falsch ist . . . Aber es ist nicht nötig, diese Frage zu erörtern, 
denn wir wollen nicht vorschlagen, daß wir uns in zweifelhafte technische 
Argumente verlieren, während wir tatsächlich mächtigere Waffen zur Ver- 
fügung haben. Unendliche Perspektiven von Streitfragen würden durch eine 
Erörterung darüber eröffnet, ob die Auslieferung nach niederländischem 
Recht erfolgen kann oder nicht. Und wenn entgegen meiner Auffassung die 


Auslieferung verlangt werden könnte, so könnte der Kaiser lediglich für 


eben dasjenige Verbrechen (vielleicht ein begrenztes) angeklagt werden, 
welches mit Erfolg als Rechtsgrund seiner Auslieferung geltend gemacht 
' worden ist. Ich glaube, daß es unnötig ist, zu fragen, ob die Ausliefe- 
rung von Rechts wegen verlangt werden könnte, denn. es scheint mir, 
daß die Niederlande ihn tatsächlich herausgeben müssen. Der Völker- 
bund oder die Konferenz der Alliierten, welche der Bildung des Völker- 


bundes vorausgehen wird, wird wirksame Argumente an die Niederlande 
zu richten haben, und deren innere Lage scheint mir so zu sein, daß es. 


der niederländischen Regierung schwer fallen dürfte, Argumente der bezeich- 
neten Art zurückzuweisen, 
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Angenommen, daß man sich seiner Person bemächtigt hat -— wie soll man 
mit ihm verfahren? Es gibt zwei alternative Möglichkeiten. In erster Linie 
könnte er durch die Alliierten so behandelt werden, wie Napoleon behandelt 
wurde, d. h. unter Übernahme einer hohen Verantwortung durch die Sieger- 
mächte könnte er verbannt oder in anderer Weise an seiner Person bestraft 


werden. Auf diese Weise würden wir das Risiko unendlicher Verzögerungen 


und einer in die Länge gezogenen Öffentlichen Anklage vermeiden. Wir 
würden die Billigung und Unterstützung der überwiegenden Mehrheit der 
zivilisierten Welt finden. Und wir sind kühn genug, um überzeugt zu sein; 
daß wir nichts von dem Urteil der Zukunft zu fürchten hätten, 


' Die zweite Alternative ist die, daß er durch einen Gerichtshof ablönreeit 


würde, der offenbar in seiner Zusammensetzung international sein müßte. 
Es würde auf der moralischen Seite zahlreiche offenkundige Vorteile zur 
Folge haben, wenn diese Methode, mit der Sache fertig zu werden, zu einer 
logischen Entscheidung der Situation führen würde, Aber wie sollte der Ge- 


. richtshof konstituiert werden? Sollen Neutrale Mitglieder des Gerichtshofes 


sein? Können Deutsche Mitglieder des Gerichtshofes sein? 

Ich gestehe, daß ich meinerseits in ganzen zu der Ansicht neige, daß die 
Mitglieder des Gerichtshofes lediglich aus Bürgern der alliierten Länder be- 
stehen sollten, Ernsthafte Richter sollten ernannt werden ; aber wir sollten, 
wie mir gegenwärtig scheint, das Risiko übernehmen, zu erklären, daß in 
diesem Streit wir, die Allierten, die wir uns auf die allgemeinen Prinzipien 
des Sittengesetzes stützen, unsere eigenen Rechtsmaßstäbe anwenden und das 
Urteilsverfahren unseren eigenen Gerichten anvertrauen. | 

Die große Frage, die man an mich richten wird, ist diese: für welche :Ver- 
brechen sollte der Ex-Kaiser verantwortlich gemacht werden? Die erste An- 
klage, die vielen einfallen wird, ist eine solche, die allgemein die Frage seiner 
Verantwortlichkeit für den Ursprung des Krieges aufwirft. Ich kann, ohne 
eine Entscheidung zu treffen, nur sagen, daß die Behandlung einer solchen I 
Anklage unendliche Auseinandersetzungen mit sich bringen würde.. 

Wir wünschen nicht, in ein Gerichtsverfahren verwickelt zu werden, wie das 
von Warren Hastings mit seiner unendlichen Dauer, Wir wünschen nicht, 
einer peinlich genauen Prüfung der Geschichte der europäischen Politik der 
letzten zwanzig Jahre gegenübergestellt zu werden. 
Die zweite Anklage ist vollkommen klar und entscheidend, Ein Klagen 
sollte sicherlich in die Anklageschrift aufgenommen werden, der nämlich den 
Kaiser mit der Verantwortlichkeit für den völkerrechtswidrigen Einfall in 
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Belgien und für alle daraus folgenden verbrecherischen Akte belastet, die sich 
ereignet haben. Das ist ein absolut klarer S tandpunkt, und ich glaube nicht, 
daß irgend ein ehrliches Gericht ihm gegenüber zaudern könnte, 


Die nächste Anklage ist die, daß der Kaiser in der Frage des uneinge- | 


schränkten Uboot-Krieges verantwortlich ist. Es mag notwendig sein, 
andere Anklagen hinsichtlich dieses Klagepunktes mit zu berücksichtigen, 
Aber es ist m. E. absolut unmöglich für uns, irgend einen Untertan anzu- 
klagen oder zu bestrafen, wenn der Ex-Kaiser unbestraft aller Verantwort- 
lichkeit für den Uboot-Krieg entgeht, 

Als höchster Justizbeamter der Krone sage ich ganz offen, daß es mich in die 
größten Schwierigkeiten bringen würde, in irgendeiner Weise für die Ab- 
urteilung untergeordneter Verbrecher verantwortlich zu sein, wenn man dem 
Ex-Kaiser erlaubte, zu entkommen“* 


Im Sinne dieser Ausführungen des britischen Kronanwalts, die nach dem. 
Zeugnis Lloyd Georges auf alle Mitglieder des Imperial War Cabinet 


stärksten Eindruck gemacht hatten, hat man auch auf der Pariser Friedens- 
konferenz davon abgesehen, eine juristisch formulierte Anklage wegen 
verantwortlicher Verursachung eines Angriffkrieges gegen Wilhelm II. 
zu erheben. Die im Art. 237 des Versailler Vertrags formulierte Anklage 


lautete vielmehr: 


„Die alliierten und assoziierten Mächte stellen Wilhelm II. von Hohen- 
zollern, vormaligen Kaiser von Deutschland, wegen schwerster Verletzung 
des internationalen Sittengesetzes und der Heiligkeit der Verträge unter 
öffentliche Anklage. | 

Ein besonderer Gerichtshof wird eingesetzt, um über den Angeklagten unter 
Wahrung der wesentlichen Bürgschaften des Rechts auf Verteidigung zu Ge- 
richt zu sitzen. Der Gerichtshof besteht aus 5 Richtern, von denen Je einer 
von folgenden 5 Mächten, nämlich den Vereinigten Staaten von Amerika, 
Großbritannien, Frankreich, Italien und Japan ernannt wird, 


Der Gerichtshof urteilt auf Grundlage der erhabensten Grundsätze der inter- 


nationalen Politik ; Richtschnur ist für ihn, den feierlichen Verpflichtungen 
und internationalen Verbindlichkeiten ebenso wie dem internationalen Sitten- 
gesetz Achtung zu verschaffen. Es steht ihm zu, die Strafe zu bestimmen, 
deren Verhängung er für angemessen erachtet. | 

Die alliierten und assozülerten Mächte werden an die Regierung der Nieder- 
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Lande das Ersuchen richten, den vormaligen Kaiser zum Zwecke seiner Ab- 
UnE auszuliefern.“ 


Nicht als juristisch formulierten Straftatbestand, sondern im Rahmen 
dieser allgemeinen Anklage wegen Verletzung des internationalen Sitten- 
gesetzes haben die Alliierten in ihrer Note vom 15. Januar 1920 an die 


‚ niederländische Regierung weiterhin die Verletzung der Neutralität 


Belgiens und den uneingeschränkten Uboot-Krieg zur Begründung ihres 
Auslieferungsverlangens erwähnt. 


„Die Mächte erinnern kurz an die unter so vielen Verbrechen erfolgte Ver- 
letzung der Neutralität Belgiens und Luxemburgs, an das barbarische und 
unerbittliche System von Geiseln und Massendeportationen, an die Ent- 
fernung der jungen Mädchen aus Lille, die ihren Familien entrissen und dem 
schlimmen Zusammenleben beider Geschlechter überliefert wurden, an die 
systematische Verwüstung ganzer Gegenden ohne militärische Notwendigkeit, 
an den uneingeschränkten Uboot-Krieg und an das unmenschliche Imstich- 
lassen der Opfer auf hoher See, sowie an die Taten gegen die Nichtkämpfenden, 
die von den deutschen Behörden als gegen die Kriegsgesetze verstoßend aner- 
kannt wurden.“ | 


Es finden sich — etwa in der Note der Alliierten an die Deutsche Frie- 
densdelegation vom 16. Juni 1919 — auch Wendungen, die den Krieg als 
solchen „ein vorsätzlich gegen das Leben und die Freiheiten Europas er- 
sonnenes Verbrechen‘ nennen. Zugleich wird jedoch betont, daß die 
Anklage gegen Wilhelm II. nach Art, 227 „keinen juristischen Inhalt hat 
hinsichtlich ihres Inhalts, sondern nur hinsichtlich ihrer Form‘. Dem- 


. gemäß hat die niederländische Regierung in ihrer das Auslieferungsver- 


langen der Alliierten zurückweisenden Note vom ar. Januar 1920 erklärt, | 
daß sie keine rechtliche Verpflichtung anerkennen könne, sich einem 
Akte der hohen internationalen Politik der Mächte anzuschließen: 


„Wenn in der Zukunft durch den Völkerbund eine internationale Recht- 
sprechung geschaffen werden sollte, die befugt wäre, im Falle eines Krieges 
über Tatsachen Recht zu sprechen, die durch ein vorher ausgearbeitetes 
Statut zu Verbrechen gestempelt und als solche sanktioniert sind, dann werden 
die Niederlande sich der neuen Ordnung der Dinge anschließen.“ 
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Als Ergebnis dieser Auseinandersetzungen ist festzuhalten: Das Bestehen 
eines juristisch fundierten Straftatbestandes „Angriffskrieg‘‘ ist von den 
Alliierten im Jahre ıgıg nicht behauptet worden. Soweit die Strafver- 
folgung Wilhelm II. eine solche Strafnorm voraussetzte,: wurde sie von 
der niederländischen Regierung als rückwirkendes Strafgesetz und daher 
nicht als rechtlich haltbare Grundlage eines Auslieferungsverlangens an- 
gesehen. | 

‚Wenn also die Entfesselung eines Angriffskrieges im September 1939 ein 
von Rechts wegen strafwürdiges Verbrechen war, so muß sich in der Zeit 
zwischen 1919 und 1939 ein entsprechender Rechtssatz gebildet haben, 
Die völkerrechtlichen Verträge und Instrumente, die neben dem Briand- 
Kellogg-Pakt von der Anklage herangezogen worden sind, um eine 
solche Qualifizierung des Angriffskrieges als verbrecherisch nachzu- 
weisen, brauchen hier nur kurz gestreift zu werden. Es handelt sich 
vor allem um das in der Geschichte der Sicherheitsfrage berühmte 
Genfer Protokoll von 10924, um die 8. Resolution der VIII, Vollver- 
sammlung des Völkerbundes von 1927, um die Entschließung der 6. Pan- 
amerikanischen Konferenz von 19238 und einige weitere, weniger be- 
deutsame Dokumente. Das Genfer Protokoll ist niemals ratifiziert 
worden. Die Entschließungen der Panamerikanischen Konferenz waren 
in ihrer rechtlichen Wirksamkeit naturgemäß auf den interamerika- 
nischen Völkerrechtskreis beschränkt. Für alle diese Resolutionen gilt 
im übrigen eine Feststellung, die Professor Radin, Rechtslehrer der 
Universität California, in dem Spitzenaufsatz des .Aprilheftes 1946 der 
bekannten amerikanischen Zeitschrift „Foreign Affairs‘ („Justice at 
Nuremberg‘) trifft: wenn vom Angriffskrieg als einem „international 
crime‘‘ gesprochen wurde, so handelte es sich dabei um einen „rhetori- 
cal term, but not a term with a definite jegal content‘, um eine rheto- 
rische Wendung, aber nicht um einen präzisen Rechtsbegriff,. Wenn 
daher diesen Entschließungen eine rechtliche. Bedeutung überhaupt zu- 
kommt, so höchstens in dem beschränkten Sinne, den das Urteil des 
Gerichtshofes ihnen auch nur zuerkennt, indem es sie in die Vorge- 
. schichte des Briand-Kellogg-Paktes verweist. | 

Auf dieses berühmteste Dokument der neueren Völkerrechtsgeschichte, 
den Pakt von Paris vom 27. August 1928 — in der politischen Umgangs- 
sprache als „‚Kriegsächtungspakt“ bekannt — kommt es daher juristisch 

in der Tat in entscheidendem Maße an. 
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Ich karın auf die Entstehungsgeschichte dieses sroßen Kollektivvertrages, 
dem nahezu alle Staaten der Welt beigetreten sind, hier nicht näher ein- 
gehen, Nur eines ist an dieser Stelle hervorzuheben: daß nämlich der 
eigentliche Vorkämpfer und Erfinder des Gedankens der „outlawry of 
wat“, der Rechtsanwalt Levinson aus Chicago, und mit ihm die Träger 
der populären amerikanischen Kriegsächtungsbewegung, keineswegs be- 
geistert waren von der Art der Verwirklichung, die ihre Idee in Gestalt 
des Briand-Kellogg-Paktes erfahren hatte. Sie hatten vielmehr das Ge- 
fühl, daß die diplomatischen Verhandlungen und Vorbehalte viel Wasser 
in den reinen Wein ihrer Idee gegossen hatten, In der Tat hat die völker- 
rechtliche Problematik des Kellogg-Paktes hier ihre Wurzel. 

Worin besteht der rechtliche Gehalt der beiden lapidaren Artikel des 
Paktes und welches sind die Rechtsfolgen seiner Verletzung? Die Signa- 
tare erklären, daß sie den Krieg als Mittel für die Lösung internationaler 
Streitfälle verurteilen und auf ihn als Werkzeug nationaler Politik in 
ihren gegenseitigen Beziehungen verzichten (Art. 1). Sie vereinbaren, 
daß die Regelung und Entscheidung aller Streitigkeiten und Konflikte, 
welcher Art oder welchen Ursprungs sie auch sein mögen, niemals anders 
als durch friedliche Mittel angestrebt werden soll (Art. 2), 

Das Nürnberger Urteil antwortet auf die Frage nach der rechtlichen 
Wirkung dieser Vereinbarung zunächst zutreffend: Jede Nation, die sich 


nach der Unterzeichnung des Paktes des Krieges als Werkzeug nationaler . 


Politik bediente, machte sich des Vertragsbruches schuldig, Man muß 
zugleich hinzufügen: der Krieg als Werkzeug internationaler Politik, als 
Mittel kollektiver Sanktionen, blieb außerhalb des Geltungsbereiches 
dieser Verpflichtung. Diese Feststellung ist deshalb wichtig, weil sie auf 
die notwendige Verknüpfung des Kellogg-Paktes mit dem Problem einer 
internationalen Sicherheitsorganisation hinweist, Die Tragweite des 
Kriegsverzichts ist nur dann klar übersehbar, wenn es eine international 
anerkannte Sicherheitsorganisation gibt und man infolgedessen genauer 
definieren kann, in welchen Fällen der Krieg als Mittel internationaler 
Sicherheitspolitik zu gelten hat. Insoweit bedarf die weitere Feststellung 
des Nürnberger Urteils, daß die Unterzeichner des Paktes von Paris den 
„Krieg bedingungslos als Werkzeug zukünftiger Politik ächteten*, einer 
Einschränkung. Auf jeden Fall verzichteten die wichtigsten Signatare 
auch nicht vorbehaltlos auf den Krieg als Werkzeug nationaler Politik. 
Die Vereinigten Staaten machten vielmehr den gewichtigen Vorbehalt. 
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des Selbstverteidigungskrieges. Großbritannien machte einen noch 
weitergehenden Vorbehalt, der das Selbstverteidigungsrecht auf gewisse, 


geographisch nicht näher abgegrenzte Gebiete besonderer Empire-In- 
teressen erstreckte, ein Vorbehalt, der in die diplomatische Sprache als 
„britische Monroe-Doktrin‘ eingegangen ist. 


Die Note des britischen Außenministers Sir Austin Chamberlain an den 
amerikanischen Botschafter in London vom 19. Mai 1928 erinnert daran, 
„daß es gewisse Gebiete auf der Welt gibt, deren Wohlfahrt und Unversehrt- 
heit ein besonderes und lebenswichtiges Interesse für unseren Frieden und 
unsere Sicherheit darstellt. Die Regierung Sr. M. hat sich in der Vergangen- 
heit bemüht, Klarheit darüber zu schaffen, daß eine Einmischung hinsichtlich 
dieser Gebiete von ihr nicht geduldet werden könne ; ihr Schutz gegen jeden 
Angriff stellt für das Britische Reich einen Akt der Selbstverteidigung dar. 
Es muß darüber völlige Klarheit herrschen, daß die Regierung Sr. M. den 
neuen Vertrag nur annimmt, wenn völliges Einverständnis darüber besteht, 
daß er ihrer Handlungsfreiheit in dieser Hinsicht keinen Abbruch tut.* 


Die Bedeutung dieser Vorbehalte gewinnt dadurch an Gewicht, daß der 
Kellogg-Pakt keine nähere Definition der Begriffe „Angriffskrieg‘ und 
„Selbstverteidigung‘* gegeben, sondern vielmehr jedem Unterzeichner 


selbst überlassen hat, in souveräner Weise darüber zu entscheiden, ob der 


"Tatbestand des Angriffs oder der Selbstverteidigung gegeben sei. 
Kritiker des Kellogg-Paktes haben unter Hinweis auf diese Vorbehalte 
und Unvollkommenheiten den Rechtsgehalt des Vertrages überhaupt in 
Zweifel gezogen. Mir scheint, daß diese Kritik zu weit geht. Es ist jedoch 
für die Fragestellung des Nürnberger Prozesses nicht entscheidend, ob 
und wieweit man diese Kritik für berechtigt hält oder nicht. Ich glaube 


auch, daß man darauf verzichten kann, den von dem Verteidiger Prof. 


H, Jahrreiß dargelegten und im ganzen wohl unbestreitbaren Zusammen- 
bruch des Völkerbundsystems vor 1939 in seiner rechtlichen Tragweite 
für die Verpflichtungskraft des Kellogg-Paktes zu prüfen. 

Wir können vielmehr von der Annahme ausgehen, daß der Kellogg-Pakt 
im September 1939 in ungebrochener Rechtsgültigkeit stand und können 
dabei das Problem der Vorbehalte und Definitionsmängel außer Betracht 
lassen. Denn die Situation von 1939 ist in tatsächlicher Hinsicht von sel- 
tener Eindeutigkeit. | 
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Wenn der deutsche Einmarsch in Polen am ı. September 1939 kein Akt 
der Selbstverteidigung war — und es wird wohl niemand ernstlich be- 
haupten wollen, daß er das gewesen sei—,so lag eine klare und ein- 
deutige Verletzung des Kellogg-Paktes durch den Signatar-Staat Deut- 
sches Reich vor. 


Welche Rechtsfolgen ergeben sich aus dieser Verlagen Sir 


Hartley Shawcross hat diese Rechtsfolgen in seiner Anklagerede voll- 
kommen zutreffend gekennzeichnet, wenn er feststellte: 


Der Kellogg-Pakt ‚ermöglichte es Deutschland nicht, gegen Polen in den 
Krieg zu ziehen und dennoch, wie es Großbritannien und Frankreich gegen- 
über geschah, sich wegen eben der Bestimmungen des Paktes auf ein Verschont- 
werden von kriegerischen Handlungen zu verlassen. Denn in seiner Präambel 
legte der Pakt ausdrücklich fest, daß kein des Bruches seiner Bestimmungen 
schuldiger Staat aus seinen Vorrechten Nutzen ziehen dürfe. Und als beim 
Ausbruch des zweiten Weltkrieges Großbritannien und Frankreich dem 
Völkerbund mitteilten, daß zwischen ihnen und Deutschland seit dem 3. Sep- 
tember 1939 ein Kriegszustand bestand, erklärten sie, daß Deutschland durch 
seinen Angriff auf Polen seine Verpflichtungen nicht nur gegen Polen, sondern 
auch gegen die anderen Signatarmächte des Paktes gebrochen habe. Ein Ver- 
tragsbruch in Beziehung auf eine Signatarmacht bedeutete einen Angriff auf 
alle anderen Signatarmächte, die das Recht hatten, ihn als solchen zu be- 
handeln. Ich betone diesen Punkt für den Fall, daß einer dieser Angeklagten sich 
an den Buchstaben der Einzelheiten des Punktes II der Anklage halten sollte 
und anzudeuten versuchte, daß es nicht Deutschland war, das am 3.5 eptem- 
ber 1939 den Krieg mit Großbritannien und Frankreich begann. Die Kriegs- 
erklärung ging von Großbritannien und Frankreich aus; die kriegerische 
Handlung und ihr Beginn gingen von Deutschland aus und bedeuteten einen 
Bruch des grundlegenden Gesetzes, an dem es selbst beteiligt war.“ S, 13/14,) 


Bis hierher stimme ich den Schlußfolgerungen des britischen Anklägers 
zu. Es entspricht allgemein anerkanntermaßen dem klar zum Ausdruck 
gebrachten Willen der. Vertragschließenden, daß der vertragsbrüchige 
Signatar aller Vorteile aus dem Vertrag verlustig gehen sollte. Dieses ist 
die einzige aus dem System des Kellogg-Paktes ganz zweifelsfrei abzu- 
leitende rechtliche Sanktion. Darüber hinaus war es die Absicht der Ur- 
heber und Unterzeichner des Paktes, den Angreifer gewissen moralischen 


al 


Sanktionen auszusetzen, d. h.ihn der moralischen Verurteilung durch 


die öffentliche Meinung der Welt preiszugeben. Über diese Folgen be- 
steht allgemeines Einverständnis. Zweifelhaft und aus einer sinngetreuen 
Interpretation des Vertrages nicht mehr ableitbar ist es bereits, wenn man 
in den dreißiger Jahren und im Verlaufe des letzten Krieges hier und 
dort versuchte, aus dem Kellogg-Pakt eine partielle Suspension des 
Kriegs- und Neutralitätsrechtes gegenüber dem paktbrüchigen Staate 
zu rechtfertigen. Wenn aber Sir Hartley Shawcross und mit ihm seine 
Kollegen und der Gerichtshof darüber hinaus aus dem Wortlaut und 
System des Kellogg-Paktes eine unmittelbare völkerstrafrechtliche Ver- 
antwortlichkeit (wenn diese Wortbildung erlaubt ist) der für den Pakt- 
bruch verantwortlichen Einzelpersonen herleiten wollen, so scheint mir 
dieses Unternehmen juristisch vollends unhaltbar zu sein. 

Die Gründe, die es mir verbieten, einer solchen Auffassung zu folgen, 
lassen sich in aller Kürze darlegen. 

1. Keine der an der Unterzeichnung des Kellogg-Paktes im Jahre 1928 
beteiligten Vertragsparteien hat damals die Möglichkeit ins Auge gefaßt, 
daß die für eine Verletzung des Vertrages verantwortlichen Personen 
strafrechtlich zur Rechenschaft gezogen werden könnten. Sie gingen viel- 
mehr von der Überzeugung aus, daß die Verletzung der eingegangenen 
Verpflichtung lediglich eine moralische Disqualifizierung des vertrags- 


brüchigen Staates bewirken könne. — In diesem Sinne erklärte Staats-. 


. sekretär Kellogg am 7. Dezember 1928 vor dem Auswärtigen Ausschuß 
des Senats der USA: 


„Wie man annehmen kann, daß für die Vereinigten Staaten eine moralische 
Verpflichtung bestünde, nach Europa zu gehen, um den Angreifer oder die 
Kriegspartei zu bestrafen, wo doch im Laufe der Verhandlungen niemals ein 
solcher Vorschlag gemacht wurde und niemand dem zustimmte und wo eine 
| solche Verpflichtung auch gar nicht besteht — das geht über meinen Verstand. 
Ich kann es nicht begreifen. 
| Soweit ich sehe, sind wir nicht stärker verpflichtet, jemanden wegen Verlet- 
zung des Antikriegspaktes zu bestrafen, als wir ihn wegen Verletzung irgend 
_ eines anderen mit uns geschlossenen Vertrages zu bestrafen verpflichtet sind. e 


Der Aukwärkge Ausschuß des’ Senats feste am 15. Januar 1929 einen 
Bericht vor, in dem folgende Feststellung getroffen. wurde: 
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„Der Ausschuß ist der Ansicht, daß der Vertrag keine Sanktionen vorsieht, 
weder ausdrücklich noch stillschweigend. Sollte irgendein Signatar des Ver= 
trages oder irgend ein später beigetretener Staat die Bestimmungen desselben 
verletzen, so besteht auf Seiten der anderen Unterzeichner weder ausdrück- 
lich noch stillschweigend irgendeine Verpflichtung oder Verbindlichkeit, 
Straf- oder Zwangsmaßnahmen gegen den vertragsbrüchigen Staat zu er- 
greifen. Die Wirkung der Vertragsverletzung besteht darin, die anderen 
Unterzeichner des Vertrages von jeder Verpflichtung aus dem Vertrage dem 
verletzenden Staate gegenüber zu befreien.“ 


Staatssekretär Stimson erklärte noch am 8. August 1932 in einer Rede 
vor dem Council on Foreign Relations in New York; 


„Der Briand-Kellogg-Pakt sieht keine zwangsmäßigen Sanktionen vor. Er 
fordert nicht, daß irgend ein Signatar mit Zwangsmaßnahmen vorgeht, falls 
der Pakt verletzt wird, Er beruht vielmehr auf der Sanktion der öffentlichen 
Meinung, die zu einer der mächtigsten Sanktionen der Welt gemacht werden 
kann.“ | 


Man wird vielleicht einwenden, daß sich alle diese Äußerungen in erster 
Linie gegen Zwangsmaßnahmen in der Art der Völkerbundsanktionen 
richten und daß sie nichts über eine individuelle Strafbarkeit der für den 
Paktbruch verantwortlichen Personen sagen. Das ist gewiß richtig, liegt 
aber nur daran, daß man nichtgeäußerte Worte und Gedanken nicht 
zitieren kann und beweist nur, daß der Gedanke daran 1928 und noch 
später vollkommen außerhalb der Phantasie aller maßgeblichen Staats- 


männer gelegen hat. 


2. Zwischen 1938 und 1939 ist die Welt Zeuge einer Reihe von schwer- 
wiegenden Verletzungen des Kellogg-Paktes geworden. Weder 1931 bei 
dem japanischen Einmarsch in die Mandschurei noch 1934 im Chaco- 
Krieg noch 1935/36 im italienisch-abessinischen Krieg noch 1937 im 
chinesisch-japanischen Konflikt noch endlich 1939/40 im finnisch- 
russischen Winterkrieg ist jemals ernstlich die Frage einer internationalen. 
strafgerichtlichen Verfolgung der für den Kriegsausbruch verantwort- 
lichen Personen aufgeworfen worden. In den meisten Fällen unterlag es 
in der öffentlichen Meinung der Welt keinem Zweifel, auf welcher Seite 
die Vertragsverletzung lag. Es mag sein, daß in den meisten Fällen die 
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Machtmittel für eine Bestrafung der Schuldigen fehlten. Es bleibt jedoch 
festzustellen, daß auch nicht der leiseste Versuch gemacht wurde, einen 
Strafanspruch gegen die für den Ausbruch des Krieges Verantwortlichen 
auch nur theoretisch und prinzipiell anzumelden. Im Gegenteil fanden in 
den meisten Fällen diplomatische Verhandlungen und Verständigungen 
mit den paktbrüchigen Staaten und ihren verantwortlichen Staats- 
männern statt, und die vertragswidrigen Eroberungen dieser Länder 
wurden z, T. de jure anerkannt. 

3. Im Jahre 1934 fand in Budapest eine Tagung der International Law 
Association statt, die sich mit dem Problem einer Ergänzung des Kellogg- 
Paktes durch Sanktionen beschäftigte, In einer Entschließung dieser 
Konferenz wurde die Ansicht vertreten, die Verletzung des Kellogg- 
Paktes gebe den anderen Signataren das Recht, dem Angreifer die Vor- 
rechte eines Kriegführenden — z. B. Prisenrecht, Blockaderecht usw. — 
zu verweigern, Es sei ihnen erlaubt, dem Angreifer gegenüber die Pflich- 
ten des Neutralitätsrechtes außer acht zu lassen und den angegriffenen 
Staat mit finanziellen und anderen Mitteln zu unterstützen oder ihm auch 
mit bewaffneter Macht zur Hilfe zu kommen. 

Die Entschließung von Budapest war lediglich eine Meinungsäußerung 
einer privaten wissenschaftlichen Vereinigung, deren internationales An- 
sehen nicht zu bezweifeln ist, die aber keinesfalls in der Lage war, eine 
authentische Interpretation des Kellogg-Paktes zu geben oder gar seinen 
Inhalt zu ändern. 


Der britische Lordkanzler Lord Sankey hat das in einer Erklärung im Ober- 
haus am 20, Februar 1935 klargestellt, indem er erklärte : 


„Es ist notwendig, von vornherein zu betonen,, daß die Konferenz, welches 


auch immer das Gewicht ihrer Autorität sein mag und welche Beachtung 
ihren Enischließungen auch immer gebührt, doch eine rein private und in- 
offizielle Konferenz gewesen ist. Ihre Teilnehmer haben, von ihrem Standpunkt 
aus vollkommen zu Recht, ihre eigenen Ansichten zum Ausdruck gebracht, sie 


repräsentierten nicht notwendigerweise die Ansichten der Juristen in ihren. 


Heimatländern und noch viel weniger die Ansichten ihrer ne 
Die Resolution von Be hat mithin de lege late keine völkerrecht- 


liche Bedeutung. Dennoch erlaubt sie eine für unseren Zusammenhang 
wichtige Feststellung, nämlich die, daß auch die radikalste und bisher 
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nur von inoffizieller wissenschaftlicher Seite vertretene Interpretations- 
these zum Kellogg-Pakt mit keinem Wort die Möglichkeit einer straf- 
gerichtlichen Verfolgung der für den Paktbruch verantwortlichen Staats- 
männer in Erwägung gezogen hat. 

Aus allen diesen Gründen stimme ich der von Prof. Radin in seinem oben 
zitierten Artikel vertretenen Ansicht zu, daß nämlich der Einwand der 
ex post facto-Gesetzgebung gegen die Strafnorm des Art. 6a des Statuts 
weder von Mr. Jackson noch von seinen Kollegen entkräftet worden ist; 
und ich habe dem nur noch hinzuzufügen, daß auch der Gerichtshof in 
seinem Urteil kein durchschlagendes Argument zur Widerlegung dieses. 
Einwands hat beibringen können. 

Das Urteil betont, daß der Grundsatz „nullum crimen sine lege“ ein 


. allgemeiner Grundsatz der Gerechtigkeit sei. Es geht offensichtlich davon 


aus, daß prinzipiell auch eine internationale Strafgerichtsbarkeit auf 
völkerrechtlicher Grundlage ihm unterworfen ist. Es vertritt jedoch den 
Standpunkt, daß eine unzulässige ex post facto-Gesetzgebung dann nicht ‘| 
vorliege, wenn eine Tat für strafbar erklärt werde, die zwar zur Zeit ihrer 


| Begehung nicht strafbar, wohl aber rechtswidrig gewesen sei. In einem 


solchen Falle sei es nicht ungerecht, einen Täter, dem die Rechtswidrig- i \ 
keit seines Handelns bekannt sein mußte, zu strafen; es sei vielmehr un- 


gerecht, wenn man seine Freveltat straffrei ließe. 


Bee der Stellung, die die Angeklagten in der AIERE Deutschlands 
einnahmen, mußten sie, oder zumindest einige von ihnen, Kenntnis von den 
von Deutschland unterschriebenen Verträgen haben, in denen der Krieg als 
Mittel zur Beilegung internationaler Streitigkeiten für ungesetzlich erklärt 
wurde; sie mußten gewußt haben, daß sie allem Völkerrecht zum Trotz 
handelten, als sie mit vollem Vorbedacht ihre auf Invasion und Angriff ge- 


_ richteten Absichten ausführten‘ (8.39.) . 


Demgegenüber ist zu fragen: Genügt. das Kennen oder Kennenmüssen 
der moralischen Verwerflichkeit oder der allgemeinen Rechtswidrigkeit 
einer begangenen Tat, um ein rückwirkendes Strafgesetz als unbedenk- 
lich erscheinen zu lassen? Mir scheint, es würde eine schwerwiegende 
Einschränkung des Satzes „nullum crimen sine lege‘ und seiner rechts- 
staatlichen Garantiefunktion bedeuten, wenn wir diese Frage bejahen 


_ würden. In allen Rechtssystemen, die im geschriebenen Strafgesetz als 
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der alleinigen Grundlage aller Strafgerichtsbarkeit eine wesentliche Bürg- 
schaft der individuellen Freiheit sehen, dürfte diese Einschränkung bisher 
ungebräuchlich gewesen sein. Wenn ich heute einen Kaufvertrag über 
einen schwer zu beschaffenden Bedarfsgegenstand schließe und diesen 
Gegenstand morgen unter Bruch des Vertrages an einen anderen Ver- 
käufer veräußere, so ist das gewiß eine moralisch verwerfliche Handlung 
und sogar ein Unrecht. Aber ein solches Verhalten ist bisher nicht straf- 
bar, und ich glaube, wir würden uns sehr wundern, wenn es morgen 
durch ein Gesetz mit rückwirkender Kraft für strafbar erklärt würde. 


Ich will damit nicht sagen, daß es unsinnig oder ungerecht wäre, den 
Angriffskrieg in Zukunft für ein strafwürdiges Verbrechen zu erklären. 
Ich möchte vielmehr mit größtem Nachdruck erklären, daß ich es nach 
zwei entsetzlichen Weltktiegen für eine gebieterische Aufgabe unserer 
Zeit halte, ein wirksames internationales Kriegsverhütungssystem zu 
schaffen, dem gegebenenfalls auch solche Strafgewalt zu Gebote stehen 
muß. Aber man kann nicht die Augen davor verschließen, daß es ein 
solches System bisher nicht gegeben hat und daß auch die UN. nur einen 
ersten neuen Ansatz auf diesem Wege darstellen, 
Was mich dem Nürnberger Urteil gegenüber nicht zur Ruhe kommen läßt, 
ist ein Doppeltes — und ist nur dieses: 
Nach den Erfahrungen des letzten Jahrzehnts kann jeder verantwortungs- 
bewußte deutsche Jurist nur ein strikter und radikaler Verfechter des 
rechtsstaatlichen Prinzips sein, Wir alle bemerken jedoch, daß die 
wahren Maßstäbe rechtsstaatlichen Denkens auch heute noch erschüttert 
‚ und verwirrt sind. Wir müssen sie klären und zu voller Reinheit läutern. 


"Wir dürfen auch dort keine bloße Vergeltung wollen, wo es sich um die 


Totengräber des Rechtsstaates handelt. Hermann Göring und die Schul- 
digen unter seinen Mitangeklagten wären der verdienten Strafe auch dann 
nicht entgangen, wenn man ihre Schuld nach den strengsten Maß- 
stäben rechtsstaatlichen Denkens gemessen hätte. Diese Maßstäbe aber 
fordern, daß eine Tat nur dann mit Strafe belegt werden kann, wenn sie 
zur Zeit ihrer Begehung nicht nur rechtswidrig und unmoralisch, son- 
dern wenn sie kriminelles und strafbares Unrecht war. 


Und zum anderen: Nichts wäre verhängnisvoller, als wenn wir uns uber 


den heutigen Stand unserer völkerrechtlichen Weltorganisation irgend- 
welchen Täuschungen hingeben würden. Der Nürnberger Prozeß anti- 
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zipiert eine Weltverfassung, die in der politischen Wirklichkeit und im 
allgemeinen Völkerrecht noch nicht existiert und deren Verwirklichung 
in einer näheren Zukunft noch höchst zweifelhaft ist. Walter Lippmann 
hat kürzlich aus der unleugbaren Tatsache, daß die UN, infolge des 
Veto-Rechts über keinen funktionsfähigen Sanktionsmechanismus ver- 
fügen, die überraschende Schlußfolgerung gezogen, die UN. seien auf 
der Ablehnung des Sanktionsprinzips aufgebaut und hätten ein grund- 
sätzlich andersartiges System der Durchsetzung des Völkerrechts ge- 
wählt: nämlich die persönliche strafgerichtliche Verantwortlichkeit jedes 
Einzelnen, der sich gegen das Völkerrecht vergeht. Lippmann verweist 
hierfür auf den Nürnberger Prozeß. Das scheint mir eine in gewisser 
Hinsicht alarmierende These zu sein, die den verhängnisvollen Abstand 
zwischen Wunsch und Wirklichkeit erneut beleuchtet; denn in der 
Charter von San Francisko steht zwar manches über kollektive Sank- 
tionen gegen einen Ängreiferstaat, aber kein einziges Wort über die indi- 
viduelle strafrechtliche Verantwortlichkeit der für einen Angriffskrieg 
verantwortlichen Staatsmänner, 

Ich bin, wie vielleicht die meisten unter Ihnen, der festen Überzeugung, 
daß die internationale Ordnung im Atomzeitalter einer weltumspannen- 
den Sicherheitsorganisation, wirksamer Souveränitätsbeschränkungen 
gegenüber den Staaten und einer obligatorischen internationalen Ge- 
tichtsbarkeit bedarf. Aber ich bin ein ebenso entschiedener Gegner aller 
völkerrechtlichen Projekte, die der tatsächlichen Struktur des poli- 
tischen Systems vorauseilen und daher in der rauhen und trägen Wirk- 
lichkeit der Weltpolitik zum Scheitern — oder zum Mißbrauchtwerden 
verurteilt sind. Nichts aber schadet der Idee und Autorität des Völkere 
rechts mehr, nichts fördert so sehr den politischen Nihilismus und di- : 
zynische Verachtung des Rechts, als utopische Völkerrechtsprojekte. 
Wird der Angriffskrieg nur dann gestraft, wenn er verloren worden ist 
und besteht keine begründete Hoffnung, daß Angriffskriege in Zukunft 
verloren werden, so führt ein solches Prinzip nur zur Bestätigung der im 
Bewußtsein vieler Völker — und besonders des deutschen — schon all- 
zutief verwurzelten Überzeugung, daß der Erfolgreiche Recht habe; 
darüber hinaus aber mag es dazu führen, daß der erfolglose Angreifer 
eher den Untergang in einer Katastrophe sucht, als daß er kapituliert. 
Gewähr dafür, .daß jeder Angreifer gestraft werde, kann nicht die Prä- 
zedenzentscheidung eines internationalen Gerichtshofes leisten, mag 
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seine Autorität noch so hoch sein, sondern nur eine wirksame und der 
politischen Wirklichkeit entsprechende, rechtlich verfaßte Weltorgani- 
sation. Be 


Diskussion 


Herr F.: Inwieweit war die Schuld der Angeklagten im Pünkt Angriffs- 
krieg für das Strafmaß von Gewicht? Hat nicht das Gericht selbst diesen 
Punkt für weniger wichtig gehalten? 


Herr Grewe: Der Angeklagte Heß ist nur in diesem Punkt für schuldig. 


erklärt worden. Er ist dafür aber immerhin zu lebenslänglichem Gefäng- 
nis, wenn auch nicht zum Tode verurteilt worden. 


Herr Küster: Es ist richtig, daß der Kelloggpaktnichts Ausdrückliches über 


eine persönliche Strafbarkeit der Betreiber eines Angriffskriegs enthält. ie 


Was er enthält, ist die rechtliche Disqualifizierung des Angreiferstaates, 
In dieser Richtung stellt das Nürnberger System der persönlichen Ver- 
antwortung des Einzelnen eine weitere Stufe dar. Man muß aber sehen, 
daß der Kelloggpakt und Nürnbergals zwei Stufen einer Konzeption zu- 
sammen auf die eine Seite gehören, und daß ihnen das System der Sank- 
tionskriege, der organisierten Weltjustiz als eine grundsätzlich andere 
Konzeption gegenübersteht. Dieses letztere System ist in der Form des 
Völkerbundes gescheitert, und seine Wiederaufnahme im System der 
UN, verspricht einstweilen wenig praktischen Erfolg. Eben deswegen hat 


man sich, so scheint es mir, in der nüchternen Erkenntnis, daß man prak- 


tisch auf einer primitiveren Stufe anfangen müsse, mit dem Statut für 
Nürnberg wieder zur Konzeption des Kelloggpaktes zurückgefunden und 
den Versuch gemacht, von diesem Boden aus eine Stufe weiter zu kommen. 
Diese Stufe entspricht derjenigen primitiven Stufe des innerstaatlichen 
Rechts, wo die Strafverfolgung eines von der Allgemeinheit Geächteten 
auch noch nicht durch die staatliche Macht organisiert wurde, sondern 
den persönlich Betroffenen überlassen blieb, wobei jedem Dritten die 
Unterstützung des Selbsthilfevollzugs frei stand. 


Herr Kb.: Ich möchte noch einen Schritt weiter gehen. Folgt aus dem 
Kelloggpaktnichtganz konsequent, daß die nach diesem Pakt rechtswidri- 
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gen Kriegshandlungen von den geschädigten Staaten nach ihrem inner- 
staatlichen Strafrecht verfolgt werden können? Bombenwürfe also z.B. 
nach dem Strafgesetzbuch als Sprengstoffverbrechen? 


Herr Grewe : Dieser Gedankengang liegt in der Linie der französischen 
Anklage. Er führt letztlich dazu, daß jeder Soldat, der an einer Kriegs- 
handlung teilnimmt, als Verbrecher vor ein Kriegsgericht gestellt werden 
kann. Das rechtliche Vorgehen gegen die Anstifter eines Krieges auf die- 
sem Wege zu begründen, wäre für die Zukunft allenfalls denkbar, Für 
den vergangenen Krieg halte ich es für unzulässig. 


Herr Ku.: Entspricht nicht der Hinweis Jacksons, „man müsse irgend- 
wann einmal anfangen‘, dem angelsächsischen ‚„Case‘-Strafrecht? Offen- 
bar ist doch der Grundsatz nulla poena sine lege für das englische Straf- 
recht, das sich von Fall zu Fall fortbildet, weit weniger grundlegend, als 
für uns, die wir an Strafgesetzbücher gewöhnt sind. 


Herr Grewe : Für das englische Recht mag das zutreffen. Zwischen eng- 
lischem und amerikanischem Recht ist in dieser Beziehung aber bereits 
ein Unterschied zu machen, Der englische Ankläger hat erklärt, es reiche 
aus, wenn eine Tat zur Zeitihrer Begehung durch eine moralische Norm 
verboten war; dann könne gegen ihre spätere rückwirkende Strafbar- 
machung nichts eingewendet werden. Aber die englische oder auch ameri- 
kanische Rechtsauffassung kann nicht maßgebend 'sein für das Völker- 
recht. Nach allgemeinem Völkerrecht können Präzedenzfälle nur hilfs- 
weise, zur Ausdeutung unklarer Rechtssätze, herangezogen werden. 


Herr Kt.: Der Satz nulla poena sine lege kann doch überhaupt wohl nur 
dort Anwendung finden, wo es einen Gesetzgeber gibt, also nicht im Völ- 
kerrecht. 


‚Herr Grewe : Im Völkerrecht wird der Satz zwar großzügiger zu hand- 
haben sein, so daß unter Umständen eine klare gewohnheitsrechtliche 
Regel ausreicht. Unzureichend ist aber eine bloße Rechtsaufstellung 
durch einzelne Staaten und erst recht eine solche, die erst nachträglich 
erfolgt. Zur Bildung von Gewohnheitsrecht wäre eine langdauernde, 
dem allgemeinen Rechtsempfinden entsprechende Rechtsübung durch 
eine überwältigende Mehrheit von Staaten erforderlich. 
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Herr Küster: Inwiefern gehört der Satz nulla poena sine lege überhaupt 
dem positiven Völkerrecht an? 


Herr Grewe: Wo das Völkerrecht Strafrecht ist, ist er unentbehrlich. Er 
konnte freilich bisher schon deshalb kaum jemals ausgesprochen werden, 
weiles Völkerstrafrecht, abgesehen vom Fall der Piraterie, eigentlich noch 
gar nicht gab. Die Verbannung Napoleons und die Auslieferungsanträge 
1918 bedeuteten lediglich Akte der hohen Politik, kein strafrechtliches 
Verfahren. 


Herr Küster: Ich möchte auf den Beginn der Diskussion zurückgreifen. 
Es muß die Frage klargestellt werden, ob ein System der bloßen Ächtung 
des Angreifers tatsächlich zu Unordnung und Nihilismus im Völkerrecht 
führt. 


Herr R.: Es liegt mindestens nahe, daß die Stufe des Fem- und Faust- 
rechts, die wir im innerstaatlichen Recht längst überwunden haben, im 
Völkerrecht einen entsprechenden unerwünschten Rechtszustand zur 
Folge hat. 


Herr Küster: Trotzdem fürchte ich, daß diese für die innerstaatliche 
Rechtsentwicklung notwendig gewesene Übergangsstufe auch im Völker- 
recht nicht übersprungen werden kann. | 


Herr Grewe: Ich muß darauf hinweisen, daß die Bezeichnung des Kellogg- 
pakts als Kriegsächtungspakt kein offizieller Ausdruck, sondern eine ideo- 
logische Benennung seitens der Amerikaner war. | 


Herr Küster: Das mag sein. Auf alle Fälle brachte der Pakt die automatische 
Disqualifizierung der angreifenden Macht. 


Herr Grewe: Das stimmt, aber eben doch nur mit der Einschränkung, daß 
die Disqualifizierung zunächst keine rechtliche, sondern nur moralische 
Bedeutung hatte. Bis 1928 war die Frage, ob Angreifer oder nicht, über- 
haupt ohne jede Wirkung auf die rechtliche Position des Kriegführenden 
gewesen. Daranänderte der Kelloggpakt zunächst nichts. Die Budapester 
Entschließung 1934 wollte aus der Disqualifizierung rechtliche Konse- 
quenzen ziehen. Aber sie blieb eine unverbindliche private Äußerung. 
Dementsprechend wurde Deutschland auch zunächst als rechtmäßige 
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Kriegspartei anerkannt; die Vereinigten Staaten haben bis 1941 den 
Standpunkt vertreten, daß sie eine vorschriftsmäßige Neutralitätspolitik 
einhielten. Erst nach 1941 begann sich ihre Stellungnahme im Sinne der 
Budapester Entschließung zu ändern. Ä 


Herr Küster : Ich möchte demgegenüber daran festhalten, daß derKellogg- 
pakt allein schon durch seine Unterscheidung zwischen den drei Arten 
eines gesetzmäßigen Krieges einerseits und dem ungesetzlichen Krieg 
andererseits einen gewaltigen Fortschritt bedeutet hat. Alles Recht be- 
sinnt damit, daß Unterscheidungen gemacht werden. 


Fortsetzung der Diskussion ohne den Referenten 


Herr Kp.: Müssen wir nicht verlangen, daß man sich bei der Behand- 
lung der nationalsozialistischen Straftaten an solche Rechtsnormen hält, 
die auch wirklich allgemein durchgesetzt werden können? Es darf nicht 
sein, daß die Ächtung oder jedenfalls die Achtvollziehung allein von der 
Opportunität abhängt. 


Herr Hn.: Sowjetrußland war nicht legitimiert, über die Angeklagten zu 
Gericht zu sitzen. Es hat noch zu Beginn dieses Krieges freundschaftliche 
Beziehungen zum nationalsozialistischen Deutschland unterhalten, 


Herr Küster : Ich für meinen Teil begrüße es, daß gerade durch den Mund 


‚der Sowjetrussen z. B, Angriffskriege als strafbar gebrandmarkt wurden, 
‚auch wenn diese Leute praktisch anders handelten. Die Frage, ob die 


Richter legitimiert waren, sollte uns nicht in erster Linie interessieren. 
Unser Interesse muß sich vielmehr in erster Linie darauf richten, daß im 


Nürnberger Prozeß gewisse Prinzipien grundsätzlich anerkannt wurden, 


deren Anerkennung in unserer Lage ein Glück für uns ist. Statt ihnen zu 
widerstreben, sollten wir ihnen freudig zustimmen. Freilich in dem Sinn, 
daß wir den Staaten, die das Gericht gehalten haben, immer wieder sagen: 
eure Prinzipien sind gut, auch wenn Deutsche das erste Opfer sind, aber 
wir werden uns auch auf sie berufen. 


Herr Kb.: Ich meine auch, daß wir gerade in unserer heutigen Situation 
die Vorteile, die wir durch das neue Recht erhalten, sehen müßten. Ge- 


SI. 


wiß besteht, wenn aus Gründen der politischen Opportunität ein Gerichts- 
verfahren veranstaltet wird, die Gefahr, daß sich darin eine bloße politi- 
sche Maßnahme versteckt. Aber wir können die Möglichkeit nicht aus- 
schließen, daß die maßgebenden Stellen ehrlich gewillt sind, das neue 
Recht grundsätzlich für und gegen jedermann anzuwenden. 


Herr Küster: Es kommt natürlich schon darauf an, ob Herr Grewe recht 
damit hat, daß das in Nürnberg angewandte Recht ungeeignet sei, Ord- 
nung zu schaffen, Wenn Herr Kb, unsraten wollte, einfach aus Situations- 
eründen das Recht von Nürnberg anzunehmen und für uns politisch aus- 
zunützen, so müßte ich diesen Rat zurückweisen. Wenn man gar nicht 
daran glaubt, daß in Nürnberg ein praktikables neues Recht entwickelt 
worden ist, dann wäre unsere Zustimmung eine Vermengung von Recht 
und Zweckmäßigkeit, die wertlos wäre. 


Herr Hg.: Daß die Regierenden für ihre Handlungen persönlich verant- 
wortlich gemacht werden, ist nicht so neu, wie es Herrn Grewe erscheint, 
Denn aus seiner eigenen Darstellung ergibt sich, daß der englische Kron- 
jurist ein gerichtliches Vorgehen gegen Wilhelm II. persönlich gefordert 
hat. 

Im übrigen würde ich glauben, daß das Nürnberger Urteil viele Menschen 
in Zukunft daran hindern wird, derartige Verbrechen zu begehen. 


Fräulein F.:Dann.müßte aber das Urteil heute schon im Osten Folgen 
haben, | . 


Herr Ep. : Wird Nürnberg nicht schon allein dadurch widerlegt, daß kein e 


Mensch daran denkt, die Zwangsverschickungen von Spezialisten aus der 
russischen Zone zu ächten? 


Herr Küster Ich muß hier zur Nüchternheit mahnen. Das System des 
Kelloggpaktes und des Nürnberger Rechts enthält keine Pflicht zu einem 
Akt der Ächtung oder gar zu ihrem Vollzug. Es beschränkt sich darauf, die 


‚Ächtung automatisch eintreten zu lassen. Ob sich jemand findet, sie zu 


vollziehen, bleibt Sache der Opportunität. - 


Fräulein F.: Sie bringen immer wieder ins Recht die Opportunität herein. 
Ist es überhaupt möglich, so zu denken? Ist alsdann noch Recht? 
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Herr Küster: Durchaus. Die Opportunität hat ihren legitimen Platz im 


Strafrecht, Nur.die Schwärmer mit dem Standpunkt fiat justitia, pereat 
mundus denken anders. Ich glaube nicht, daß sie die wahren Rechts- 
freunde sind. i 


Herr P.: Man muß doch beachten, daß die Ungleichmäßigkeit der An- 


wendung das Recht von Nürnberg psychologisch schwer belastet, In 


Nürnberg hat man den deutschen Staatsmännern den Vorwurf gemacht, 


gegen die Naziverbrechen keinen Widerstand geleistet zu haben. Wenn. 


aber ein fremder Staatsmann zu dem, was heute geschieht, weder ja noch 
nein sagt, riskiert er nichts. So erhebt sich der Einwand des Tu quoque. 


Fräulein F.: Wenn seitens der demokratischen Mächte nur in bestimmter 
Richtung und nicht allseitig Gerechtigkeit geübt wird, ist es unmöglich, 
die Jugend zur Demokratie zu erziehen. Ä 


Herr Kb.: In der Forderung, daß die Gerechtigkeit sofort immer allseitig 
geübt werden müsse, zeigt sich der in Deutschland so besonders verbrei- 
tete Mangel an Erkenntnis des politisch Möglichen.Wenn die Westmächte 
und Sowjetrußland wegen der Vorkommnisse im Osten in Streit gerieten, 
wäre der Schaden weit größer, als der Nachteil, der dadurch entsteht, 
daß in Nürnberg vielleicht nicht alle lebenden Verbrecher gegen die 
Menschlichkeit verurteilt werden konnten, 
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Zweiter Abend — 29. November 1946 
Erklärung des Referenten 


Herr Grewe: Der nun vorliegende Wortlaut des Nürnberger Urteils ändert 
an den sachlichen Feststellungen meines Referats nichts, Man muß jedoch 
anerkennen, daß das juristische Niveau des Urteils höher ist als das der 
Anklagen. 
Im Urteil ist der Widerspruch offenbar geworden, der dadurch entsteht, 
daß man teils nach Völkerrecht, teils entsprechend der französischen An- 
klage auf Grund innerstaatlichen Rechts judiziert hat. Es ist aber von ent- 
scheidender Bedeutung, ob es sich in Nürnberg um ein a 
oder einen internationalen Gerichtshof handelt. 
Zur Frage der Rückwirkung der angewandten Strafnormen bringt das 
Utteil nichts Neues, Es genügt nicht, dem Beschuldigten das Bewußtsein 
von der Rechtswidrigkeit seines Handelns nachzuweisen, um den Ein- 
wand der unzulässigen Rückwirkung zu entkräften. 
Damit ist für die Anwendung der fraglichen Normen in der Zukunft nichts 
gesagt. Man muß in der Diskussion unterscheiden, ob man de lege lata 
oder de lege ferenda spricht. 
Nach den schon zitierten Ausführungen von Lippmann (in der Ameri- 
kanischen Rundschau) muß der Organisation der UN, das in Nürnberg 
entwickelte Recht zugrunde gelegt werden; denn das Sanktionsverfahren 
sei durch das Vetoparalysiert. Geschichtlich stimmt das nicht ganz. Denn 
in der C'harta von San Franzisko, auf die die UN. sich gründen, ist man 
vom Sanktionsprinzip ausgegangen. 
Der Nürnberger Prozeß ist keine Veranstaltung der UN.; die in Nürnberg 
entwickelten Grundsätze binden die Mitglieder der UN. nicht. Besteht über- 
haupt Aussicht, daß diese Grundsätze international angenommen werden? 
Bei der kürzlich erfolgten Neuschaffung des Internationalen Gerichtshofs 
im Haag war mit keinem Wort davon die Rede, daß man etwa Einzelperso- 
nen vor diesen Gerichtshof zitieren könne. Es liegt einstweilen wenig dafür 
vor, daß der Vorschlag von Lippmann Aussicht auf Annahme hätte, 
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Davon äbgesshen: Ist der Vorschlag zweckmäßig? Die UN, sind bis jetzt 
nur eine diplomatische Verhandlungstribüne und ein Instrument zur 
Mobilisierung der öffentlichen Meinung. Soll man diese Einrichtung mit 
Strafgewalt über Einzelpersonen ausstatten? (Nach Lippmann soll etwa 
ein Techniker, der sich entgegen den darüber getroffenen Bestimmungen 
mit der Atombombe befaßt, nach internationalem Recht zur Verantwor- 
tung gezogen werden, Andererseits soll er gegen Zugriffe seines Heimat- 
staates geschützt werden, wenn dieser von ihm ein den genannten Be- 
stimmungen entgegenstehendes Verhalten verlangt.) 

Ich glaube nicht, daß dieses Prinzip der individuellen strafrechtlichen 
Verantwortlichkeit irgendetwas an der Entwicklung der letzten Jahre 
hätte ändern können. Eine wirksame internationale Exekutive wäre dafür 
erforderlich. Sonst besteht keine Einwirkungsmöglichkeit gegenüber dem 
Starken und Erfolgreichen. Der erfolglose Angreifer aber wird, wenn er 
unter der Strafdrohung steht, lieber seine ganze Umwelt in die Luft 
sprengen, als nachgeben und sich ausliefern. 

Ich erscheine im letzten Protokoll zu sehr als Verfechter des Sanktions- 
prinzips. Daß dieses Prinzip zur Zeit nicht funktioniert, ergibt sich aus der 
derzeitigen Strukturder Welt. Eine Isolierung des Angreifers scheint in der 
heutigen politischen Konstellation nicht vollständig durchführbar zu 
sein. Es muß daher jedes Sanktionssystem gegenwärtig von zweifel- 
haftem Werte sein. 


Korreferat 


Herr Küster: Ich habe zweierlei vor. Ich will einmal auf Herrn Grewes 
Darstellung antworten und dabei die auftauchenden Fragen einigermaßen 
im Zusammenhang erörtern. Ich halte es aber überdies für nötig, die Er- 
örterung atis dem Binnenjuristischen herauszuheben. Vor allem ist es not- 
wendig, sich überhaupt einmal über die Möglichkeiten des Stellungneh- 
mens zu einern solchen Tatbestand wie der Charter von London, dem 
Nürnberger Urteil und auch einem solchen Referat klar zu werden. 
Herr Küster bezeichnet und vereinbart demgemäß mit dem Diskussions- 
leiter folgende Diskussionspunkte: 

1. Möglichkeiten einer Stellungnahme und Erheblichkeit unsres 

Stellungnehmens. | 
2. Konsens als Voraussetzung der Völkerrechtsfortbildung, 
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3. Komplex „Gericht der Sieger in eigener Sache‘, 
a) Zuständigkeitsproblem 
b) Aussichten der Interventionsgerichtsbarkeit 
c) Erst haben, dann hängen - 
d) „Eigene Sache?‘ 
e) Gegenvorschlag; Gericht der Besiegten? 
f) ,„, Tu quoque* 
g) Mangelnde Universalität der Rechtsanwendung, 
4. Staatsunrecht oder persönliche Verantwortung? 
5. Pseudolegalität. 
6. Komplex Nulla poena sine lege. 
7. Die drei Systeme der Diskriminierung des Angriffskriegs, 
Herr Küster führt sodann im Zusammenhang aus: 


Zu Punktı 


Möglichkeiten der Stellungnahme und Erheblichkeit un- 


seres Stellungnehmens 


Es ist die Frage, welchen Nutzen man überhaupt aus solch einer Betrach- 
tung ziehen kann; inwiefern sie das Denken des Beteiligten verändert. 
Ich gebe Herrn Grewe Recht, es taugt nicht viel, wenn man als gebildeter 
Mensch nur der instinktiven Meinung lebt, den Angeklagten in Nürnberg 
sei recht geschehen. Ich glaube aber, man wäre noch unglücklicher daran, 
wenn man als Ergebnis unserer Betrachtungen nun die Fragezeichen- 
stimmung mitnehme, denen in Nürnberg sei vielleicht doch nicht recht 
geschehen. Damit wäre an Stelle der instinktiven Reaktion lediglich ein 
typischer Zustand des halben Wissens getreten. Es ist also unerläßlich, 


daß wir jedenfalls über das Stadium einer solchen Resonanz hinaus- 


dringen. Wenn schon ein Vorbehalt in unseren Herzen haftet, dann doch 
wenigstens einer aus genauen Gründen. Dabei betrachte ich es als nun- 
mehriges Hauptziel, eine Vorstellung von dem ganz verschiedenen Gewicht 
der Einwände zu schaffen, die im Referat naturgemäß alle auf die juristische 
Einheitsebene projiziert waren. Dergleichen gehört ja zu den Hauptauf- 
gaben unserer Gesellschaft. Sie muß stets danach trachten, die Selbstver- 
ständlichkeiten der einzelnen Disziplinen, über die diese selbst nicht Be- 
scheid zu wissen pflegtenund die jeden Außenstehenden unbestimmt be- 
fremden, ins Bewußtsein zu erheben und in ihrer Eigenart zu erkennen. 
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In unserem Fall handelt es sich darum, die spezifische Nivellierung, die 
die Dinge durch die juristische Betrachtung erfahren, das Schweigenlassen 


‚des Gewichtssinnes, mit dem das klare Entweder-Oder des Rechts er- 


kauft wird, teilweise rückgängig zu machen. Wir müssen sehen, das bloß 
juristische Urteil zu einem vollständigen Urteil unseres Rechtsbewußt- 
seins zu ergänzen. | 

Ich darf zunächst eine allervorläufigste Präzisierung der Greweschen 
Fragezeichen vornehmen. Ich habe nämlich den Eindruck, daß sie radi- 
kaler wirken, als gemeint. 

Herr Grewe urteilt über den Nürnberger Spruch: 

1. Hinsichtlich der Kriegsverbrechen: im ganzen in Ordnung, 

2. Hinsichtlich der Menschlichkeitsverbrechen: nicht in Ordnung; 
Grundstimmung: wir bedauern, daß Nürnberg wohl keine Nach- 
folge finden wird. 

3. Hinsichtlich des Angriffskriegs: gleichfalls nicht in Be um- 
gekehrte Grundstimmung: wir hoffen, daß Nürnberg keine Nach- 
folge finden wird. 

Oder noch anders gewendet 
Kriegsverbrechen: Nürnberger Recht ist Recht. 
Menschlichkeitsverbrechen: Nürnberger Recht ist kein Recht; 
wäre es Recht, so wäre es gutes Recht. 
Angriffskrieg: Nürnberger Recht ist kein Recht; wäre es Recht, so 
wäre es schlechtes Recht. 
Es ist wichtig, daß die Laien unter uns lernen, statt in dem bloßen Dualis- 
mus von Recht und Unrecht zu denken, bei allen Rechtsdiskussionen die 
dreifache Unterscheidung zu machen: gutes Recht, schlechtes Recht, 
Unrecht (nicht Recht). 


Herr Grewe : Ich glaube, daß dieses Schema meine Stellungnahme nicht 
ganz korrekt wiedergibt, Wenn der Eindruck entstanden ist, ich hielte die 
persönliche Haftbarmachung für Angriffskriege überhaupt nicht für wün- 
schenswert, so möchte ich diesen Eindruck dahin korrigieren, daß ich das 
Prinzip der persönlichen Verantwortung nur dann für diskutabel halte, 
wenn eine entsprechend ZOELSESCHEIIENE Weltorganisation vorausgesetzt 
werden darf. 


Herr Küster : Ich bedaure, vielmehr ich freue mich, wenn ich den Referen- 
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ten in diesem Punkt mißverstanden habe. — Ich führe nun zunächst 
einige Möglichkeiten vor, wie man zu dem Urteil Stellung nehmen kann. 
Bitte betrachten Sie die Bildung Ihrer eigenen Stellungnahme als eine 
ernste und wichtige Sache. Es kann im Grenzfall von jedem von 
Ihnen, von der Überzeugung, die er sich jetzt bildet, abhängen, wie es mit 
dem Recht der Welt weitergehen wird, Beherzigen Sie den Hinweis Rein- 
hold Schneiders, daß „eine leise Abweichung vom Recht in unserer 
Brust, sofern die Linie auf die Welt durchgezogen werde, Verheerungen 
auslösen kann‘“. | 
Fassen wir zunächst das Urteil ohne die Charter ins Auge. Gegenüber 
einem Urteil gibt es, ohne daß ich erschöpfend sein will, folgende Mög- 
lichkeiten der Stellungnahme: 

I. Das Urteil kann so falsch sein, daß es uns keine Ruhe lassen darf, 


daß es als Unrecht angeprangert werden muß. Das Urteil gegen 
Jeanne d’Arc, das uns vielleicht demnächst beschäftigen wird, ist 


offenbar von dieser Artgewesen. Auch das erste Urteil gegen Drey- 
fuß gehört hierher. In beiden Fällen ist der Fall nach Jahren 
wieder aufgenommen und das erste Urteil ausdrücklich zum 
Unrecht erklärt worden. 


2. Das Urteil kann gewertet werden als ein Versuch, Machthandlun- 


gen in Rechtsform zu kleiden; unsere Reaktion ist, daß wir es wie 
hundert ähnliche Versuche in der Geschichte als Nichtrecht ad 
acta legen, 

3. Das Urteil kann hingenommen werden als eines, das zwar falsch, 
aber immerhin rechtskräftig ist. Es bleibt also innerhalb des Spiel- 
raums, in welchem wir den Irrtum auch beim Richter als mensch- 
lich hinnehmen und auch das Urteil, das wir inhaltlich falsch 
finden, doch, weil nun einmal das Gericht gesprochen hat, uns 
recht sein lassen. Es ließe sich denken, daß auch im Fall des Nürn- 
berger Spruchs diese heilende Wirkung der Rechtskraft ausreicht, 
um etwaige Mängel zu decken. Das würde nicht hindern, daß wir 
ihn ebenso wie rechtskräftige Urteile unserer eigenen Gerichte 
im Gespräch und in öffentlichen Abhandlungen der Kritik unter- 
ziehen, Es ist klar, daß eine solche Ablehnung von ganz anderer 
Art ist, als wenn wir uns zu einer der beiden erstgenannten Stel- 
lungnahmen entschließen. 

4. Das Urteil kann als ein solches erscheinen, das schlecht begründet 
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ist. So wie es begründet ist, ist es nicht zu halten; es hätte aber 
richtig begründet werden können, 
5. Das Urteil kann ein solches sein, das auf falsche Gründe mitge- 
stützt ist, das aber von dem richtigen Rest der Gründe, wie der 
Jurist sagt, getragen wird, 
Nun haben wir uns aber vom Urteil als Spruch zu den Rechtssätzen zu 
wenden, die es angewendet hat. Denn dies war das eigentliche Thema, 
das der Referent unserer Bitte gemäß erörtert hat. Hier sind folgende 3 
Hauptunterscheidungen zu machen: 
1. Der angewandte Rechtssatz sei kein solcher, weil ihm Gerechtig- 
keit fehle. 
2. Er sei es nicht, weil ihm Praktikabilität fehle. 
3. Er sei es deshalb nicht, weil ihm Positipität fehle. 


‚Wegen fehlender Gerechtigkeit greift der Referent etwa den Rechtssatz 


über die Strafbarkeit des Angriffskriegs an, namentlich dessen rückwir- 
kende Anwendung. Besonders überzeugend könnte man dem Satz, daß 
der Empfänger eines pseudolegalen Befehls sich auf Notstand nicht be- 
rufen könne, also zum Martyrium rechtlich verpflichtet sei, wegen man- 
gelnder Gerechtigkeit die Rechtsqualität absprechen. Mit dem Einwand 
der mangelnden Praktikabilität arbeitet namentlich der Schluß des Re- 
ferats. Nach der soeben gegebenen Erläuterung wird ihn Herr Grewe bei 
seiner Kritik der Strafbarkeit des Angriffskriegs sogar in den Vordergrund 
stellen. Die Masse des Referats arbeitete mit dem Einwand der mangeln- 
den Positivität; ich bitte sagen zu dürfen: sie arbeitete nur mit diesem Ein- 
wand. Ich werde gleich auf ihn eingehender zu sprechen kommen. 

Zuvor bitte ich Sie aber noch, sich das gegenseitige Verhältnis von Gerech- 
tigkeit, Praktikabilität und Positivität zu vergegenwärtigen. Der Ein- 
wand der mangelnden Gerechtigkeit und der mangelnden Praktikabilität 
treten jeder in zwei Stärkegraden auf. Verstößt eine Norm gröblich gegen 
einen dieser Werte, so kann sie damit zum Nicht-Recht werden, auch 
wenn sie im übrigen alle Zeichen der Positivität trägt, also z. B. im Gesetz- 
blatt als Gesetz verkündet ist. Ist der Verstoß weniger grob, so ist der be- 
treffende Satz nichtsdestoweniger Recht, nur eben schlechtes Recht, an 
dessen Stelle besseres Rechteingeführt werden sollte.— Der Mangelan Posi- 
tivität kennt nur eine Stufe. Fehlt einem Satz die Positivität, so heißt das, 
daß er kein Recht ist, mag er noch so gerecht und praktikabel sein; diese 
Eigenschaften bedeuten dann nur, daß er Recht werden sollte. Ist umge- 
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kehrt ein Satz als positives Recht erwiesen, wozu nach dem eben Gesag- 
ten gehört, daß er nicht durch grobe Mängel an Gerechtigkeit oder Prak- 
tikabilität disqualifiziert ist, so ist er Recht, und verbleibende Mängel 
bedeuten höchstens, daß es geboten sein könnte, ihn abzuschaffen. 
Beschränken wir uns nunmehr auf den Fall, mit dem die Masse des Re- 
Jerats zu tun hatte, daß nämlich einem Satz lediglich die Positivität Jehlt. 
Dieser Fall kann nun in einer speziellen Erscheinungsform gegeben sein, 
und wie ich glaube, gilt das besonders deutlich für das Nürnberger Urteil 
und die Charter, auf der es beruht. Es kann nämlich sein, daß die Char- 
ter oder das Urteil zwar revolutionär waren, daß sie also etwas als Recht ver- 
kündethaben, was es bis dahin nicht war, daß aber das Verkündete eben 
durch die Verkündung nun vollends zum Rechtssatz geworden ist, sozu- 
sagen dadurch über die Schwelle der Positivität gehoben wurde, Diese 
Behauptung läßt sich wieder auf zweierlei Weise verstehen. Man katın sie 
prognostisch nehmen, d.h. wer einen andern etwa in der Situation des 
Anwalts zu beraten hat, würde ihm sagen müssen, er habe nunmehr da- 
mit zu rechnen, daß die Sätze von London und Nürnberg in Zukunft als 
Recht zur Anwendung kommen werden. Die Feststellung, die fraglichen 
Sätze seien nunmehr zum Recht geworden, karın aber auch normativ ver- 
standen werden, Dann bedeutet sie, daß wir in der Situation des Richters, 
der selbst das Recht sucht, prinzipiell unabhängig, von dem, was etwa an- 
dere für Recht erklären werden, nunmehr zu dem Ergebnis gelangen 
müssen, daß London und Nürnberg die dort revolutionär verkündeten 
Sätze haben Recht werden lassen. | 

Es ist klar, daß die normative Betrachtungsweise eine sehr viel stärkere 
innere Beteiligung des Menschen einschließt, der fragt, was nun Recht 
sei, verglichen mit dem, der dieselbe Frage nur prognostisch stellt, Noch 
kritischer für den inneren Menschen läge der Fall, wenn wir urteilen 
müßten, die fraglichen Rechtssätze seien nicht nur revolutionär, sondern 
sie seien auch durch ihre Verkündung und erstmalige ‚Anwendung noch 
immer nicht positives Recht geworden; wohl aber seien sie damit in die 
kritische Phase auf dem Weg zur Positivität gebracht, wo es nun von uns 
abhängt, ob diese Sätze vollends zum Recht erstarken. Ich halte es für 
wichtig, sich diese existenzielle Schwellensituation zu vergegenwärtigen. 
Wenn wir mit wirklich wachem Rechtsbewußtsein bei der Sache sind, 
so kann es sein, daß wir eine solche Frage behandeln müssen, als sei ein 
jeder von uns, etwa als Rechtslehrer, als Anwalt, oder auch bloß als Ge- 
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schichtslehrer, als Hausvater, als einzelner Träger der öffentlichen Mei- 
nung, just das Zünglein der Waage, auf der entschieden wird, was künftig 
in den grundlegenden Menschheitsfragen Recht sein wird. 

Alsbald ist aber auch angesichts des Ganges der letzten Diskussion einer 
Abart des Stellungnehmens zu gedenken, von der es ebenso notwendig ist, 
daß man sie sich klar zum Bewußtsein bringt und sie unterscheidet von 
den bisher beschriebenen. Herr Kb. war es, der sich das letzte Mal so 
ausgedrückt hat, als sei es für uns letztlich gleichgültig, ob das in Nürn- 
berg angewandte Recht nun wirklich Recht war oder Recht werden sollte; 
denn in unserer gegenwärtigen Lage, wo wir ohnmächtig und auf das 
Recht angewiesen seien, seien die Nürnberger Rechtssätze auf jeden Fall 
für uns günstige Sätze und aus diesem Grund von uns als Recht zu ver- 
treten. Ich habe das als eine mephistophelische Denkweise bezeichnet. 
Man kann die Gewissensfrage, was Recht sei, nicht ersetzen durch die 
Klugheitsfrage, mit welchen Sätzen wir am besten fahren. Aber allerdings 
ist eine solche Klugheitserwägung als Zusatzmotiv durchaus am Platze. 
Die Masse der Deutschen ist in Gefahr, vor lauter Verdrossenheit und 
blinder Ablehnung gar nicht zu sehen, wie relativ günstig in der Tat die 
Nürnberger Rechtsprechung gerade für uns sich auswirkt. Mit der Ein- 
schränkung, daß das nicht Ihre entscheidende Erwägungsein darf, möchte 
ich also auch an Ihre Klugheit appelliert haben. 


Zu Punkta 
Konsens als Voraussetzung der Völkerrechtsfortbildung 


Herr Grewe sagt zu nn Ausführungen über die Fortbildung des 
Völkerrechts: 
„tier wird über die Tatsache hinweggegangen, daß jede gewohn- 
heitsrechtliche Entwicklung im Völkerrecht wie in allen anderen 
Rechtsgebieten den Konsens aller Rechtsgenossen voraussetzt!‘ 
I. Beachten Sie bitte zunächst, daß es sich bei Jacksons Darlegungen nur 
um Eventualerwägungen handelt: „selbst wenn‘ das Statut neues Recht 
enthalten sollte, stehe er nicht an zu verlangen usw. 
2. Unterstellen wir, es sei neues Recht: Wäre dieses Recht dann nicht 
gültig vereinbart ? Konnten die Partner des Londoner Abkommens nicht 


* So die ursprüngliche, jetzt verbesserte Fassung. 
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für den von ihnen beherrschten Rechtskreis, zu dem ja auch Deutsch- 


land und Italien gehören, eben nach der Konsenstheorie durch ihr 


Abkonımen neue Normen in Geltung setzen? (Einmal von der Frage 
rückwirkender Strafnormen abgesehen.) Ich sähe es gerne aufgeklärt, 
warum sich Jackson hierauf nicht beruft. Etwa weil er gewohnt ist, 
mehr in einem Präzedenzienrecht als in einem vereinbarten zu denken? 


Herr Grewe : Ich würde in einem solchen Abkommen, bei dem eine Macht 


einmal kraft ihrer eigenen, zugleich aber auch kraft der von ihr ausge- 
übten Staatsgewalt eines besiegten Landes beteiligt ist, ein unzulässiges 
Kontrahieren mit sich selbst sehen. 


Herr Küster : Gibt es das im Völkerrecht? 
Herr Grewe bejaht und behält sich nähere Begründung vor. 


Herr Küster : | 
3. Auf jeden Fall: so kann es nicht sein, daß die gewohnheitsrechtliche 
Entwicklung den Konsens aller Rechtsgenossen schon voraussetzt. 
Wennman imHinblick auf einen Rechtssatz überhaupt von Entwicklung 
sprechen will, so ist es doch wohl so, daß der allgemeine Konsens das 
Ergebnis und gerade nicht die Voraussetzung der Entwicklung ist. Herr 
Grewe hätte recht, wenn er gesagt hätte: Gewohnheitsrecht ist nur, 
was vom allgemeinen Konsens getragen wird. Wer nur im Gegen- 
satzpaar fertiges Recht — kein Recht denken kann, wessen Rechts- 
denken sich im risikolosen Ablesen fertiger Normen erschöpft, wird 
vom allgemeinen Konsens als Voraussetzung des Rechtseins (= der 
Rechtsqualität eines Satzes) reden, Von der Entwicklung eines Rechts- 
satzes weiß er nichts. Er wird daher auch nicht in Versuchung sein 
zu formulieren, diese Entwicklung setze Konsens voraus. — Aber 
Herr Grewe spricht von der Entwicklung. Er spricht an anderer Stelle 
vom Konsens in der Weise, daß man wenigstens mit der still- 
schweigenden Zustimmung aller Rechtsgenossen müsse rechnen können. 
Ich bin froh darüber. Denn ich würde mich schlecht mit ihm ver- 
tragen, würde er sich als Mann des Rechts auf jenes ablesende, risikolose 
Erkennen des Perfekten beschränken, dürfte ich ihm nicht zutrauen, 
daß auch er berührt ist von der Leidenschaft für werdendes Recht; für 
den erregenden Prozeß, daß eine Norm als Recht behauptet und zurück- 
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gewiesen und wieder und wieder behauptet wird, bis sie schließlich 
sich selbst behauptet als unwidersprechlich gewordenes Recht. Dazu 
bedarf es freilich mehr als einer zahmen Folge von Konsensen; dazu 
bedarf es des Muts, mit der Behauptung, dies sei Recht, heraus ins 
Faktische zu treten, bedarf es des Muts, einen Präzedenzfall zu schaffen 
und kühn darauf zu vertrauen, daß das Handeln, als der Beweis des 
eigenen Glaubens an das behauptete Recht, die zweifelnden Rechts- 
genossen überzeugen wird: dies sei das Recht. Das Handeln haptıun 
einmal eine überzeugende Kraft, die dem bloßen Reden nicht zukommt, 
und zwar mit Fug. So also steht es mit dem Verhältnis von Konsens 
und Gewohnheitsrecht für eine realistische Betrachtungsweise, daß 
eine Norm sich dann als geltendes Gewohnheitsrecht erweist, wenn 
der, der nach ihr handelt, spätestens hierdurch ihre allgemeine An- 
erkennung erstreitet, Ob etwas Recht ist, kann ich also gerade nicht ab- 
lesen, sondern erst erfahren, wenn ich es damit gewagt habe, Sie dürften 
keine Achtung vor dem Rechtsdenken haben, wenn Ihnen diese zwar 
außerordentliche, immerhin aber jedem Juristen wohl bekannte 
Situation, wo sein Denken zum schöpferischen Wagnis wird, unter- 
schlagen würde, Hiervon hat Jackson gesprochen, und ich fordere. Sie 
auf, das Urteil Herrn Grewes, er habe es mit einigen nicht ganz greif- 
baren Formulierungen getan, zu revidieren. | 


4. Sie erinnern sich, daß die Vertreter des neuen Völkerrechts mit Vor- 
liebe gewisse Verlautbarungen anführen, die dem Kelloggpakt vom 27.8. 


1928 vorausgingen: so das Genfer Protokoll von ı9g24, wonach der 
Angriffskrieg ein internationales Verbrechen ist, die Erklärung der 
Völkerbundsvollversammlung vom 24. 9. 1927, nach welcher der An- 
griffskrieg kein Mittel sei, Streit auszutragen, und infolgedessen ein 
internationales Verbrechen, die Erklärung von Havanna vom 18. 2. 1928, 
welche wiederum den Angriffskrieg als internationales Verbrechen 
bezeichnet hat. In der Tat ist diese Entwicklung bedeutsam. Der 
Hinweis auf sie läßt sich nicht damit abtun, man versuche hier ein 
Hexenkunststück: Nichtrecht plus Nichtrecht gibt Recht. Selbstver- 
ständlich sind bloße Resolutionen, nicht ratifizierte Protokolle, Aus- 
lieferungsbegehren, denen widerstanden wurde, keine Präzedenzien. 
Alle diese Vorgänge können aber sehr wohl eine rückwirkende Er- 
heblichkeit erlangen. Und zwar einmal’ dann,wenn das, was bisher 


vergeblich aber unentwegt als Recht verlangt oder als Recht behauptet 
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wurde, dann eines Tages wirklich den Konsens findet, durch den 
es Recht wird. Dann sind jene Vorgänge wichtig, u, U, entscheidend 
für die Auslegung des Beschlossenen. In diesem Sinne sind die Anstren- 
gungen gegen den Angriffskrieg, die dem Kelloggpakt vorangingen, 
erheblich, Wenn beim Abschluß dieses Paktes ausdrücklich gesagt wor- 
den wäre, zwar so weit wie 1919, 1924, 1927 gewollt, wolle man 
nicht gehen, aber wenigstens dies und das wolle man jetzt als ver- 
nünftigen Mittelweg verbindlich festsetzen: gut. Wenn das aber nicht 
geschah, so spricht die Vermutung dafür, daß die Festsetzung gemeint 


war, wie ihre langjährigen Betreiber sie notorisch von jeher ver- 


standen. — Sind bei Vereinbarungen die Vorgänge Auslegungsmittel 
so sind sie in dem andern Fall, daß der Konsens durch einseitiges 
Handeln herausgefordert wird, Stütze der Rechtsbehauptung selbst. 
Man kann durch Konsensprovokation — gestatten Sie mir diesen 
bisher nicht eingeführten Ausdruck für den vorhin geschilderten 
Sachverhalt — natürlich keine niegehörten Normen in Kraft bringen. 
Was man aber kann, ist, einem 5 atz, der bis dahin hart unter der Schwelle 
der Positivität hatte bleiben müssen, vollends über diese Schwelle helfen. 
Die Ankläger haben argumentiert, der Rechtssatz von der persönlichen 
Verantwortlichkeit sei bisher noch umstritten gewesen, insbesondere weil 
die Welt geglaubt habe, es gehe auch ohne ihn. Seitdem, seit der 
letzten Zurückweisung des Satzes, seien Dinge geschehen von der Art, 
daß nun niemand mehr den fraglichen Satz für entbehrlich halte, 
Danach könne der Widerspruch als hinfällig betrachtet werden; jeden- 
falls wage man es, daraufhin zu handeln und durch die Tat zu er- 
proben, ob sich noch Widerspruch melde. Abgewiesene, also „falsche 
Rechtsbehauptungen plus Lehre der Zeit können in der Tat richtige 
Rechtsbehauptungen ergeben; mindestens aber das Wagnis der Kon- 
‚sensprovokation legitimieren. Die beiden angelsächsischen Ankläger 
sind dieser Sachlage Präzis gerecht geworden: Sie haben die Ante- 
zedentien und die Lehre der Zeit geltend gemacht; und sie haben, wie 
in dieser Lage nicht anders möglich, beide doppelt argumentiert: 
was wir aussprachen und anwenden, ist nach unserer Ansicht durch 
Antezedentien und Lehrte der Zeit schon im Augenblick des Aus- 
Sprechens bestehendes Recht gewesen; wer aber anderer Ansicht ist, 
der soll bestreiten, daß unsre Neuerung an der Zeit war, wenn er kann. 
5, Anmerkungsweise noch: Herr Grewe bestreitet, daß man für Charter 
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und Urteil wenigstens auf den stillschweigenden Konsens aller Rechts- 
genossen habe rechnen können; und er weist hierzu darauf hin, daß 
man in den neutralen Ländern, soweit sich übersehen lasse, keines- 
wegs mit der Einführung der Selbsthilfe- und Interventionsgerichtsbar- 
keit einverstanden sei. Das darf natürlich nicht so verstanden werden, 
‚daß es auf die Meinung einzelner dissentierender Persönlichkeiten, 
die es unter demokratischen Verhältnissen zu jeglicher Frage gibt, an- 
kommen könnte. Rechtsgenossen, deren Dissens ins Gewicht fällt, 
sind mindestens nach dem von Herrn Grewe vertretenen Völkerrecht 
nur die Subjekte des Völkerrechts, also Staaten, nicht Menschen, Bisher 
hat aber jedenfalls kein Staat dissentiert. Und das tief Erregende an 
der Sache ist, daß gerade der exponierteste Staat nicht nur nicht 
dissentiert hat, sondern in den Konsens hinein manövriert, ja zum 


Mitvorangehen bestimmt worden ist. | 


Zu Punkt3 
„Gericht der Sieger in eigener Sache‘ 


Ich darf die Erinnerung an meine erste Begegnung mit diesem Problem 
beschwören. Als ich im April 1945 in jenem grauenvollen Gefangenen- 
lager Andernach war, hielt ein Amerikaner eine Ansprache an uns, weiche 
uns zum ersten Male mit Namen wie Auschwitz und Oradour bekannt 
machte. Ich höre noch die wilde Masse der Kameraden brüllen: Gebt sie 
uns! Und ich höre die ruhige, längst entschiedene Selbstverständlichkeit 
in der Stimme des Amerikaners: Das besorgen wir. | 

Ich glaube, daß in der Tat die Amerikaner gut daran getan haben, das 
selbst zu besorgen, sich dieser Verantwortung der Macht nicht zu entziehen. 


Betrachten wir zunächst den Komplex „Gericht der Sieger“ als 
a) Zuständigkeitsproblem 

Der Unzuständigkeitseinwand ist besonders deutlich ein solcher von 
geringem Gewicht. 

Denn sollten die 4 Mächte, die unbestritten die Souveränität in Deutschland 
ausüben, rechtlich nicht die Gewalt gehabt haben, die Gerichtsbarkeit über 
Deutsche einem internationalen Gerichtshof zu übertragen? Gewiß, sie haben 
unterlassen, sich hierauf zu berufen. Es gibt aber nur ganz wenig Fälle im 
Recht, wo die Ausübung eines Rechts dadurch zum Unrecht wird, daß man es 
unterläßt, sich auf das Recht zu berufen. Den Einwand, daß gerade das Ge- 
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setzgebungsrecht an gewisse Formen der Verkündung gebunden sei, ein 
Binwand, der z. B. gegen die Geheimgesetze Hitlers durchschlägt, selbst 
wenn man die Führergesetzgebung als solche zugesteht, wird man wohl 
gegenüber der Charter nicht erheben wollen, dasie offensichtlich rite be- 
kannt gemacht worden ist, Weit entfernt, anzunehmen, die Charter der 
4 Mächte sei illegal, weil sie entgegen der französischen Anregung die Be- 
zugnahme auf die von ihnen ausgeübte deutsche Souveränität unterlassen 
haben, bin ich ihnen vielmehr dankbar, daß sie eine solche Bezugnahme 
unterließen und vorzogen, das Völkerrecht in der Frage der Gerichtsbarkeit 
zu reformieren, statt es auf der Stelle zu lassen. Ich lege aber Wert darauf, 
hervorzuheben, daß sie es reformiert haben, weil sie es reformieren woll- 
ten, und nicht etwa deshalb, weil sie sonst das gewünschte Resultat (daß 
diese 8 Richter über die deutschen Kriegsverbrecher richteten) nicht hät- 
ten erzielen können. Die Reformation, der Fortschritt liegt darin, daß es 


nun keiner Niederwerfung der fremden Staatsmacht mehr bedarf, daßes - 


vielmehr genügt, einen einzelnen internationalen Verbrecher erwischt zu 
haben, um über ihn Gericht zu halten. 

Fällt aber der Zuständigkeitseinwand, so fällt überhaupt jeder Einwand 
gegen den wichtigsten Teil des Prozesses, die Justiz über die Menschlich- 
keitsverbrechen. Ich lege Wert darauf, daß Sie sich klarmachen: Auch 
Herrn Grewe hindert an der vollen Bejahung der Nürnberger Justiz über 
die Rassenmorde, Verschleppungen und Versklavungen nichts als der 
Einwand, daß das Gericht als Besatzungsgericht, nicht als Internationales 
Gericht hätte eingesetzt werden sollen. Es wären dieselben 8 Richter so 
oder so gewesen, und auch sonst hätte sich im konkreten Fall nicht das 
geringste geändert. Sie müssen also wissen, daß es sich hier um ein Be- 
denken handelt, wie Sie es sonst bei sich selbst als ‚‚formaljuristisch“ zu 
kennzeichnen pflegen. Der Jurist hat Gründe, auch über solche Bedenken 
nicht hinwegzugehen. Aber er darf Ihnen andererseits nicht gestatten, in 
diesem Fall, wo Sie vielleicht imBanne des Wunsches stehen, das Ge- 
schehene durchweg als Pseudo-Justiz schelten zu dürfen, aus den Beden- 
ken des Rechtsgelehrten mehr als die allerbescheidenste Art von Bestäti- 
gung für Ihren Wunschgedanken zu entnehmen. | 


b) Aussichten der Interventionsgerichtsbarkeit 


Einen besonderen Einwand erhebt nun Herr Grewe allerdings noch ge- 
rade gegen die internationale Gerichtsbarkeit für den Fall der Mensch- 
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lichkeitsverbrechen. Er sagt: „Eine solche Zuständigkeit könnte über- 
haupt nur diskutabel sein, wenn sie Aussicht hätte, in naher Zukunft 
als allgemein anerkanntes und geübtes Völkerrecht zu gelten; davon 
kann jedoch beim heutigen Zustand der Weltorganisation überhaupt 
nicht die Rede sein.‘ Dies ist der Punkt, wo Herr Grewe bedauert 
(‚viel schlimmer‘), daß keine Aussicht bestehe, es könne sich der 


Spruch zu einem Präzedenzfall entwickeln, Stimmt das? Ist die 


Chance, daß wir von nun an fort und fort Interventionsgerichtshöfe 
für Menschlichkeitsdelikte erleben werden, wirklich gering? Etwa für 
den Fall der debellatio? Ist es da nicht eher zu sehr als zu wenig 
gewiß, daß die Intervenienten genau wie jetzt Gericht halten werden? 
Oder wenn man nur einen einzigen Schuldigen fängt? Wenn etwa 
Ost und West in offenes Zerwürfnis geraten, aber etwa beide sich 
scheuen, den Massenkrieg mit der Atombombe zu entfesseln; sondern 
sie führen Krieg etwa wie einst Spanien und England mit Kaperbriefen, 
ergänzt durch Kommandounternehmungen: seien Sie überzeugt, es wird 
gehängt werden, wieder eher zu sehr als zu wenig gewiß; es wird auch 
niemand zu bestreiten wagen, daß das zulässig ist, und so würde, mit 
Herrn Grewe zu reden, „eine solche Zuständigkeit in naher Zukunft an- 
erkanntes und geübtes Völkerrecht sein‘. Oder ist es doch anders gemeint? 
Meinte Herr Grewe, es müßte, damit er das Verfahren diskutabel findet, 
allgemeine Übung werden, daß Menschlichkeisverbrechen ' bestraft 
werden? Aber das ist ein ganz anderer Vorbehalt; er ist überaus wichtig; 
aber gesprochen hat Herr Grewe nicht hiervon, sondern von der Chance, 
daß ‚eine solche Zuständigkeit‘, die Zuständigkeit von Intervenienten, 
allgemeine Übung werde. Auf einem ganz anderen Blatt steht, ob 
es allgemeine Übung werden wird, zu intervenieren, und ob Interventions- 
unternehmen im allgemeinen die Chance haben werden, erfolgreich 
zu sein. Zunächst ist festzuhalten, daß der Nürnberger Gerichtshof 
‚nur eingesetzt ist, gewisse nicht lokalisierte Menschlichkeitsdelikte in 
den Achsenländern zu bestrafen, und die Charter sich nicht etwa 
berühmt hat, jedes Menschlichkeitsdelikt vor dieses Gericht zu ziehen. 
Zwar wäre ihm auch diese Zuständigkeit vielleicht nicht bestritten 
worden, aber sicher hätte es sie nur lückenhaft ausgeübt, und so sich 
zwar noch nicht ins Unrecht gesetzt, aber doch zum Spott gemacht. 
Aber diese Berühmung hat das Nürnherger Gericht nun also nicht 
begangen. 
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c) Erst haben, dann hängen 


In vn Tat ist Nürnberg also ein Gericht der 4 siegreichen Nationen über 
Angehörige der besiegten. Wir haben ein Gericht der Sieger vor uns, 
begrenzt auf den Bereich des Sieges, und Herr Grewe spricht sogar davon, 
daß der Sieger als Richter in eigener Sache urteile. Prüfen wir das, Ich 
stelle die Gegenfrage: Sieger als Richter — ja wer denn sonst, wenn nicht 
„der Sieger‘? Ist es nicht die fundamentale Binsenwahrheit über alles 
Richten, die allerdings bezeichnenderweise in Deutschland schon vor 
alters als immerhin formulierungsbedürftig empfunden wurde: daß die 
Nürnberger keinen hängen, den sie nicht haben? Haben sie ihn aber, so 
hängen ihn die Nürnberger, nicht die von Ansbach oder Erlangen. — Hier 
spukt noch immer ein kollektivierendes Denken. Natürlich soll ein Mann, 
jedenfalls wo es ein geordnetes Gericht gibt, besser nicht in eigener Sache 
richten. Auch ein Volk soll, wo es Schiedsgerichte oder dergleichen gibt, 
möglichst nicht über ein anderes Volk richten. Aber daß ein Volk durch 
einen Mann über den Mann eines anderen Volkes richtet, ist so plausibel, 
wie daß Hamburger Schöffen über den Seeräuber Störtebeker richteten, 
nachdem dieser Seeräuberkrieg endlich zu Ende war, und es ist das umso 
glaubhafter, je mehr die Gemeinschaft, die den Feind der Menschheit 
schließlich überwältigt hat, selbst die Opfer in ihren Reihen hat oder als 
Ganzes zu seinen Opfern gehört hatte. Also in der Tat: Gericht der Sieger, 
wessen Gericht sonst, und Gericht in eigener Sache, welche Legitimation 
wäre besser! 


'd) „Eigene Sache‘ 


Trotzdem willich sagen, daß es mit der eigenen Sache doch weithin gar nicht 


stimmt. In eigener Sache richtete in großem Maßstab doch nur Rußland, als 


die einzige Siegermacht, die Opfer eines Angriffskriegs war und praktisch 


die einzige,gegen deren Volk und Heer Menschlichkeitsdelikte und Kriegs- 
rechtsverbrechen begangen wurden. England und Frankreich behaupten 
nicht, angegriffen worden zu sein; die USA, berufen sich nicht darauf. 
Juden, Polen, Tschechoslowaken andererseits sitzen nicht zu Gericht. Ich 
habe den Eindruck, daß die Durchdachtheit dieses ganzen Einwands zu 


seiner Verbreitung im umgekehrten Verhältnis steht. 


Herr P.: Wenn Deutschland den ganzen Krieg als Angreifer geführt hat, 
ist auch Frankreich ein Opfer des Angriffskriegs. 
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Herr Grewe: Auch Kriegsverbrechen gegen die Westmächte wurden in 
Nürnberg verhandelt. 


Herr P,: Die Siegerstaaten sind kollektiv gegen die an ihnen insgesamt 
verübten Untaten gerichtlich vorgegangen. Das Urteil in eigener Sache 
ist aber naturrechtlich ein Unding, es ist suspekt, weil wir wissen, daß in 
solchem Fall der Richter mit Leidenschaft richtet. 


Herr Küster : Es handelt sich hier nicht um Naturrechtsprinzipien, sondern 
um Erwägungen, die in einem entwickelten Rechtszustand am Platz und 
dort in der 'Tat wohl zu bedenken sind. 


Herr P.: Man hätte Neutrale für das Gericht heranziehen können, oder 
wie Herr Grewe meint, den neugegründeten Internationalen Gerichtshof, 


Herr Küster : Dadurch wäre an der Atmosphäre eines solchen Gerichts- 
hofs nichts geändert worden. Es ist gewiß empfehlenswert, wenn nicht bloß 
die Sieger richten. Tun sie es aber, so wird kein Naturrecht verletzt. 

Den Neutralen hätte die Glaubwürdigkeit gefehlt, daß sie neben den 
Großmächten unabhängig Recht sprechen. Man hätte dies so empfunden, 
als wollten die Großmächte die Verantwortung abschieben. 


Herr Grewe: Es hätte vielleicht der Internationale Gerichtshof im Haag 
für dieses Verfahren zur Verfügung gestellt werden können. Daß die Be- 
teiligung neutraler Richter in diesem Rahmen problematisch sei, ist bis- 
her nie als durchschlagender Einwand anerkannt worden. 


Herr Küster erwidert nochmals, daß dies richtig sei, es werde aber damit 
kein Einwand de profundis erhoben. 
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Dritter Abend — 28. Dezember 1946 


Fortsetzung des Kortreferats 


Herr Küster : Ich komme innerhalb des Diskussionspunkts 3: „Gericht des 
Siegers in eigener Sache‘, nun zu den drei letzten Untertiteln, Der nächste 
ist die Frage: 


e) Gericht der Besiegten? 


Im Referat hat Herr Grewe einem Interventionsgericht, einem „inter- 
nationalen Gericht auf völkerrechtlicher Grundlage‘, die Zuständigkeit 
abgesprochen sowohl für Kriegsrechtsverbrechen, die in Ausführung der 
Politik des Fleimatstaats begangen wurden, wie für alle Menschlichkeits- 
verbrechen. Zugestanden hat er in beiden Fällen, daß die Besatzungs- 
mächte als Verwalter der deutschen Staatshoheit Gerichte hätten einsetzen 
können. Insoweit hätte er den so stark gefühlsbetonten Einwand vom 
„Gericht der Sieger“ als Jurist nicht erhoben, während natürlich das 
volkstümliche Rechtsempfinden den Unterschied gar nicht wahrnimmt. 
— Ich verstehe durchaus, daß man als Jurist auf diesen Unterschied 
Wert legt. Ich bin aber auch als Jurist oder jedenfalls als Rechtspolitiker 
nicht davon befriedigt, wenn man die Erörterung mit dem Ergebnis ab- 
schließt: Besatzungsgericht — ja, Interventionsgericht — nein, und für 
dieses Nein dann im Publikum an den Komplex Richter in eigener Sache 
appelliert, Ich glaube vielmehr, daß jenes Ja und Nein, zum mindesten 
rechtspolitisch, eine halbe Sache ist, und daß wir daher nicht darum her- 
um kommen, im Publikum diesen Komplex vom Richter in eigener Sache 
auszuräumen. Eine halbe Sache: denn wenn gegen Personen, die Befehle 
wie den Kommissarbefehl oder Rassenmordbefehle erlassen, erst dann 
international gerichtlich vorgegangen werden kann, wenn ihr Heimatstaat 
niedergeworfen und eine Besatzungsregierung errichtet ist, entfällt jede 
Möglichkeit, die fraglichen Mordherren auf eine Weise rechtlich zur 
Strecke zu bringen, die für ihr Volk weniger entsetzlich ist: hat man das 
Land des Verbrechers zwar besiegt, aber nur im Stil von 1918, also ohne 
Ausschaltung seiner Staatsgewalt, so gibt es keine Gerichtsbarkeit, auch 
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keine neutrale, über die verbrecherischen Personen, und es ist infolge- 
dessen Ehrensache sowohl der neuen Staatsmänner ihres eigenen Landes, 
wie auch der Staatsmänner des neutralen Landes, in das sie nach der Ge- 
pflogenheit ihres Typs geflüchtet sind, die Auslieferung zu verweigern — 
wie uns dies Herr Grewe für Deutschland und Holland 1919 in Erinnerung 
gerufen. Weiter: es entfällt die Möglichkeit, dem Verbrecher den Prozeß. 
zu machen, wenn man ihn während des Kriegs durch glücklichen Zufall 
in die Hände bekommt, und die noch prächtigere, ihn sich als Einzel- 
exemplar zu fangen; oder besteht (etwa aus metaphysischen Gründen) 
gar keine Hoffnung, daß man ebenso wie wir Herrn Mussolini vom Gran 
Sasso so auch einmal einen Bormann oder Goebbels aus dem Tiergarten 
wegfangen könnte? Weiter entfällt die Möglichkeit, einen solchen Ver- 
brecher international zu ächten und damit dem verzagten Rechtsbewußt- 
sein seines eigenen Volks vielleicht doch die noch fehlenden Impulse zum 
Zugreifen zu geben. Man denke, der 20. Juli wäre gestützt gewesen vom 


Spruch eines Weltgerichtshofs, dem, wie ich hier ja nun unterstellen darf,. 


auch der Schwede und der Portugiese angehört hätten! (Ich darf das 
unterstellen, weil Herr Grewe ja nicht nur Gerichten der Sieger, sondern 
auch internationalen Gerichten, jedenfalls noch im Referat, die Kom- 
petenz bestritten und nur Gerichte der Besiegten oder Besatzungsgerichte 
anerkannt hat.) Und schließlich würde die Beschränkung einer inter- 
nationalen Justiz auf die Form der Besatzungsjustiz bedeuten, daß auch 
die Besatzungsgerichte an das nationale Recht des Feindstaates gebunden 


wären, wo dieses nationale Recht als Ganzes pervertiert war, Darauf 


kommen wir im nächsten Diskussionspunkt noch genater. 

Es bliebe also bei solchen Beschränkungen der Interventionsgerichtsbar- 
keit nur das Vertrauen darauf, daß in allden Fällen, wo sie nicht eingreifen 
dürfte, das Gericht der Besiegten über ihre Verbrecher alles Notwendige 
leiste. Herr Grewe erinnert daran, daß nach 1918 und nach der erfolg- 
reichen Ablehnung der Auslieferung unserer damaligen Beschuldigten 
vor dem Reichsgericht Kriegsverbrecherprozesse stattfanden, die auch in 
einigen Fällen zu Verurteilungen geführt und die die Anerkennung hoher 
englischer und neutraler Juristen gefunden hätten. Nun, das waren zahme 
Zeiten; und vielleicht wäre ich doch schon damals der gegenteiligen Mei- 
nung der Interalliierten Kommission gewesen, Auf jeden Fall bleiben 
heute, wo das Böse inzwischen so viel elementarer geworden ist, praktisch 
nur die beiden gleich unerquicklichen Alternativen: entweder ist in dem 
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besiegten Land, das das Gericht stellen soll, im eigenen Innern, in der 
sozialen Schichtung, der Struktur der Beamtenschaft, zumal der Gerichte, 
alles beim alten geblieben, Muster: 1918 / 19: dann kann man gewiß sein, 
daß nationales Vorurteil und Kameraderie jegliche wirksame Justiz ver- 
hindern werden; wenigstens würde ich selbst heute, wo die Gerichte neu 
aufgebaut sind, noch manchem deutschen Gericht kaum zutrauen, daß es 
innerlich in der Lage wäre, Beweise etwa gegen einen Brillantenträger 
vorurteilslos zu würdigen — ich fürchte, man wäre noch immer geblen- 
det. Oder, die andere Alternative, das besiegte Land ist von Grund auf 
umgestürzt: dann haben wir Revolutionstribunale wie jetzt auf dem Bal- 
kan — und finden wir wirklich, daß die Gerechtigkeit da besser aufge- 
hoben ist als bei einem Interventionsgerichtshof, der sich Nürnberg zum 
Vorbild nimmt? Gerichte einer durch den Landesfeind ermöglichten Re- 
volution oder gar Gerichte eines revolutionslos durch die Besatzungs- 
macht umgestürzten Staatswesens, wie es unser Fall ist, unterliegen not- 
wendig dem Odium, daß da willfährige Werkzeuge des Feindes zu Ge- 
richt sitzen, daß das Nationale eines solchen Gerichtshofs ntır Attrappe 
sei. Es ist besser und richtiger, ich bitte das wiederholen zu dürfen, wenn 
die faktische Macht selbst diese Aufgabe, Gericht zu halten, ansich nimmt. 
Lassen Sie mich hier einschalten, daß wir uns hier eben überhaupt m, E. 
loszumachen haben von einem, wie ich weiß, tiefsitzenden Vorurteil: dem, 
wenn ich recht sehe, pietistisch-kleinbürgerlichen Vorurteil, zu Gericht 
sitzen heiße: sich etwas herausnehmen. „Der will über andere zu Gericht 
sitzen‘ ist speziell in unserer pietistisch bestimmten intimeren Landes- 
sprache ein Urteil, das den Gemeinten unter ernsten Schwaben erledigt, 
Die biblische Mahnung, nicht zu richten, um nicht gerichtet zu werden, 
hat hier in einer eigenartigen Kümmerform Leben gewonnen, Ich kann 
das Problem nur streifen, aber ich will doch soviel sagen: Es ist in Wahr- 
heit so, daß wirkliches Richten selten eine Versuchung des Menschen, 
regelmäßig aber eine Last, eine schwere Anforderung an seine Verant- 
wortungsfreude ist. Die Welt, von der kleinsten Umwelt angefangen, 
leidet nicht an einem Übermaß von Menschen, welche ernstlich Recht zu 
schaffen, dem einen Recht und dem andern Unrecht zu geben, bereit 
sind. Sie leidet viel eher daran, daß die, die die Macht dazu hätten, das 
Richten von sich weisen: sie leidet an der Rechtsverweigerung, Lassen 
Sie die Großmächte ruhig beiseite und denken Sie bloß an die christliche 
Mutter, deren rechtsfeindlicher mütterlicher Gerechtigkeit kein Urteil 


72 


ann un 
en ee ee 


abzuringen ist, oder an den militärischen Unterführer, der, obschon er für 
seine Leute die einzige Machtinstanz und damit die einzige Rechtsquelle 
ist, doch. vornehm erklärt: das müßt ihr untereinander ausmachen. Ich 
glaube, wer durch den Nebel jener pietistischen Sprache und Haltung 


“ durchstößt, wird nicht anders können als allemal Glück und Dank zu emp- 


finden, wo Macht sich bereit findet, Recht zu sprechen. Jene biblische 
Mahnung gehört zu denen, die den von der Bibel mit Recht so todernst 
genommenen Zungensünden gelten: also gerade nicht dem verantwor- 
tungsfreudigen, zur Tat werdenden Gerichthalten, sondern dem unver- 
bindlichen Aburteilen in der Rede und dem inneren Vorgang, der solchem 
Reden entspricht. — Dann allerdings schließt hier auch noch jener tief- 
sinnige Sachverhalt an, zu dessen Betrachtung Nürnberg wohl Anlaß 
bietet und den wir schon einmal gestreift haben, als ich Sie aufforderte, 
statt zu fragen: Wie dürfen die richten? lieber auf den grimmigen Humor 
im Gang der Dinge zu achten, der auch und gerade die hinter den Richter- 
tisch gesetzt hat, die oder deren Spießgesellen ‚‚in derselben Verdamm- 
nis sind’. Es gibt in der Tat eine Lust zu richten, die geradezu aus eigener 
Täterschaft oder Tatverfangenheit erwächst und die damit einen tief- 
sinnigen Hebel der Rechtsverwirklichung bildet. Sie kennen die Geschich- 
te vom König David und dem Propheten Nathan, der dem König dessen 
eigenen Fall ein wenig eingekleidet erzählt; „da ergrimmte der König‘, 


* heißt es psychologisch sehr genau, undzwar noch ehe der Prophet auch 


nur hat fragen können, was mit dem geschilderten Täter geschehen solle: 
„So wahr der Herr lebet, der Mlann ist ein Kind des Todes, der das getan 
hat‘; „Du bist der Mann‘‘, sagt da der Prophet und hat ihn. Das Haus- 
märchen von der Gänseliesel schließt genau so. „Du hast Dir selbst Dein 
Urteil gesprochen‘‘, sagt der König zu der falschen Königin, der er aber 
nun sogar zum Unterschied von der Davidsgeschichte ihren eigenen Fall 
ohne Einkleidung vorgelegt. So alt und bekannt diese List des Rechtes ist, 
sie verfängt immer wieder. — Ich denke, diese Seite der Lust des Rich- 
tens, und im übrigen das Richten nicht als Lust, sondern als Pflicht der 
Macht, das sollten wir vornehmlich im Auge haben, wenn wir den Kom- 
plex vom Richtersein in eigener Sache seelisch bewältigen wollen. 


f) „Tu quoque’ 


Unmittelbaren sachlichen Anschluß an die bisherige Erörterung hat die 
Frage des Einwands, der in Nürnberg erhoben und in 2 Punkten auch an- 
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erkannt worden ist: Die Stegermächte selbst hätten die Regeln des Völker- 
techts verletzt, wegen deren Verletzung sie die Besiegten anklagen. All- 
gemein besteht die Neigung, zu finden, hätte das Gericht wirklich Recht 
gesprochen, so hätte es nicht in zwei Fällen, sondern durchweg diesem Ein- 
wand stattgegeben; während es ihn tatsächlich fast durchweg abgeschnit- 
ten hat, — Es wird notwendig sein, auch hier zunächst einmal das Denken 
zu entkollektivieren. Tu quoque: wer ist das, „Du?“ Es stehen Personen 
anderen Personen als Angeklagte und Richter gegenüber. Nun ist klar, 
daß die Nürnberger Richter oder Anklagevertreter selbst von dem Ein- 
wand nicht betroffen sind, Daß Angehörige ihrer Nationen davon be- 
betroffen sein möchten, haben sie aber dann wohl mit Recht für unbe- 
achtlich erklärt. Kein Gericht der Welt läßt den Einwand des Angeklag- 
ten zu, auch der Bruder des Richters oder des Staatsanwalts oder der 
Staatspräsident sei ein Mörder. Denn es könnte zwar gewiß dadurch die 
Besorgnis der Befangenheit begründet sein; aber nach der Alltagspsycho- 
logie doch nur in dem Sinn, daß ein solcher Richter die Tat nicht streng 
genug beurteilen werde; und wenn eine gewitztere Psychologie hinzusetzt, 
es könne sein, daß ein solcher Richter aus Ablenkungs- und Verdrängungs- 


gründen zu besonderer Strafwut neige, so wird man doch wohl auch in 


Zukunft finden, im Ergebnis gleiche sich beides auf jeden Fall aus. Ich 
muß Ihnen nunabernoch darüber hinaus zumuten, einzusehen, daß selbst 


der Einwand, der Richter selbst sei ein Mörder, kein letztgültiger Ein- . 


wand ist. Wenn der dritte Mörder den vierten Mörder umbringt und der 
erste und zweite ihn daraufhin hängen, so ist das immer noch Justiz, Eins 
und Zwei haben sich gewiß damit selbst das Urteil gesprochen; aber eben 
das ist's ja, dieser dunklen Mechanik bedarf das Recht, Selbst wenn man 
also diese oder jene selbstschuldige Person im Nürnberger Gericht als 
beteiligt ansieht, wäre das kein Einwand gegen Gericht und Urteil. 

Ein anderes Gesicht gewinnt der Einwand erst da, wo man die Rechts- 
figur zweier miteinander streitender Parteien zugrundelegt, von denen 
sich die klagende (und gegebenenfalls zugleich richtende) sagen lassen 
muß, so wie die Dingestehen, habe keiner dem andern etwas vorzuwerfen. 
Nun war das in Nürnberg weder die prozessuale Situation, noch gar waren 
die angeklagten Verbrechen in ihrer Masse von der Art, daß man sie unter 
zwei Staaten, zwei Kollektivparteien gegenseitig verrechnen kann. Wenn 
man mir in Deutschland kraft Gesetzes meine Freunde ermordet, so hätte 
es mein Rechtsgefühl wenig befriedigt, zu hören, man habe die deutschen 
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gesetzgebenden Verbrecher insoweit freigesprochen, weil auch in.einem 
der gerichthaltenden Staaten ähnliche Maßnahmen legal gewesen seien 
oder es heute noch seien. Ungleich lieber habe ich gehört, daß man dem- 
ungeachtet wenigstens einmal meine Peiniger richten wolle, und daß man 
daraus, wie Jackson im Punkt des Angriffskriegs mit solchem Mut erklärt 
hat, die Konsequenz ziehe, es sollten nach den Grundsätzen dieser Justiz 
künftig die Staatsmänner aller Nationen haften, „diejenigen nicht ausge- 
nommen, die jetzt hier zu Gericht sitzen‘. Für die Masse der Anklagen 
wäre also der Einwand Tu quoque im Ernst unerträglich gewesen. Er- 
wogen werden konnte er nur bei jenen sozusagen weicheren Rechtsnor- 
men, deren Verbindlichkeit durch Verstöße einer kollektiven Gegenpartei 
in Frage gestellt werden kann. Im Völkerrecht ist dieser Bereich, wo der 


einzelne den Rechtsschutz einbüßt, weil sein Staat ihn dem einzelnen auf 


der Gegenseite auch nicht gewährt, noch unerfreulich groß — wobei wir 
Deutschen diesen Bereich eines schwachen Rechts noch erheblich in den 
Bereich hineingreifen lassen, wo die Angelsachsen schon unverlierbaren 
Rechtsschutz, eigne Rechte der Einzelperson anerkennen. Größer oder 
kleiner, auf jeden Fall gibt es diesen Bereich und damit ein Gebiet, wo Tu 
quoque ein schlüssiger Einwand ist. Er kann im einzelnen verschiedenes 
bedeuten: Der andere habe einen Vertrag (etwa über die Rechte der 
Kriegsgefangenen) durch sein eigenes Zuwiderhandeln aufgekündigt oder 
durch sein Zuwiderhandeln das diesseitige zur rechtmäßigen Repressalie 
oder Retorsion gemacht. Daneben steht die Möglichkeit, daß das Tu 


"quoque Indiz dafür ist, daß ein behatiptetes Gewohnheitsrecht noch nicht 


wirklich zu solchem erstarkt, oder daß es wieder in Abgang gekommen 
sei; sie unterscheidet sich von der Vorstellung, wonach die Rechtseinhal- 
tung als gegenseitige Pflicht von Parteien erscheint, sehr wesentlich da- 


“ durch, daß hier die Nichteinhaltung gerade durch die Gegenpartei für die 


Schlüssigkeit des Einwands nicht begriffsnotwendig ist: jede Nichtein- 
haltung seitens einer maßgebenden Macht hat denselben Effekt, sei sie auch 
etwa in einem Parallelkrieg anderer Mächte vorgekommen. Über das Tu 
quoque, soweit der Ton auf dem Tu liegt, geht also der so gewendete Ein- 
wand bereits hinaus, — Welche dieser Möglichkeiten die Nürnberger 
Richter angenommen haben, als sie die Admirale freisprachen von der 
Anklage des verbrecherischen Unterseebootkriegs, haben sie uns nicht 
gesagt. Das Wichtige für Sie ist die Einsicht, daß es zwar einen Bereich 
gibt, wo das internationale Recht des einzelnen auf Menschlichkeit noch 
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bedingt ist dadurch, daß sein eigener Staat es achtet, daß aber der Fort- 
schritt nur darin liegen kann, dieses schwache Recht erstarken zu lassen 
zu einem unentziehbaren Recht unmittelbar jedes einzelnen Menschen 
gegenüber jeglichem anderen, und daß heute schon die jetzt maßgebenden 
Völker dem Menschen als solchem in den wichtigsten Hinsichten solche 
Rechte zusprechen, eine Rechtsauffassung, die vielleicht nur noch Ihres 
Mitgehens bedarf, um für immer zur herrschenden zu werden. Den ent- 
scheidenden Schritt aber zu solchem Mitgehen haben Sie getan, wenn Sie 
sich entschließen, nicht mehr mit den Nürnberger Richtern zu hadern, 
daß sie nicht durchweg dem Einwand Tu quoque nachgingen und durch 
ihn sich vom Richten abhalten ließen, sondern umgekehrt anfangen ihnen 
Dank zu wissen, daß sie dem Einwand nur den geringeren Raum ver- 
statteten, wie es ihr Urteil tut, und im übrigen sich dazu bekannten, daß 
das Gesetz, sollte es auch noch anderswo gebrochen worden sein oder 
künftig gebrochen werden, sich in der Tat erstrecke auf jede andere Na- 
tion, “including those which sit here now in judgment”, 


g) Mangelnde Universalität der Rechtsanwendung 


Diesen Diskussionspunkt will ich nur bezeichnen, um der Pflicht zur voll- 


Ständigen Absteckung des Geländes zu genügen. Er berührt sich eng mit . 
dem Einwand Tu quoque in seiner letzten Abwandlung, daß nämlich das 


Zuwiderhandeln einer beliebigen maßgeblichen Macht das Entstehen 
oder Fortbestehen von Gewohnheitsrecht in Frage stellt. Dabei hatte ich 
ein Entgegenhandeln mit dem Bewußtsein der Rechtmäßigkeit im Auge.. 
Es könnte sein, daß darüber hinaus ein langdauerndes geflissentliches 
Übersehen des bewußten Unrechts Mächtiger das Recht selbst alteriert, 
d.h. es auch dem Gutwilligen unmöglich macht, in solchem frechen Un- 
recht nur einen Hohn auf das Recht zu sehen, daß dieser. Hohn ihn viel- 
mehr zu der Resignation zwingt, ein Recht solchen unbewährten Inhalts 
überhaupt zu leugnen. Es bleibt eine letzte Bindung des Rechts an das 
Faktische. Zwar die Geduld des Rechts ist groß, es ist eine alte Eigen- 
schaft der Strafe, den Verächter zu „ereilen“; und Sie wissen, von der 
Opportunität im Recht, vom Wartenkönnen, damit der Rechtsvollzug 
nicht die Welt ruiniert, halte.ich viel. Aber es kommt darauf an, daß man 
nichts vom jeweils Möglichen versäumt, und so ist es in der Tat dringend 
nötig, daß Verbrechen, die den Nürnbergern ähneln, wenigstens nicht 
übersehen, wenigstens in der Presse beim Namen genannt werden 
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— daß man mutig bleibt in der todernsten Abwägung, wann man für 
das Recht, das doch Frieden wirken soll, den Frieden aufs Spiel setzen 
muß. Ich denke, wir in unserer Lage haben allen Grund, die Geduld un- 3 
seres Rechtsgewissens aufs äußerste anzuspannen und im Bewußtsein, daß 
hundert Jahre Unrecht noch keinen Tag Recht machen, dem jetzt ver- 
kündeten Recht ruhig ein Menschenalter Zeit zu geben, damit es sich 
wirklich rundum bewähre, 

Ich darf noch Folgendes, was logisch an das Kapitel „Gericht der Sieger 
anschließt, erwähnen: Es lohnt sich, von der Unterfrage, ob schon gesiegt 
worden ist, einmal abzusehen und von dem Begriff „Gericht der Sieger‘ 


' hinaufzusteigen zu dem Oberbegriff: „Gericht des Feindes“, Hierüber 


ist soeben ein guter Aufsatz erschienen: Karl-Heinz Lüders. Zum 
Nürnberger Urteil, I, Beitrag : Strafgerichtsbarkeit über Angehörige 
des Feindstaats, Süddeutsche Juristenzeitung November/Dezember 1946 
S. 216. Er zeigt, daß Gerichte des Feindes schon lange rechtens sind; 
die Angelsachsen waren damit vorangegangen, während wir zunächst uns 
darauf versteift hatten, Spione, Franktireurs usw, nicht strafweise, sondern 
nur sicherungshalber zu erschießen. Da sich aber gegenüber der angel- 


. sächsischen Praxis die unsere ‚als ungünstig erwies‘, „nahmen das Deut- 


sche Reich und seine Militärgerichte schon während des ersten Weltkriegs 
einen Stellungswechsel vor”, 

Sehr schön macht der Aufsatz klar, was Sie vielleicht erneut überrascht, 
obschon es dem von mir schon Gesagten genau entspricht, daß das Ge- 
richt des Feindes, des Betroffenen, weit besser im Recht verwurzelt ist als 
etwa das Gericht unbeteiligter Neutraler. Betroffensein heißt in solchen 
urrechtlichen Verhältnissen, umgekehrt wie später: in erster Linie zum 
Richten berufen sein. (Folgt Verlesung.) 


Zu Punkt 4 und 5 
Staatsunrecht oder persönliche internationale Verantwort- 
lichkeit und das Problem der Pseudolegalität 


Unter dem Stichwort „Gericht der Sieger‘ hatten wir die Einwendungen 
zusammengefaßt, die in Zweifel zogen, ob die gerichthaltenden Mächte 
hierzu berufen gewesen seien; ihre völkerrechtliche Unzuständigkeit, 
dann die grundsätzliche Problematik jedes Sieger- oder Feindesgerichts, 
schließlich der Einwand, unsere Besieger hätten sich durch ihr eigenes 
Verhalten für das Richteramt disqualifiziert, waren erwogen worden. Jetzt 
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verlagert sich das Interesse auf die Angeklagten; es handelt sich um ein 
 sSchutzvorbringen, das sich auf Umstände ihrerseits, auf ihre Stellung 
und die Eigenart ihres Handelns gründet. Die Probleme des letzten und 
des jetzigen Stichworts hängen demungeachtet eng zusammen, 
Herr Grewe mißbilligt, daß das Nürnberger Urteil den nach bisherigem 
Völkerrecht begründeten Einwand, die Angeklagten hätten „in Ausfüh- 
rung der Politik ihres Heimatstaats’‘ gehandelt, nicht anerkannt hat. Er 
erhebt diesen Einwand ausdrücklich für die Kriegsverbrechen. Er erhebt 
ihn nicht ausdrücklich für die Menschlichkeitsverbrechen ;ich vermute 
aber, daß auch ihre zur Politik erhobene, richtlinienmäßige Anordnung, 
Duldung oder Begehung für ihn zwar Staatsunrecht ist, daß er es aber 
nicht für recht halter würde, die an solchem Staatsunrecht beteiligten 
Personen als internationale Verbrecher zur Rechenschaft zu ziehen, und 
zwar auch dann nicht,wenn er anerkennen könnte, daß „‚wild‘ begangene, 
also von der Staatsautorität nicht gedeckte Menschlichkeitsverbrechen 


einer internationalen Personaljustiz unterliegen. Was schließlich den An- 


griffskrieg anlangt, so möchte Herr Grewe wohl schon bestreiten, daß er 
auch nur Staatsunrecht war; ein persönliches Verbrechen der Beteiligten 
kann er dann natürlich erst recht nicht gewesen sein. 

Inwiefern Jackson dabei ‚die Frage der völkerrechtlichen Zurechnung 


und der strafrechtlichen Haftung‘ schärfer hätte unterscheiden sollen, 


sehe ich nicht. Es war bisher doch eben so, daß ein völkerrechtliches 
Vergehen, wenn es als grundsätzlich gemeinter Befehl oder Ausführung 
eines solchen Befehls aus der Sphäre des Privatakts in die des Staatsakts 
hinüberwechselte, damit nur noch dem Staat zugerechnet werden durfte 
und damitnur noch zu Lasten des Staats Folgen hatte. Der Staat schuldete 
Schadensersatz oder Genugtuung. Der Täter wurde international unbe- 
langbar; hatte er innerstaatlich Unrecht getan — auch ein staatsgesetz- 
widriger Befehl kann natürlich im Sinn der Zurechnung Akt des Staates 
sein — so war es Sache des eignen Staates, ihn zur Rechenschaft zu zie- 


hen; war sein Handeln innerstaatlich gesetzmäßig, so ging er frei aus. Es 


bestand also eine klare Alternative: wer im Feld auf eigene Faust Gefan- 
. gene mißhandelte, mußte sich sein Handeln selbst zurechnen lassen und 
war international strafbar; wo dagegen die Mißhandlung von hinreichend 
hoher Stelle offiziell aus befohlen oder ein solcher Befehl ausgeführt 
wurde, war solches Handeln dem Staat zuzurechnen und entfiel damit die 
Strafbarkeit: nämlich des Einzelnen, weil ihm nicht zugerechnet wurde, 
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des Staats, weil man Staaten im eigentlichen Sinn nicht strafen kann. — 
Das neue Recht hat an Stelle der Alternative einfach die Doppelzurech- 
nung gesetzt, Natürlich haftet auch jetzt der Staat als Ganzes für Staats- 
akte (nicht, wie gesagt, auf Strafe, aber auf Schadensersatz und Genug- 
tuung). Hierbei hat sich Jackson nicht aufgehalten; um so mehr, leider, 
der englische Ankläger; davon alsbald. Jackson ging sofort dazu über, aus 


‚der neuen Prämisse, daß die Tat dem Täter selbst zugerechnet werde, die 


notwendige und in diesem Verfahren allein interessierende Konsequenz 
zu ziehen, daß er dann natürlich auch strafbar sei. Es wäre ohne Sinn ge- 
wesen, dabei halt zu machen, die Tat müsse statt dem Staat dem Einzelnen 
zugerechnet werden, und es war andererseits ohne Interesse in diesem Pro- 
zeß, ob nun etwa nur noch dem Einzelnen, oder daneben auch noch dem 
Staat zuzurechnen sei. Jackson hat, als Ankläger dieser Personen, richtig 
prozediert, wenn er sofort über die Verneinung einer sie schützenden Zu- 
rechnung an den Staat zu der damit freigelegten Strafbarkeit der Ange- 
klagten überging; er konnte in seiner Rolle beides als identisch behandeln. 
Die Neuerung selbst, daß der Einwand des politischen Akts nicht mehr 
anerkannt wird, ist wirklich eine solche ; sie wurde mit der Lehre der Zeit, 
nämlich der erwiesenen Unmöglichkeit, sich anders eines totalen Un- 
rechtsstaates zu erwehren, gerechtfertigt, und ich denke, sie ist damit ge- 
rechtfertigt. Wenn frühere Kriegsleidenschaft zu kleinen Einbrüchen in 
das Völkerrecht geführt hatte, wenn ein Teil von diesen Einbrüchen offi- 
zieller Natur, also völkerrechtlich Staatsunrecht war, und wenn wiederum 
ein Teil hiervon in den Grenzen der innerstaatlichen Gesetze blieb, also 
auch innerstaatlich nicht strafbar war: so waren im Hitlerstaat alle diese 
Größenverhältnisse unermeßlich verschoben. Es geschah mehr Unrecht 
als sonst in Jahrhunderten, fast alles dieses Unrecht war offizielles, war 
Staatsunrecht, und wiederum so gut wie alles offizielle Unrecht war 
innerstaatlich legal, weil die obersten Befehlsführer zugleich mit Gesetzes- 
kraft befahlen. Dieser bis dahin selbst der Phantasie nicht zugängliche 
Sachverhalt hat die immer fragwürdig gewesene Theorie von der Trans- 
formation eines Verbrechens in bloßes Staatsunrecht ad absurdum geführt. 
Wir können dem noch etwas näher nachgehen. Wie denkt sich Herr 
Grewe die Dinge ohne die persönliche Strafbarkeit? Was sollte mit den 
Generalen geschehen, die den Kommissar- oder Kommandobefehl, also 
diese schauerlichen Erschießungen Gefangener, zu verantworten haben? 
Sie haben offiziell und sie haben, so übel es klingt, nach deutschem Gesetz 
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legal gehandelt. Hätten wir gewünscht, sie freizusprechen? Gar diejeni- 
gen freizusprechen, die den Mord an ganzen Bevölkerungen zu verant- 
worten haben? Herr Grewe will das nicht; er wünscht nur, daß deutsche 
Gerichte oder an ihrer Stelle Besatzungsgerichte nach deutschem Recht 


judiziert hätten. Was gegen deutsche Gerichte als Träger dieser Aufgabe | 


zu sagen ist, haben wir erörtert. Aber an dieser einzigen Stelle, wo er Jack- 
son zustimmend zitiert, übersieht Herr Grewe nun außerdem gemeinsam 
mit Jackson das ganze Problem der deutschen Pseudolegalität. Herr Grewe 
beruft sich wie Jackson auf $ 47 des Militärstrafgesetzbuchs, der den Ge- 
horsam gegen verbrecherische Befehle verbietet. Aber dieser Paragraph 
meinte Befehle, die innerstaatlich gesetzwidrig waren; an Verbrechen, die 
das Gesetz selbst befiehlt, hat nie ein Strafgesetzbuch gedacht. Es bliebe 
also nur übrig zu sagen: Diese Gesetze selbst waren, nach Naturrecht, 


nichtig. Dann könnten die, die sie erließen, ausnützten oder befolgten, in 


der Tat jetzt von deutschen Gerichten bestraft werden, als seien sie nie 
ergangen. Aber wenn ein so mächtiges Hindernis wie die Legalität des 
Handelns durch Berufung auf Naturrecht ausgeräumt werden sowohl 
muß wie kann, dann muß und kann ja wohl auch ein vergleichsweise so 
bescheidenes Hindernis wie die Doktrin vom Staatsunrecht dem Natur- 
recht weichen. Oder sollte wirklich die Zurechnung einer Handlung zur 
„Politik“ eines Staats, dessen einschlägige Gesetzgebung als solche nichtig 
war, geeignet sein, einen Vertreter oder Befolger dieser Politik, weil er 
Träger ‚‚staatlichen‘‘ Handelns gewesen sei, vor einer Form der Justiz 
zu schützen, die gegen einen auf eigene Faust sich Verfehlenden schon 
immer rechtens war? Nur um den Schutz gegen eine Form der Justiz han- 
delt essich ja; ich bitte darauf zu achten, daß Herr Grewe ntir einem inter- 
nationalen, nicht etwa einem Besatzungsgericht das Recht bestritten hätte, 


legal gewesenes Handeln zum Unrecht zu erklären und zwar, soweitessich 


um die Masse der Kriegsrechts- und Menschlichkeitsverbrechen handelt, 
zum strafbaren Unrecht: wo die deckenden Gesetze nichtig waren, kann 
auch der nachher zu behandelnde Einwand des rückwirkenden Strafge- 
setzes im Ernst nicht erhoben werden, 

Die wirklichen Schwierigkeiten liegen hier, wie ich glaube, erst bei den 
Konsequenzen Nürnbergs für kleinere Täter. Es sind die beiden Fragen: 
Wo liegt die Grenze, von der ab ein Angeklagter sich darauf berufen darf, 


! In der jetzigen Fassung laßt das Referat keineu Zweifel, daß der Referent, der die Be- 
zuguahme auf $ 47 MStGB hat fallen lassen, gleichfalls jene Gesetze für nichtig hält. 
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er habe die Naturrechtswidrigkeit, die Nichtigkeit unserer Gesetze nicht 
erkennen können? Und wo die andere, von der ab er sagen darf, er habe 
das erkannte oder geahnte Unrecht dennoch nicht unterlassen können, 
weil er in der Not des Zwanges gehandelt habe? Diese Probleme werden 
im neuen Jahr gelöst werden müssen. — 

Schließlich aber bitte ich Sie, wenn wir jetzt das Stichwort: Staatsunrecht 
oder persönliche Strafbarkeit? verlassen, klar ins Auge zu fassen, daß 
oraktisch dieses ‚Oder‘ doch zu Recht dasteht und ernst für uns ins Ge- 
wicht fällt. Nur praktisch: juristisch ist es, wie schon gesagt, nicht die 
Meinung, daß dies ‚Oder‘ gelte: die Zurechnung der T’at an die Täter 
läßt ihre gleichzeitige Zurechnung an ihren Staat unberührt. Sir Hartley 
Shawcross hat viel und bitter für uns darüber geredet; lesen Sie es bitte 
nach. Kann man auch Staaten nicht strafen, so bleibt genug, was wir als 
Gesamtheit an Folgen zu tragen haben, weil Hitler ein Deutscher war. 
Sie werden wie ich ein Gefühl der Erleichterung haben, wenn Shawcross 
— das Gericht legte in Nürnberg auch noch eine Pause dazwischen — 
dann endlich dazu übergeht, außerdem die persönliche Haftung der Ver- 
brecher zu statuieren. Juristisch entlastet sie uns nicht; die praktische Ent- 
lastung für uns ist nicht auszumessen. Die Juristenweisheit von der Zu- 
rechnung, weit abgelegen wie sie zunächst erscheint, ist in Wahrheit das 


‚ bei jeder unserer Regungen fühlbare Grundproblem dieser unserer Jahre, 


unseres nunmehrigen Lebens unter den Völkern. 


Zu Punkt 6 
Komplex Nulla poena sine lege 


Bei den Kriegsrechts- und Menschlichkeitsverbrechen ist man vielleicht 
nach allem geneigt, über die Berufung der Angeklagten darauf, sie hätten 
in Ausführung der Politik ihres Staates, oder sie hätten nach deutschem 
Recht gesetzmäßig, gar mit Gesetzeskraft gehandelt, oder sie hätten Be- 
fehle ausgeführt, deren verbrecherischer Charakter sie nicht hätten er- 
kennen können: über alle diese Berufungen hinwegzugehen, denn es han- 
delt sich bei Dingen wie dem Kommandobefehl oder den Rassenmorden 
immer um Dinge, von denen wir nicht ernstlich zweifeln, daß sie nun 
einmal immer schon Verbrechen waren. Eindruck machen dagegen jene 
Berufungen gegenüber der Anklage des Angriffskriegs. Hier scheint uns 
etwas neu zum Verbrechen gestempelt zu sein, was wir bisher mit ganz 
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andern Augen gesehen'haben. Hier ergreift und erregt uns der Einwand 
wirklich, wenn schon der Angriffskrieg ein Verbrechen sein sollte, 
so hätte man doch nicht rückwirkend Männer, die noch in der alten 
Vorstellung lebten, zu Verbrechern erklären dürfen. _ 

Ich leugne nicht, daß einige Tragik hierin liegt. Sie wäre ergreifender als 
sie ist, wenn in Nürnberg unter den Angeklagten wirklich noch einmal ein 
Held der alten Zeit gewesen und aufgestanden wäre, um den Richtern zu 
sagen, jawohl, er habe wie einst Scharnhorst und Gneisenau den Angriff 
vorbereitet, meinetwegen sogar, er habe ihn vorbereitet wie einst Wilhelm 
der Eroberer, nicht nur zur Befreiung also, sondern zur Landnahme: er 
halte fest an dieser Idee von Revanche- und Irredentakrieg, vom ritter- 
lichen Recht des Schwertes überhaupt, er verachte eine Welt, wo es statt 
dessen nur noch Räuber und Gendarm gebe, und sterbe ungebrochen als 
Zeuge jener andern. — Ich bin einigermaßen erleichtert, daß dieser 
Märtyrer des ritterlichen Kriegs in Nürnberg nicht aufgestanden ist. 
Man hat sich, soviel wir wissen, allgemein damit verteidigt, nicht, der 
Anpriffskrieg sei eine gute Sache, sondern, man habe nichts von einem 
Angriffskrieg geahnt. Man hat sich aber natürlich damit verteidigt, über- 
dies sei der Angriffskrieg, wenn schon vielleicht Unrecht, so doch kein 
strafbares Verbrechen gewesen. 

Dieser Einwand ist nun für sich zu prüfen. Er berührt nicht die Frage, ob 
für künftig, ob vielleicht eben durch den Spruch von Nürnberg oder die 
Charter von London, diese Akte der Konsensprovokation, die Strafbar- 


keit des Angriffskriegs zum geltenden Recht erhoben worden ist. Es wäre 


also denkbar, daß der Spruch von Nürnberg ungerecht wäre, weil er 
wegen Angriffskriegs verurteilte, obwohl jeder künftige derartige Spruch, 
nun da jedermann gewarnt ist, rechtmäßig wäre. — Ich glaube aber, daß 
auch schon dieser Spruch es war; daß also der Einwand nulla poena nicht 
begründet ist. 


Ihm steht entgegen, was Herr Kb. am ersten Abend sagte: Es handelt sich - 


nicht um einen neu aufgestellten Tatbestand, um ein neu erfundenes Ver- 


brechen, wie Rassenschande oder Abhören feindlicher Sender neu er- 


fundene Verbrechen waren. Es handelt sich um die aus der Urzeit über- 


kommene Norm: Du sollst nicht töten; sie war ausgeschaltet, wo es den 


Rechtfertigungsgrund „Krieg“ gab; aus diesem Rechtfertigungsgrund 
aber war seit 1928, seit dem Kelloggpakt, der Sektor Angriffskrieg heraus- 
gebrochen. Es ist wahr, der Kelloggpakt selbst verwendet nicht den Aus- 
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druck: Achtung des Angriffskriegs. Aber dessen bedarf es auch nicht, 
Nach dem deutschen Text, wie er im Reichsgesetzblatt steht, hat Deutsch- 
land den Krieg als Werkzeug der nationalen Politik verurteilt und auf ihn 
verzichtet. Es hat es getan, nachdem in dichter Folge Erklärungen von 
Staatsmännern und Gremien aus allen Nationen vorangegangen waren, 
wonach der Angriffskrieg kein Mittel sei, Streit auszutragen, „und in- 
Jolgedessen ein internationales Verbrechen‘, Ich erinnere an das, was ich 
zu Punkt 2, im Kapitel Konsens, über Antezedentien, mögen sie auch zu- 
nächst nur rhetorisch gewesen sein, als Auslegungsmittel gesagt. Wenn 
Deutschland nach solchen Antezedentien den Krieg verurteilt und auf 
ihn verzichtet hat, so konnte man auch in Deutschland im Ernst nicht 
zweifeln, daß von nun an das Betreiben eines Angriffskriegs Verbrechen 
war, weil für die beabsichtigte Massentötung der bisherige Rechtferti- 
gungsgrund Krieg endlich, endlich gefallen war. Es ist nicht anders, als 
wenn der Polizeiminister auf den Gebrauch der Schußwaffe „verzichtet‘, 
oder als wenn Hitler den Gnadentod gestoppt hätte: ohne weiteres tritt 
mit dem Wegfall des Rechtfertigungsgrundes das normale Strafgesetz 
wieder in Kraft. Genau so hat auch Jackson die Rechtslage formuliert: 


„Es ist die Mindestfolge der Verträge, die den Angriffskrieg für rechts- 
widrig erklärten, dem, der dennoch einen solchen Krieg anstiftet oder 
unternimmt, jeglichen Rechtfertigungsgrund zu nehmen, den das Recht 
bis dahin gab, und Kriegstreiber der Bestrafung nach den allgemeinen 
Regeln des Strafrechts zu überantworten.“ 


Interessant ist es, bei Lüders in dem zitierten Aufsatz zu lesen, daß auch 
das Reichsgericht in seinen Kriegsverbrecherprozessen nach 1918 genau 
so verfahren ist: es hat wegen rechtswidriger Tötung nach dem Straf- 
gesetzbuch diejenigen Militärs bestraft, die für ihre Tötungsbefehle keine 
Rechtfertigung im Völkerrecht fanden. 

Wahr bleibt, daß man in Deutschland den Verzicht auf den Angriffskrieg 
in jener empörenden Weise unernst genommen hat, in der überhaupt 
deutsche Gebildete aus vermeintlichem Realismus über Recht und zumal 
über Völkerrecht zu denken pflegen. Wenn man das Völkerrecht, wozu 
ja nun auch unser Freund Herr Kb, plötzlich eine Neigung bekundet hat, 
nur als lagebedingte Klugheitsparole ansieht, kann man sich dann be- 
klagen, wenn andere Völker Recht und Vertrag und Unterschrift bitter 
ernst genommen haben? Sie haben das Wesen des Rechts für sich, wenn 
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sie so denken. jener Unterschied zwischen dem Unernst bei uns und dem 
Ernst bei den andern war denkenden Deutschen von Anfang an fühlbar: 
eine unserer Damen schrieb mir 4 Tage nach dem Abschluß des Kellogg- 
paktes aus London von den dortigen kirchlichen Begehungen, von der 
Ansprache, die gehalten wurde: heute sei ein anderer "Tag als noch gestern; 
gestern hatte die Welt noch den Krieg zu fürchten, heute nicht mehr; von 
dem Gebet für die Opfer des Great War, die nun nicht umsonst gefallen 
— und dann schloß der Bericht: Ich fürchte sehr, daß Deutschland un- 
terdessen seine Promenadenkonzerte gehört hat; England ist darin anders. 
— Wie gesagt: England hat damit das Wesen des Rechts für sich, wir 
habenes gegen unsmit unserem Leichtmut, dersogarnicht zuuns paßt und 
dessen Art und Herkunft nachzugehen langer Untersuchungen wert wäre. 
Von der Grundthese abgesehen, daß durch den niemals aufgekündigten 
Kellogpakt der Rechtfertigungsgrund Krieg beseitigt war, ist zum Kom- 
plex Nulla poena sonst noch zu sagen: | 

1. Der Satz setzt eine durchgeführte Rechtsorganisation, eine gesetz- 
gebende Stelle voraus, Man würde sonst die Situation unausweichlich 
machen, daß immer erst einmal zu Unrecht gestraft werden muß, damit es 
das nächste Mal zu Recht geschehen kann. Denn es ist bare T'heorie, daß 
die Charter von London sich damit hätte begnügen können anzudrohen: 
das nächste Mal werden wir euresgleichen aufhängen. Wenn eine kleine 
Behörde anfängt: „Man willfür diesmalnoch“, so grinsen die Spitzbuben. 
Unter so großen Verhältnissen wie hier würde man sich mit diesem Stil 
einfach lächerlich gemacht haben. Daß es Männer des Rechts in den Sie- 


gerstaaten gab, die die Behutsamkeit unseres Standes überwanden und 


die Charter von London erließen, die das Gesetz und seine erstmalige 
Anwendung zugleich verfügte: ich gestehe, daß ich dieser Art der Tapfer- 
keit täglich Dank und Achtung zolle. | | 

2. Den Satz Nulla poena darf man in seinem Rang nicht überschätzen. 
Vor allem ist er nicht alt; schon gar nicht stammt er etwa aus dem römi- 


schen Recht. Vielleicht kennt jemand seine genaue Geschichte; die älteste 


Niederlegung, die mir bekannt ist, ist das Verbot des ex post facto-law in 
der amerikanischen Verfassung; die lateinische Formulierung gegeben 
hat ihr erst, Anfang des vorigen Jahrhunderts, Anselm Feuerbach. Bei 
Feuerbach hängt er zusammen mit seiner Lehre von der Strafe, die er 
noch im Stil der Naturrechtsphilosophie darauf gründet, daß der Ver- 
brecher durch die Übertretung des ihm bekannten Strafgesetzes einge- 
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willigt habe in seine Bestrafung. Seinen wirklichen guten Sinn hat der 
Satz, so weit er sich auf rückwirkende Strafgesetze bezieht, einmal darin, 
daß es Strafnormen gibt, die nicht im Gewissen verankert sind: hier muß 
der Mensch darauf vertrauen können, daß sein heutiges Handeln nur _ 
strafbar ist nach dem heute geltenden Gesetz; und zweitens darin, eine 
Gesetzgebung ab irato auszuschließen. Noch gar nie aber war der wahre 
Sınn des Satzes der, magna charta des Verbrechers zu sein; diese ver- 
zerrende Formulierung v. Liszts hätte nicht verdient zitiert zu werden, 
Es ist leider typisch deutsch, den abstrusesten Aspekt einer Sache hervor- 
zukehren, als gelte es, das Publikum nur ja von jedem Verständnis des 
Rechts abzuschrecken, Wenn der Satz eine Magna Charta ist, so die’ des 
Angeklagten, als eines Mannes, von dem bis zum Urteil vermutet wird, 
daß er unschuldig sei. — Ich denke, daß der klargestellte Sinn des Satzes 
Ihnen eine gewisse Orientierung darüber gibt, wie hoch Sie seinen gewiß 
nicht verächtlichen Rang etwa zu taxieren haben, 


3. Unser Satz ist insbesondere kein Satz des Völkerrechts; ich glaube 
wenigstens nicht, daß Herr Grewe, den ich ja das erste Mal hiernach 


| fragte, anders antworten will. Schon gar nicht ist er ein Satz des Völker- 
rechts nach der Lehre, wonach der Konsens aller Rechtsgenossen Vor- 


aussetzung der Rechtsqualität eines Satzes sei: denn Rechtsgenosse Hitler 
hat ja unüberhörbar dissentiert. 


4. Und damit kommen wir nun noch zu der großen Replik Jacksons gegen 
die Einrede der nachträglichen Strafbarmachung, jener Replik, die auch 
schon rein sprachlich ein Gipfelstück seiner großen Rede und der Herr 
Grewe so wenig gerecht geworden ist. Jackson pariert den Einwand so: 
Man möge sagen, es sei neues Recht, das hier angewendet werde, und daß 
die Verkündung dieses Rechts die Angeklagten ‚has taken by surprise‘. 
„I cannot deny‘, nimmt er dies auf, „that these men are surprised that 
this is the law.“ Aber: „They really are surprised that there is any such 
thing as law. These defendants did not rely on any law at all. Their pro- 
gram ignored and defied all law!.“* Nunaber sei der Grund dafür, daß wir 
die rückwirkende Anwendung von Strafgesetzen ungerecht finden, der, 


* „und daß die Verkündung dieses Rechts über die Angeklagten als Überraschung gekommen 
ist. Ich kann nicht leugnen, daß diese Männer überrascht sind, daß dies das Recht ist. Um es 
klar zu sagen: Sie sind tiberrascht, daß da überhaupt so ein Ding wie Recht ist, Diese Ange- 
klagten vertrauten nicht auf irgendwelches Recht überhaupt. Ihr Programm leugnete und ver- 
hölinte jegliches Recht.“ 
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daß die Menschen geschützt sein sollen in ihrem Vertrauen auf das Ge- 
setz, das zur Zeit ihres Flandelns gilt, „DieMänner hier aber können nicht 
dartun, daß sie jemals auf Völkerrecht vertraut oder auch nur die geringste 
. Rücksicht darauf genommen haben. Diese Replik ist gewiß juristisch 
ungewöhnlich; aber Herr Grewe mißversteht sie, wenn er meint, jedem 
Verbrecher könne man das erwidern. Der Verbrecher hat nur das Recht 
verletzt. Diese Angeklagten aber haben das Recht geleugnet. Als Staats- 
männer, als vor Gott und der Welt zu Hütern des Rechts bestellte Männer, 
haben sie geleugnet, daß es Völkerrecht gebe; haben sie, hundertfältig be- 
schworen mit dem Satz nulla poena, ihn nicht nur gebrochen, sondern 
geleugnet und gehöhnt und die These des wütenden Spießbürgers da- 
gegen in die Welt gebrüllt: Nullum crimen sine poena. Da erwidert ihnen 
Jackson: euch geschehe, wie ihr gesagt habt. Ich glaube mit dem lieben 
Gott, daß das Recht sprechen heißt, wenn überhaupt etwas. 


Zu Punkt 7 
Die drei Systeme der völkerrechtlichen Justiz, namentlich 
der Diskriminierung des Angriffskriegs 


Über diesen letzten Diskussionspunkt wurde schon am ersten Abend das 
Wichtigste gesagt. Ich will aber noch einmal die 3 Systeme skizzieren, 
weil Sie, wenn Sie diese Unterscheidung in Ihr Denken aufgenommen 


haben, nicht nur auf einem nunmehrigen Grundgebiet des Völkerrechts 


sich leidlich zurechtfinden können, sondern weil Sie dadurch zugleich 
von der Rechtsordnung überhaupt, indem sie Ihnen neben ihrer vollent- 


wickelten auch noch andere a nn zeigt, einen plastischen 


Begriff bekommen. 

Wir haben zu unterscheiden: | ee 

1. Eine staatsähnliche Ordnung: es gibt internationale Polizei und in- 
ternationale Gerichte, die internationales Unrecht zu verhindern oder 
wenigstens der Strafe zuzuführen haben. — Eine solche Ordnung der 
Dinge erstrebte der Völkerbund, erstreben wohl auch noch immer 
die Vereinten Nationen; der Begriff der kollektiven Sicherheit und der 

automatischen Sanktionen ist ihr zugeordnet: es ist selbstverständlich, 

‚daß gegen Unrecht von Völkergemeinschafts wegen eingeschritten wird, 

2. Eine demgegenüber primitivere Ordnung, wo es keine internationale 
Polizei, wohl aber internationale Gerichte gibt, Hier bleibt es dem 
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Opfer des Unrechts selbst überlassen, mit eigenen Kräften und denen 
hilfreicher Nachbarn oder Patrone den Verbrecher ‚„dingfest‘ zu machen 
und die ausgesprochene Strafe zu vollziehen. Ein solches Völkerrechts- 
system ergäbe sich etwa aus dem Ausbau des Haager Gerichtshofs. Es 
entspräche dem innerstaatlichen Rechtszustand im deutschen Mittel- 

‚alter, wo es schon vielGericht, aber noch keine Polizeigab. Es istnicht 

. einfach nur ein Mangel, sondern kommt auch einer allgemeinen mann- 
haften Rechtsgesinnung zugute, wenn der Mensch nicht nur den 
Mund, sondern auch die Hand für sein Recht rühren muß; hierüber 
eirımal mehr. 

3. Eine abermals primitivere Ordnung schließlich, wo es auch kein 
Gericht, aber immer noch den Unterschied von Recht und Unrecht, 
in unserem Fall also von gerechtem und ungerechtem Krieg gibt. Die 
Justiz hat hier dann die Form der Selbsthilfe- und adhoc konstituierten 
Interventionsgerichtsbarkeit. Ehrliche Neutralität kann es im Prinzip 
nicht geben, nur allenfalls praktisch deshalb, weil unerkennbar ist, wer 
Räuber und wer Opfer, — So war der Kelloggpakt gemeint. 

Ich halte es für förderlich, immer wieder hinsichtlich des Weltfriedens, des 

Angriffskriegs die Zeit des werdenden Landfriedens zu vergleichen. So- 

bald der Landfriede galt, war notwendig einer von zwei gewalttätig Strei- 

tenden im Unrecht, Solange es ihn nicht gab, gab es den beiderseits ehr- 
baren Streit: die Fehde, den Zweikampf, wie bis in unsere Tage den bei- 
derseits ehrbaren, ‚‚ritterlichen‘ Krieg. — 

Der Kelloggpakt, um seiner noch einmal zu gedenken, hat,auich wenner 

konsequent als Beseitigung des Rechtfertigungsgrunds ‚ehrlicher Krieg‘ 

und damit als Überantwortung der Kriegstreiber an die gewöhnliche 

Strafjustiz für Mörder verstanden wird, entgegen der Meinung des Re- 

ferenten eine funktionsfähige Weltregierung begrifflich jedenfalls gerade 

nicht vorausgesetzt. Er bediente sich des primitivsten der drei Systeme. 

Er basierte auf der Erkenntnis, daß man sich mit dem Völkerbund und der 

automatischen kollektiven Sarıktion übernommen hatte, daß der Gedanke 

der Weltpolizei verfrüht war. Kelloggs Bericht Zuhause, am 7. 12.1928, 

den Herr Grewe zitiert, muß in diesem Sinn verstanden werden: als Be- 

ruhigung der Isolationisten. Es ist wichtig, daß Sie sich klarmachen, was 
man in Deutschland so merkwürdig schwer begreift: Amerika ist, oder 
war jedenfalls 1928, alles andere als ein Staat, den es nach Justizkriegen 
als Einkleidung seiner Einmischung gelüstete. ‚Intervention‘ war (und 


ich habe den Eindruck: ist) für die Vereinigten Staaten keine böse Lust, 
sondern eine saure Pflicht, die zu erfüllen man dort zunächst keinerlei An- 
trieb empfand. Das Grauen, mit dem Amerika nach dem ersten Weltkrieg 
aus Europa floh und den Völkerbund, den "Traum seines Präsidenten, 
preisgab, ist eine der entscheidenden Tatsachen dieses Jahrhunderts, Sie 
müssen wissen, daß es einer intensiven politischen Erziehung dieses Vol- 
kes durch zwei Jahrzehnte bedurfte, um ihm klar zu machen, daß es nach 
der Alten Welt zurückzukehren und dort auszuhalten habe: daß es seine 
unabweisliche Pflicht sei, in der Alten Welt nach dem Rechten zu sehen, 
die Verantwortung der Macht dort auszuüben. Was Kellogg und Stimson 
ihren Landsleuten zu sagen hatten, war nicht: nach dem Pakt dürfen wir 
nicht strafen; sondern: müssen wir nicht strafen. Denn vor der Pflicht zu 
strafen bangte Amerika, (Ich glaube nicht, daß es in der amerikanischen 
Jurisprudenz so unverzeihlich schiefe Begriffe gibt wie den deutschen 
vom „Strafanspruch‘,) Es ist aber wohl klar, daß wer darlegt, eine Pflicht 
zur Strafe enthalte der Pakt nicht, sie bestehe nicht in höherem Maße als 
gegenüber jeder Vertragsverletzung: daß der dabei das Recht zu strafen — 
wenn man sich nämlich zum Ausüben dieses ernsten Amtes im Einzelfall 
entschlossen hat -—— voraussetzt. | 
Zuzugeben ist, daß vom Bestrafen der Einzelpersonen bei diesen Er- 
klärungen nicht ausdrücklich die Rede war; wer annehmen will, die 
amerikanischen Staatssekretäre hätten die Bestrafung von Staaten, 
trotz der Problematik dieses Begriffs, im ‘Auge gehabt, mag es tun. 
Aber keinesfalls können solche Erklärungen im Sinn von Herr Grewe 
verwertet werden, als hätte Amerika damals erklärt, eine Bestrafung 
für Verstöße gegen den Kelloggpakt komme nicht in Betracht. 
Bliebe schließlich noch eine Würdigung der Systeme nach der Praktikabi- 
lität. Da ist sicher richtig, daß die beiden unentwickelten Systeme gegen- 
über dem vollentwickelten des Weltstaats in bösem Nachteil sind. Ohne 
Weltgericht und Weltpolizei läßt sich z. B. kaum denken, daß es gelingen 
könnte, das Verbot des Angriffskriegs mit der Zulassung, ja dem mora- 
lischen Gebot der Humanitätsintervention in Ausgleich zu bringen; die 
_ letztere wird als rechtmäßige Exekution von einem Angriffskrieg kaum 
klar unterschieden werden können, wenn sie sich nicht auf den Spruch 
eines ständigen Gerichts gründet und sich als solches erkennbarer Polizei- 
streitkräfte bedient. Selbst jetzt, wo den Vereinten Nationen das aner- 
kannte Gericht undeine anerkanntePolizei erreichbar wären, fälltes schwer, 
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etwa mit Spanien rechtlich fertig zu werden; und berief sich nicht auch 
Hitler auf seine Interventionspflicht? — Und es bleibt schließlich auch 
angesichts eines Weltstaats die sehr ernste Praktikabilitätsfrage offen, die 
Herr Grewe berührt hat, als er sagte: Die Aussicht auf den Galgen werde 
dazu führen, daß der unterliegende Staatsmann eher seine ganze Um- 
sebung in die Luft sprengen, als kapitulieren werde, Wer davon ausgeht: 
Kriege können nicht vermieden werden, muß urteilen: dann sollte man die 
Ehre des Rechts in seiner Nüchternheit und also in der Aufgabe sehen, 
diese unvermeidlichen Kriege zu zivilisieren, statt sie durch die Beseiti- 
gung des Begriffs eines ritterlichen, ehrlichen Kriegs vollends zu bestia- 
lisieren. Wer umgekehrten Glaubens ist, wird es mit Sir Hartley Shaw- 
cross für einen heilsamen, einen notwendigen Brauch erklären, ‚daß Leute, 
die das Gesetz brechen und sowohl ihr eigenes wie andere Länder in einen 
Angriffskrieg stürzen, dies nur mit einem Strick um den Hals tun dürfen‘. 
Rational in der Diskussion auszutragen ist das nicht mehr; es ist Sache 
des Risikos einer Glaubensentscheidung. | 


Be Diskussion 


Herr Kp. : Istes möglich, ernstlich daran zu glauben, man könne Angriffs- 
kriege ächten? Zwischen zwei Staaten, deren Stärke sich gleichmäßig ent- 
wickelt hat, kann ein Krieg unvermeidlich werden. Wie kann man da den 


"Angreifer bestimmen? Wer wäre der Angreifer, wenn jetzt zwischen USA. 


undSowjetrußland ein Krieg beginnen würde? Kannes genügen, um nicht 
als Angreifer zu gelten, wenn man nur genügend schlau ist, ein bestimm- 


tes äußeres Verhalten zu zeigen? 
Kann es bei der Schwierigkeit, den Angreifer zu bestimmen, nicht echte 


Neutralität geben? 


Herr Kt. : Bleibt es nicht sogar denkbar, daß jemand einen Präventivkrieg 
führt, ohne Angreifer zu sein? 


Herr R.: Gewiß wird es so glatte Fälle wie den Überfall auf Polen oder 
den Beginn des russisch-finnischen Winterkriegs nicht leicht wieder ge- 
ben. Es kann sein, daß man zur Bestimmung des Angreifers Schemata 
bildet, die sich darın der Entwicklung der Geschichte gegenüber als unzu- 
länglich erweisen. Grundsätzlich ist aber die Feststellung des Angreifers 
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nicht schwieriger, als die Ermittlung des Schuldigen in einem Eheprozeß. 
Warum soll das Recht vor schwierigen Aufgaben verzagen? 


Herr Kt. : Es ist leicht für den Sieger, den Unterlegenen zum Angreifer 
zu erklären. 


Herr Kp.: Soweit darf es natürlich gar nicht kommen. Das Gericht muß 
den Angreifer schon bestimmen, bevor entschieden ist, wer Sieger wird. 


Herr Grewe : Nur eine Alternative ist möglich: Entweder man schafft eine 

internationale Verhandlungstribüne, oder aber eine Instanz, die genügend 

Autorität hat, einen solchen Fall zu entscheiden. Die Bestimmung des 

Angreifers kann nicht den einzelnen Signatarmächten überlassen bleiben. 
k 


Herr Küster : Man wird sich schwer dem Gewicht der Entscheidung eines 
Gerichtshofes, wie ihn der in Nürnberg darstellt, widersetzen können. 
Ein solcher Gerichtshof müßte genügen, solange wir nicht die feste Ein- 
tichtung eines Weltgerichtshofs haben. 


Herr B.: Nach einem in der „Stuttgarter Rundschau“ vom Dezember 46 
erschienenen Aufsatz „Anatomie des Friedens“ schrieb der Amerikaner 
Emery Reeves: „Solange es souveräne Staaten gibt, werden Kriege ent- 
stehen. Eine über die Staaten hinausgreifende Rechtsordnung ist erforder- 
lich. Zwischen souveränen Staaten kann der Friede nicht durch Verträge 
gesichert werden, Die Friedensverträge legen nur die Saat zum nächsten 
Krieg, Dieser Versuch, den Frieden durch politische Maßregeln zu si- 
chern, ist nichts anderes als der Versuch, einen Brand mit Flammen- 
werfern zu löschen. Nur wenn man die internationalen Beziehungen auf 
einen Rechtsboden stellt, werden, wie im innerstaatlichen Leben auch, 


die tunvermeidlichen Evolutionen ohne kriegerische Konflikte abrollen 
können,” 


Herr Küster : Vielleicht ist dieser Verzicht auf einen Teil der Souveräni- 
tät identisch damit, daß man, wie es jetzt geschieht, das Recht der Staaten, 
einen Angriffskrieg zu führen, verneint. Ähnlich mußte sich der Land- 
friede gegenüber den Baronen im Mittelalter durchsetzen. Seine Verhän- 
gung und Durchsetzung war nur die andere Seite davon, daß der Satz 


„Jeder Baron ist Souverän in seiner Baronie‘ außer Kraft gesetzt, daß die 
Barone mediatisiert wurden. 
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Herr M.: Die neue französische Verfassung enthält einen solchen teil- 
weisen Souveränitätsverzicht. 


Herr Grewe : Sie erklärt nur die Bereitschaft zu einem solchen Verzicht 
unter dem Vorbehalt der Gegenseitigkeit. Ich sehe für den Frieden eine 
Chance allein in der Einsicht, daß der Krieg für alle unrentabel wird. 


Herr F.: Man sollte sich nicht darauf berufen, daß es in der Geschichte 


immer Kriege gab, sondern die entscheidende Änderung durch die tech- 
nische Entwicklung des Krieges bedenken. 


Herr Küster : Die Geschichte geht nicht bloß im Kreis mit steten Wieder- 
holungen, sondern hat eine Entwicklungslinie mit oft ruckartigem Vor- 
wärtsschreiten. Die Entwicklung zum Volksstaat oder etwa diejenige zur 
Technik bedeuten solches Fortschreiten. So ist es auch möglich, daß wir 
über die Vorstellung vom ritterlichen Krieg hinausschreiten. 


Herr M.: Auch die Sklaverei hat so einmal ein Ende genommen. 


Herr Kt.: Die Sklaverei hat nur die Formen gewechselt. Sie besteht heute 
noch. 


Herr M. : Aber sie hat aufgehört, als anerkannte Institution zu bestehen. 


Herr R.: Der Mensch wird zwar aus der Geschichte 'nicht lernen, den 
Krieg zu vermeiden. Die Entwicklung der Atombombe kann ihm aber ein 
solches Grauen vor ihren Möglichkeiten einflößen, daß ihm die Lust ver- 
geht, mit dieser Kraft zu experimentieren. 


Herr Kt. : Der nächste Krieg kann ohne die Verwendung der Atombombe 
geführt werden, wie der letzte ohne Gas, 


Herr F.: Die Lehre des ı. und 2, Weltkrieges ist, daß in Zukunft nur 
Kontinente Krieg führen können. Nur Staaten können Machtpolitik trei- 
ben, deren Gebiet größer ist als die Reichweite der vorhandenen Waffen. 


Herr Küster : Solche materiellen Begleitfaktoren dürfen in der Tat nicht 
außer Anschlag bleiben, Die Durchsetzung des Landfriedens gegenüber 
den Zwerggebieten der Barone z.B. wurde wesentlich durch die Ein- 
führung der Artillerie gefördert. 


gr 


Erwiderung des Referenten 


Herr Grewe zu Punkt I: Herr Küster hatmit Rechtfestgestellt, daßin meinem 
Referatalle Einwände ‚auf die juristische Einheitsebene projiziert‘ worden 
seien. Dasist zutreffend, Esentspricht der Methodik desjuristischen Den- 
kens, ist daher zunächst unvermeidlich ; um so verdienstlicher ist es, wenn 
Herr K, im Rahmenseines Korreferats versucht, das verschiedene Gewicht 
der Einwände wieder deutlicher hervortreten zu lassen, Diesem Bemühen 
sind gewisse Grenzen gesetzt. Derstrengund ausschließlichjuristische Maß- 
stab, mit dem ich gearbeitet habe, entspricht nicht nur der Methodik un- 
serer Disziplin, sondern ist zugleich bedingt durch die politische Situa- 
tion, in der wir unsere Diskussion führen. Es ist aus Gründen, die auf der 
Hand liegen, nicht angebracht, daß wir hier etwa über die moralische 
‚ Legitimation der vier Siegermächte diskutieren, die in Nürnberg zu Ge- 
sicht gesessen haben (eine Diskussion, wie sie in England etwa von Gol- 
lancz oder Randolph Churchill getrieben wird). Gleichwohl könnte natür- 
lich auch dieses Problem nicht unberücksichtigt bleiben, wenn wir, wie 
es Herr K. nennt, zu einem „vollständigen menschlichen Urteil” über 
Nürnberg kommen wollten. Unsere Diskussion wird also in jedem Falle 
lückenhaft bleiben, es werden einige Probleme offen bleiben, mit denen 


jeder selbst fertig werden muß, Auf der juristischen Ebene habe ich nun. 


in der Tat einige Fragezeichen gesetzt. So wenig ich mich einer allgemei- 
nen „Verdrossenheit* gegenüber Nürnberg bezichtigen lassen möchte, 
so wenig möchte ich diese Fragezeichen leugnen oder bagatellisieren. 
. Mich als „Verdrossenen“ bezeichnen zu lassen, lehne ich deswegen ent- 
schieden ab, weil dieser Ausdruck doch wohl den Zustand einer negativen 
gefühlsmäßigen Reaktion zu dem Gesamtkomplex „Nürnberg“ oder gar 
zu dem Gesamtkomplex „Besatzungsmächte“ bezeichnet. Von beidem 
weiß ich mich frei. Was ich an Nürnberg auszusetzen habe, ist nicht, 
daß dort die Führer des NS,-Regimes von den Alliierten gehängt 
' ‚worden sind, sondern lediglich, daß für mein Empfinden das dem 
Hängen vorausgegangene Verfahren nicht jenen strengen rechtsstaat- 
lichen Maßstäben genügt, die man für sich in Anspruch genommen hat. 
Wenn ich an einer Stelle davon gesprochen habe, daß es leicht sei, in 
Nürnberg „‚kühne Projekte auf Kosten des wehrlosen Gegners zumachen“, 
. so sehe ich noch nicht ein, weshalb man daraus auf eine ‚‚Verdrossenheit“ 
schließen müßte, Der Ausdruck „Gegner“ ist der sachlich angemessene 
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Terminus für das völkerrechtliche Verhältnis zwischen Deutschland und 
den Besatzungsmächten, da wir uns bekanntlich immer noch formell im 
Kriegszustand befinden. Ich habe diesen Ausdruck ohne jede gefühls- 
mäßige Bewertung gebraucht und ihn daher dem gefühlsbetonteren Aus- 
druck „Feinde vorgezogen. (Nebenbei: Nach der Charter der UN. 
fallen wir nuneinmal in die Kategorie der „Feindstaaten‘“.) Was ich 
ganz sachlich und nüchtern feststellen wollte, war nur dieses, daß es 
ein Präzedenzfall von zweifelhaften Wert ist, wenn man weitgespannte 
völkerrechtliche Souveränitätsbeschränkungen proklamiert und sie an 
einem Staatswesen praktiziert, dessen Souveränität ohnehin fragwürdig 
ist und das sich zum mindesten solcher Ansprüche nicht mit den nor- 
malen Mitteln eines souveränen Staates erwehren kann. Es handelte 
sich also um den Gedanken, den Randolph Churchill vor einiger Zeit 
wie folgt formuliert hat: 

„Das Ergebnis des Nürnberg-Prozesses wird weitgehend deshalb gefeiert, 
weil es einen Präzedenzfall dazu darstellt, daß Politiker und militärische 
Führer, die sich künftig verschwören, einen Angriffskrieg zu unternehmen, 
bestraft werden. 

Das ist eine bewunderungswürdige Idee, Aber man sollte nicht übersehen, 
daß der Hauptgrund dafür, daß sich die Nazi-Führer vor Gericht fanden, 
nicht darin bestand, daß sie Krieg führten, sondern darin, daß sie den Krieg 
verloren, Künftige Historiker werden daher wahrscheinlich berichten, daß die 
eigentliche Bedeutung von Nürnberg darin bestand, einen Präzedenzfall dafür 
zu schaffen,daß die Besiegten von den Siegern abgeurteilt und getötet werden. 
Ob das die Sache der Weltzivilisation wesentlich fördern wird, FEN: 
zweifelhaft.“ 
(Continental Daily Mail, October 8, 1946.) 


Die Befürchtung von Herrn K., daß durch meine Fragezeichen ein Zu- 
stand der Halbbildung anstelle der ursprünglich instinktiven Reaktion 
erzeugt würde, vermag ich — wenigstens in diesem Kreise — nicht zu 
teilen, und eigentlich auch nicht zu verstehen. Ich glaube, meine Vorbe- 
halte mit genauen Gründen versehen zu haben; über die Richtigkeit und 
Stichhaltigkeit meiner Gründe läßt sich natürlich streiten, aber erst aus 
einem solchen Streit kann doch wohl ein gefestigtes und wohlerwogenes 
Urteil hervorgehen, Schließlich ist es ja die Aufgabe einer wissen- 
schaftlich-kritischen Besinnung, die Unbeschwertheit einer instink- 
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tiven Reaktion durch einige Fragezeichen zu beeinträchtigen. Die Meinun- 
gen über Nürnberg sind im ganzen immer noch viel zu stark von irgend- 
welchen Instinktreaktionen und viel zu wenig von prüfender und wägen- 
der Einsicht bestimmt. 

Nach diesen Vorbemerkungen nun zu den sachlichen Einwendungen von 
Herrn K., die mir auch in den Punkten, in denen sie mich nicht überzeugt 
haben, sehr wertvoll waren, weil sie die Klärung und schärfere Präzisie- 
rung meines eigenen Standpunktes sehr gefördert haben, 

Ich muß zunächst der Behauptung widersprechen, daß meine Einwendun- 
gen überwiegend nur die mangelnde Positivität der in Nürnberg ange- 
wandten Rechtssätze rügten. Diese Behauptung verkennt meines Erach- 
tens die Besonderheit der in Frage stehenden Rechtssätze, die ja hier in 
ihrer Qualität als strafrechtliche Normen zur Debatte stehen und als solche 
sämtlich dem Prinzip „nulla poena sine lege‘ unterliegen. D. h, die man- 
gelnde Positivität strafrechtlicher Normen begründet stets zugleich einen 
Einwand gegen die Gerechtigkeit eines auf solche Normen gestützten 
Urteils. Ich habe schon in meinem Referat und am letzten Abend die 
These vertreten, daß dem rechtsstaatlichen Sinne jenes Prinzips nur dann 
Genüge getan ist, wenn sich ein Strafurteil auf eine Norm stützen kann, 
die zur Zeit der Begehung der Tat bereits positiviert war. Diese "These ist, 
soweit ich sehe, bisher nicht erschüttert worden. _ 

Zu Punkt 2: „Völkerrechtsfortbildung“. 

Nun zu der zentralen Kontroverse über Jacksons Theorie der Völker- 
rechtsfortbildung. Herr K. hat die Ausführungen des amerikanischen An- 
klägers durch eine Reihe von sehr interessanten Argumenten ergänzt und 
unterbaut und sie dadurch nun in der Tat in den Rang einer ernst zu neh- 
menden "These erhoben. 
(z.) „Eventualerwägungen“ : Daich zu zeigen versucht habe, daß die Juris- 
diktion des Nürnberger Gerichtshofs im positiven Völkerrecht weitgehend 
keine Stütze findet, rücken diese „Eventualerwägungen‘‘ in die erste 
Reihe der Argumente. Im übrigen ist es ja für die Haltbarkeit der von 
Jackson entwickelten Theorie der Völkerrechtsfortbildung ohne Belang, 
ob sie als Haupt- oder Hilfsargument dient. Dagegen ist natürlich zuzu- 
geben, daß das Gewicht dieser Frage in beiden Fällen ein verschiedenes 
ist, e 

Zu den Unklarheiten in diesem Teil der Ausführungen des amerikani- 


schen Anklägers gehört es wohl auch, daß manche seiner Wendungen den . 
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Eindruck erwecken, als handle es sich hier keineswegs nur um Eventual- 
erwägungen. Er betont nämlich selbst an anderer Stelle, „daß wir im 
Rechtsleben kein Beispiel oder Vorbild für das Statut haben“, „daß es in 
der Geschichte des Rechts ein ähnliches Beispiel für die von uns bean- 
tragte Untersuchung nicht gibt‘. Solche Sätze legen die Folgerung nahe, 
daß die Gerichtsbarkeit des Militärgerichtshofes nur als eine Fortbildung 
des bisher geltenden Völkerrechts verstanden werden kann. 

(2.) Daß die Partner des Londoner Abkommens rechtlich nicht in der Lage 

sind, mit sich selbst für das von ihnen vertretene Deutschland neue 

Rechtssätze zu vereinbaren, möchte ich weiterhin behaupten, wenngleich 

es mir aus äußeren Gründen noch nicht möglich gewesen ist, Belege für 

diese meine These beizubringen. Ganz allgemein kann zunächst festge- 
stellt werden, daß der Grundsatz der Unzulässigkeit des Kontrahierens 

mit sich selbst in Fällen, in denen ein Interessenkonflikt zwischen Vertreter 
und Vertretenem vorliegt, in der innerstaatlichen Privatrechtsordnung 
der meisten Kulturstaaten anerkannt wird. Solche übereinstimmenden 

„allgemeinen Rechtsgrundsätze‘“ (principes generaux. du droit) stehen, 

soweit sie sich ihrer Natur nach auf den zwischenstaatlichen Verkehr über- 
tragen lassen, im Range einer unmittelbaren Völkerrechtsquelle. Ich sehe 
nicht, welcher Einwand gegen die Anwendung dieses Prinzips auf das 

völkerrechtliche Vertragsrecht erhoben werden könnte, Inzwischen habe 

ich festgestellt, daß meine Auffassung von dem hessischen Justizminister 
Zinn (‚Das staatsrechtliche Problem Deutschland in der Festgabe zur 

Wiesbadener Juristentagung „Zum Aufbau des Rechtslebens‘‘, 1946 

S. 24) insoweit geteilt wird, als er davon ausgeht, daß die Besatzungs- 

mächte „‚treuhänderische Inhaber einer eigenständigen deutschen Staats- 

gewalt....bis zum Friedensschluß sind, den ein Treuhänder nach allge- 

meinen Rechtsgrundsätzen nicht mit Sich, sondern nur unmittelbar mit 

dem Subjekt der Souveränität, dem Volk selbst abschließen kann“, 

(3.) Ich darf zunächst vorausschicken, daß ich mit dem, was Herr Küster 
über die Dynamik der Rechtsentwicklung, über den gleichsam dialek- 
tischen Prozeß der Behauptung, Entfaltung und langsamen Festigung eines 

Rechtssatzes im Widerstreit entgegengesetzter Rechtsbehauptungen sagt, 

durchaus übereinstimme. Jedenfalls soweit, als es sich dabei um allge- 

meine Rechtstheorie handelt, die für die verschiedenen Gebiete des pri- 
vaten und öffentlichen Rechts fruchtbar zu machen ist. Wiederum aber 

wird man doch auch hier die Besonderheit der im vorliegenden Falle in 
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Frage stehenden Rechtsgebiete im Auge behalten müssen. Die Theorie 


der „Konsensprovokation“, wie sie Herr Küster genannt hat, so einleuch- 


tend sie für die Durchsetzung eines privatrechtlichen, öffentlichrechtlichen 
oder auch völkerrechtlichen Anspruches sein mag, ist für die juristische 
Fundierung eines Strafurteils ungeeignet. Es wäre doch wohl eine fatale Kon- 
sequenz jener Theorie, wenn der Konsens der übrigen Rechtsgenossen 
ausbliebe, während der nach dem umstrittenen Rechtssatz abgeurteilte 
Delinquent bereits einen Kopf kürzer gemacht ist. Man braucht nicht ein- 
mal den äußersten Fall ins Auge zu fassen, um einzusehen, daß es dort, 
wo es um die Bestrafung eines Menschen an Leib und Leben, an Ehre und 
Freiheit geht, wo ein Urteil also nicht wieder gut Zu machende existen- 


zielle Folgen für den Betroffenen auslöst, daß dort nur mit den klaren und 


eindeutigen Maßstäben positivierten Rechts gearbeitet werden kann. Das 
entspricht jedenfalls dem Rechtsbewußtsein der großen Mehrheit der 
Kulturvölker, und es ist demgegenüber ohne Bedeutung, wenn in diesem 
Punkte die englische (nicht auch die amerikanische) Strafrechtspraxis 
andere Wege geht. 
(4.) Sehen wir von diesen grundsätzlichen Einwendungen gegen die ge- 
wohnheitsrechtliche Begründung neuer Straftatbestände einmal ab, so 
scheinen mir doch auch die von Herrn Küster in seinem 4. Punkte näher 
erläuterten Voraussetzungen der „Konsensprovokation‘* gar nicht gege- 
ben zu sein. | | 
Ich bestreite, daß sich der Satz von der persönlichen strafrechtlichen Verant- 
wortlichkeit des Angreifers „hart unter der Schwelle der Positivität‘* befunden 
hat. | Ä 
Die von Herrn Küster als „Antezedentien** bewerteten Vertragsinstru- 
mente haben nämlich mit diesem Rechtssatz gar nichts zu tun. Gewiß, 
'sie bezeichnen den Krieg als ‚international crime‘. Soweit man diesem 
Ausdruck, der in erster Linie eine moralische Verurteilung enthielt, über- 
haupt eine juristisch präzise Bedeutung beilegen kann, ließe sich allenfalls 
die "These vertreten, daß der Krieg damit schlechthin als völkerrechtliches 
Delikt gekennzeichnet werden sollte, Ein völkerrechtliches Delikt begrün- 
det nach allgemein anerkannten Grundsätzen eine Wiedergutmachungs- 
pflicht des rechtsbrecherischen Staates, nicht aber eine unmittelbare 
strafrechtliche Verantwortlichkeit seiner handelnden Staatsmänner. Herr 
Küster wird nicht in der Lage sein, irgendwelche gewichtigen Stimmen 
zu zitieren, die sich beim Abschluß oder Entwurf jener Vertragsinstru- 
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mente für das Prinzip der persönlichen Verantwortlichkeit ausgesprochen 
hätten; er wird ebenso wenig in der Lage sein, eine größere Zahl inter- 
national anerkannter Völkerrechtslehrer zu benennen, die vor 1939 dieses 
Prinzip vertreten hätten. Er wird keine offizielle Regierungserklärung 
solchen Inhalts nachweisen können. Er wird vielmehr zugeben müssen, 
daß nicht einmal die radikalste Interpretationsthese zum Kelloggpakt 
— die Budapester Resolution der International Law-Association von 


'1934 — dieses Prinzip ins Auge gefaßt hat. 


Herr Küster : weist auf die Haltung Edens im Abessinienkrieg hin. 


Mehrere Teilnehmer : Dieses Beispiel überzeugt deshalb nicht, weil Eden 
zwar „bis zum Sturz des Regimes in Rom‘ kämpfen wollte, aber von einer 


persönlichen Verantwortung der Regierenden nichts gesagt hat. Zudem 


ist entgegenzuhalten, daß Eden gestürzt wurde und die italienischen 
Eroberungen später von England anerkannt worden sind. 


Herr Küster : Man darf das Argument, daß das Recht nicht tatsächlich 
angewendet worden ist, nicht überschätzen. Zwar kann ein bereits vor- 
handenes Recht auch durch Mangel an Macht, es auszuüben, unter Um- 
ständen wieder verloren gehen, im großen ganzen aber überdauert das 
Recht Zeiten der Ohnmacht, es durchzusetzen. 


Herr Grewe fährt fort: Ä 
(5.) Was die Frage anlangt, ob mit einem Konsens der Völkerrechtsge- 
meinschaft zu den Prinzipien der Charter und des Nürnberger Urteils 
gerechnet werden kann, so hat Herr Küster natürlich recht mit dem Hin- 
weis, daß es nach der bisherigen Auffassung auf den Konsens der Staaten, 
nicht irgendwelcher Persönlichkeiten, ankomme. Zuzugeben ist auch, daß 
bisher noch kein Staat offiziell und ausdrücklich dissentiert hat. Immerhin 
gibt es eine Reihe von Staaten, die bisher nicht konsentiert: haben (von den 
Besiegten ganz abgesehen), obwohl sie sehr nachdrücklich, nämlich durch 
die Beitrittsklausel des Artikel 5 des Londoner Abkommens, dazu „pro- 
voziert‘* worden sind. Zu diesen Staaten gehören Kanada, die Südafrika- 
nische Union, China, alles Mitglieder der Vereinten Nationen, die im 
Kriege gegen die Achsenmächte standen. Man wird natürlich nicht er- 
warten können, daß sich die möglicherweise dissentierenden Staaten dazu 
drängen, den vier Großmächten der Welt ihren Dissens baldmöglichst 
feierlich zu erklären. 
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Zu Punkt 3 : „Gericht der Sieger in eigener Sache”. 

a) Ich habe zu zeigen versucht, daß das Nürnberger Urteil an einem tief- 
greifenden inneren Widerspruch krankt, Es leitet seine Gerichtsbarkeit 
aus der den Besatzungsmächten völkerrechtlich zustehenden Befugnis 
zur Wahrnehmung der deutschen Hoheitsrechte her (Urteil S. 58), geriert 
sich jedoch im übrigen und argumentiert wie ein internationaler Völker- 
rechtsgerichtshof. 

Herr Küster hält diesen Widerspruch für unerheblich. Warum sollten die 
Besatzungsmächte ihre Befugnisse nicht auf einen internationalen Völker- 
rechtsgerichtshof übertragen können, so fragt er. Ob man sich auf diese 
Übertragung ausdrücklich berufe oder nicht, sei unerheblich; es gebe nur 
wenige Fälle, wo die Ausübung eines Rechts dadurch zum Unrecht wird, 
daß man es unterläßt, sich auf das Recht zu berufen. Herr Küster findet 
es sogar begrüßenswert, daß sich die Signatare des Londoner Abkommens. 
nicht auf ihre besatzungsrechtlichen Befugnisse berufen, sondern es vor- 
gezogen hätten, das Völkerrecht in der Frage der Gerichtsbarkeit über 
Einzelpersonen zu reformieren. 

Mir scheint, daß in diesem Punkte mein Korreferent sich in einen ähn- 
lichen, keineswegs unerheblichen Widerspruch Veen wie die Atı- 
kläger und Richter von Nürnberg. 

Wenn man von der — unbestreitbaren — Befugnis der Besatzungs- 
mächte ausgeht, die Nürnberger Angeklagten kraft ihrer besatzungsrecht- 
licher Gerichtsgewalt abzuurteilen, so ist es gewiß unerheblich, ob mit 
der Durchführung dieses Verfahrens das Militärgericht einer einzelnen 
Besatzungsmacht oder ein gemeinsames Militärgericht aller vier Besat- 
zungsmächte oder ein ad hoc gebildeter internationaler Gerichtshof be- 
traut wird. Es.ist auch unerheblich, in welcher Form diese Betrauung er- 
folgt. Nur über eines muß man sich klar sein: In allen drei Fällen bleibt 
die Grundlage der geübten Gerichtsbarkeit die gleiche: Stets wurzelt sie 
im Besatzungsrecht. Nimmt man an, daß die Besatzungsmächte ihre Be- 
fugnisse einern internationalen, völkerrechtlich konstituierten Gerichts- 


hof übertragen haben, so judiziert auch ein solcher Gerichtshof nicht un- 


mittelbar auf völkerrechtlicher Grundlage und sein Urteil kann niemals 
als Präzedenz für eine Gerichtsbarkeit internationaler Gerichte über Ein- 
zelpersonen auf völkerrechtlicher Grundlage gelten. Gerade jener Effekt, 
den Herr Küster durch das Urteil erzielt haben möchte, daß nämlich das 
Völkerrecht im Sinne jener völkerrechtlichen Strafgerichtsbarkeit reformiert 
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würde, tritt daher nicht ein, solange man auf dem Boden dieser Konstruktion. 
bleibt. Das Nürnberger Urteil stellt sich einerseits auf diesen Boden, ist 
sich andererseits aber nicht der Konsequenzen einer solchen Auffassung 
bewußt und bleibt daher in seinen Entscheidungsgründen widerspruchs- 
voll. Soll das Urteil ein Präzedenzentscheid in dem von Herrn Küster ge- 
wünschten Sinne sein, so hätte nicht nur die ausdrückliche Bezugnahme 
auf die besatzungsrechtlichen Befugnisse, wie sie das Urteil ($, 58) im 
Gegensatz zu den Anklagereden enthielt, unterbleiben müssen — man 
müßte auch auf die Konstruktion einer stillschweigenden Übertragung 
dieser Befugnisse an das internationale Militärgericht verzichten. 


Herr Küster : Ich bin zwar der Auffassung, daß grundsätzlich beide Mög- .. 
lichkeiten gegeben sind, und daß der revolutionierende Weg um so mi FR 
gerechtfertigt ist, wenn auch der einfachere legitim ist. Aber ich gestehe 

zu, daß durch die Begründung des Urteils der Nürnberger Prozeß de 


Präzedenzfall für das neue Recht einer Interventionsgerichtsbarkeit ent- 


wertet wird. 


Herr Grewe fährt fort: 

b) Hinsichtlich der Humanitätsdelikte ist nach re, eben Gesagten in der 
Tat in erster Linie der Einwand mangelnder Zuständigkeit gegen den 
Militärgerichtshof zu erheben, Herr Küster meint, mein Referat hätte 
durch seinen Aufbau („wie eine gutgemachte Revisionsbegründung“) 
verdeckt, daß damit jeder Einwand gegen den wichtigsten Teil des Pro- 
zesses hinfällig sei. Ich bedaure, daß er meine Absichten so verkennt. 
Nichts liegt mir ferner, als durch advokatorische Kunstgriffe die Auto- 
rität des Nürnberger Gerichts bei der Aburteilung gerade dieser Delikte 
zu erschüttern, Vielmehr bedaure ich, daß die Autorität des Gerichts zur 
Aburteilung dieser Delikte durch die Einbeziehung des problematischen 
Tatbestands des Angriffskrieges und durch die widerspruchsvolle Be- 
gründung seiner Zuständigkeit beeinträchtigt ist. Würde der. Gerichtshof 
in diesen Fragen auf dem Boden besatztngsrechtlicher Befugnisse ver- 
blieben sein, so stünde seine Autorität außer Frage, Da er jedoch zugleich 
den Anspruch erhebt, eine unmittelbar völkerrechtliche Gerichtsbarkeit 
im Hinblick auf Menschlichkeitsdelikte zu üben, setzt er sich allen Ein- 
wänden aus, die vom Boden des geltenden Rechts und der gegenwärtigen 
Weltorganisation gegen eine solche Gerichtsbarkeit zu erheben sind, vor 
allem dem Einwand, daß die internationale Organisation der Welt in ihrer 
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gegenwärtigen Struktur eine solche Interventionsgerichtsbarkeit einfach 
noch nicht zu tragen vermag. Eine zur Errichtung von nationalen oder 
alliierten Interventionsgerichten zur Aburteilung von Humanitätsdelikten 
führende Entwicklung liegt natürlich im Bereiche des Möglichen, Der 
darin liegende Fortschritt wäre mehr als zweifelhaft. Die Praxis der Re- 
pressalien und Kaperbriefe in vergangenen Jahrhunderten, auf die Herr 
Küster Bezug nimmt, wäre ein höchst abschreckendes Beispiel. 

c) Die Tatsache, daß es sich in Nürnberg um ein „siegergericht‘‘ gehandelt 
hat, ist juristisch in der Tat als solche nicht erheblich, Ich darf darauf hin- 
weisen, daß ich nur zitierte, als ich vom „Gericht der Sieger über die Be- 
siegten in eigener Sache” sprach. Will man das darin zum Ausdruck 
kommende Bedenken juristisch richtig verstehen, so wird man darin einen 
Hinweis auf ein allerdings unabdingbares Erfordernis jeder Gerichtsbar- 
keit, auf eine elementare, der Idee der Gerechtigkeit schlechthin wesent- 
liche Qualität erblicken müssen: einen Flinweis auf die notwendige Un- 
parteilichkeit des Gerichts. 

Im Sinne dieses Gebots gilt im innerstaatlichen Recht allerdings der Satz: 
nemo judex in causa sua. Es muß jedoch zugegeben werden, daß die inter- 
nationale Gerichtsbarkeit andere Wege geht und gehen muß, um die Un- 
parteilichkeit des Gerichts institutionell zu sichern. Wenn es schon un- 
vermeidlich ist, daß ein Land durch Richter seiner Nationalität „in eigener 
Sache‘ entscheidet, so sorgt man dafür, daß auch die betroffene Gegen- 
partei durch einen Richter ihrer Nationalität vertreten ist. Das ist die Be- 
deutung und Funktion der sog. „nationalen Richter “ beim International 
Court of Justice im Haag (ebenso wie bei der früheren Cour permanente 
de Justice internationale). Wollte man soweit nicht gehen, so hätte es 
zum mindesten nahe gelegen, neutrale Richter hinzuzuziehen. Der Aus- 
druck „Siegergericht in eigener Sache” bemängelt, daß keinerlei institu- 
tionelle Vorkehrung zur Sicherung der Unparteilichkeit getroffen worden 
ist. Man wolle mich richtig verstehen: ich erhebe nicht den Einwand, 
dem Nürnberger Gericht habe die Unparteilichkeit gemangelt. Ich 
stelle nur bedauernd fest, daß das Gericht nicht durch die im Völkerrecht 
üblichen institutionellen Sicherungen seiner Unparteilichkeit jedes Zwei- 
fels in dieser Hinsicht enthoben ist. . E 


Herr Küster: Auch bisher saßen z.B. bei der Aburteilung von Spionen 
. die „Sieger“ in eigener Sache zu Gericht. | 
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Herr Grewe : Aber nur kraft innerstaatlichen, nicht kraft internationalen 
Rechts, 


Herr Küster : Der stimmungsmäßige Widerspruch gegen ein Siegergericht, 
an den Sie appelliert haben, kehrt sich nicht an die Etikettierung. Wenn 
man Siegergerichte unter dem einen Vorzeichen für unvermeidlich und 
rechtmäßig hält und sie nur unter dem anderen Vorzeichen ablehnt, darf 
man nicht den Eindruck erwecken, als verwerfe der Jurist Siegergerichte 
überhaupt. Ich lasse dabei dahingestellt, ob man bei der Justiz über 
fremde Staatsangehörige überhaupt unterscheiden kann zwischen inter- 
nationalem Recht und international anerkanntem nationalen Recht. Im 
übrigen möchte ich nochmals betonen, daß im primitiven Zustand immer 
das Recht besteht, in eigener Sache zu richten. 


Herr F.: Aber die Aburteilung von Spionen wird immer rechtlich als 


fatal empfunden. 


Herr Grewe: Über den primitiven Zustand des kriegsgerichtlichen Ver- 
fahrens gegerı Spione war man im Völkerrecht hinausgekommen, Nürn- 
berg war gewissermaßen ein Rückfall in dieser Entwicklung — womit 
nicht der Einwand erhoben werden soll, es habe sich deshalb um einen 
parteilichen Richterspruch gehandelt. 


Herr Küster stellt zur Erwägung, ob in der gegebenen Situation nicht auch 
jede Vertretung Deutschlands oder der Neutralen nur marionettenhaft 
gewirkt hätte, | 


Herr Kt.: Die Rechtfertigung, es habe keine genügend mächtigen Neu- 

tralen gegeben, ist recht gefährlich, | 
Herr Küster : Daß Macht Voraussetzung der Unabhängigkeit ist, läßt sich 

nicht bestreiten. Aber ich räume ein, daß eine Beteiligung von Neu- 

tralen nicht unmöglich gewesen wäre, 


Herr Grewe : Um so mehr, als es sich in Nürnberg ja nicht um die Ent- 
scheidung eines in die Zukunft reichenden Interessenkonfliktes gehandelt 


hat, sondern um die Aburteilung eines abgeschlossen in der Vergangen- 
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heit liegenden Komplexes. Der internationale Gerichtshof im Haag hatte 
in prekäreren Situationen zu entscheiden, — 

d) Bezüglich des Einwandes „tu quoque‘* bestehen zwischen Herrn 
Küster und mir keine wesentlichen Meinungsverschiedenheiten. 
e) Was den Einwand mangelnder Universalität anlangt, so waren die völker- 
rechtlichen Institutionen in den letzten 20 Jahren zu weit gespannt. Das 
hat zu einer zynischen Völkerrechts-Verachtung geführt. Demgegenüber 
muß aus rechtspolitischen Gründen gefordert werden, daß eine inter- 
nationale Rechtsordnung nur so weit gespannt wird, daß ihre Verwirk- 
lichung in absehbarer Zukunft erreichbar bleibt. In dieser Beziehung 
liegt die Verschiedenheit zwischen Herrn Küster und mir also nur in der 
mehr oder weniger großen Nüchternheit der Betrachtungsweise, — 

Der Grundsatz „nulla poena sine lege‘ ist zwar erst eine Errungenschaft 
des 10. Jahrhunderts, hat aber trotzdem eine für den Rechtsstaatsgedan- 
ken fundamentale Bedeutung erlangt. Seine Verbindlichkeit für das 
Völkerrecht (die in der niederländischen Antwortnote von 1920 — oben 
8,37f.—.als selbstverständlich angenommen wurde und keinem Wider- 
spruch begegnete) beruht auf seinem Charakter als „allgemeiner Rechts- 
grundsatz“. Sie wird durch den Dissens des „Rechtsgenossen Hitler‘ 
nicht berührt. 


Herr Küster: Der Grundsatz „nullum crimen sine poena‘, den Hitler 
und seine Handlanger verkündet haben, ist mit Recht nun gegen sie ge- 
kehrt worden. | 


Herr Grewe : Solche Ausnahmen sollte es in der Rechtsordnung nicht und 
für niemand geben, 


Herr Küster : Ich denke, in einem Falle doch: nämlich bei den Personen, 
deren Aussprüche das Ansehen von Rechtsquellen hatten, 


Herr Grewe: Mlan kann bezweifeln, ob in Nürnberg Personen dieser 
Stufe abgeurteilt wurden. Und inzwischen haben wir das Kontrollrats- 
gesetz Nr. 10. Dieses Gesetz versagt auch dem kleinsten Angeklagten die 
Berufung darauf, daß seine Tat zur Zeit der Begehung nicht strafbar ge- 
‚wesen sei. 


Herr Küster : Ich räume ohne weiteres ein, daß hier Bedenken bestehen. 


Wir haben infolgedessen kein deutsches Gesetz dieser Art gemacht, und 
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waren für Fälle wie den der Helene Schwärzel auch nur bereit, eines zu 
machen, wenn es auf den Tätertyp des Denunzianten beschränkt bleibe. 
Unter den Typ fällt nicht, wer aus mißleitetem Rechts- und Pflichtgefühl 
den verbrecherischen Charakter der ganzen Staatsordnung und seines von 
ihr gebilligten oder befohlenen Handelns nicht erkennen konnte, — Ich 
habe nicht vor, das Gesetz Nr. ro zu verteidigen, wenn es die Berufung 
auf die Unerkennbarkeit des Naturrechts gänzlich ausschließt. Aber ich 
verteidige, daß diesen Angeklagten in Nürnberg der Einwand nulla poena 
abgeschnitten wurde. Sie wußten Bescheid, und sie wurden nach ihren 


eigenen Worten gerichtet. 


Herr M.: Das Hinweggehen über den Gruridsatz nulla poena mußte 
anders begründet werden. Es mußte selbst auf einem Grundsatz beruhen 
— ein solcher war aber im Völkerrecht nicht vorhanden, 


Herr Küster: Mag sein, daß die exceptio doli generalis im Völker- und 
internationalen Strafrecht nicht genügend verankert ist, um eine kon- 
krete Ausnahme von einem generell gültigen Satz zu tragen. Aber es gibt 
extreme Fälle, wo ein Gericht nicht gescholten werden kann, wenn es mit 
einer Begründung, die einer rationalen Generalisierbarkeit nicht mehr 
zugänglich ist, urteilt. Demonstrierbar ist das dann freilich nicht mehr. 
Und Sie mögen sagen, das sei dann schon mehr Metaphysik als Recht. 
Ich’ glaube, das Amt des Richters umfaßt in der Tat einen Span Mleta- 
physik. Und wenn je, so war Nürnberg die Szene, wo dieses Element 
nicht ganz aus dem Spiel bleiben durfte, 


— Aufgefordert, sich zu äußern, ob die Argumentation aus der konkreten 
Person der Angeklagten überzeugt habe, verneinen die meisten Teilneh- 
mer, Herr Küster erklärt, an seiner Meinung festhalten zu wollen. 
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Schriftliches Schlußwort des Referenten 


Lieber Herr Küster, 


nachdem das vollständige Protokoll unserer Diskussionen über 
„Nürnberg“ nunmehr vorliegt, fallen mir bei der Lektüre alle 
jene Punkte ins Auge, die berührt, aber nicht wirklich zu Ende disku- 
tiert worden sind. Solche Lücken waren natürlich unvermeidlich, wenn 
man nicht dem Thema einen ganzen Winter widmen wollte - und das 
war ja nicht die Absicht der Studiengesellschaft, die mit der Ausdehnung 
der Diskussion über drei Abende ohnehin schon weit über den Rahmen 
des ursprünglich geplanten einmaligen Vortrags- und Diskussionsabends 
hinausgegangen ist. | 

Da ich aus äußeren und zeitlichen Gründen auch nicht mehr zu einem 
eigentlichen Schlußwort gekommen bin, möchte ich wenigstens ver- 
suchen, einige abschließende Bemerkungen zu formulieren, die gleich- 
san als schriftliches Schlußwort gelten können. 

Wenn ich offen sagen darf, was mir am Gesamtbild der Diskussion am 
meisten mißfällt, so ist das ein Umstand, für den ich vielleicht selbst mit 
verantwortlich bin: daßnämlich.die Diskussion aus manchen meiner kriti- 
schen Prämissen Folgerungen abgeleitet und mir zugeschoben hat, die ich 
selbst nicht gezogen habe und nicht ziehen wollte. Ich wollte die Rechts- 
grundlagen des Nürnberger Urteils erörtern — nicht aber meine Gedanken 
über die wünschenswerte Entwicklungsrichtung der künftigen völker- 
rechtlichen Verfassung der Welt entwickeln. Das sind, wie mir scheint, 
zwei verschiedene Fragen, wenn sie auch in einem gewissen Zusammen- 
hang stehen mögen. Diese Absicht ist z. T. verkannt und die Verschieden- 
heit der beiden Fragen verwischt worden. Auch in Ihrem Korreferat 
finde ich Bemerkungen, die darauf hindeuten, daß Sie aus manchen 
meiner. kritischen Argumente gefolgert haben, ich wollte mich zum Ver- 
fechter des überlieferten klassischen Völkerrechts mit seiner weitgehenden 
Staatensouveränität und seinem freien Kriegführungsrecht machen. Das 
ist ein Mißverständnis, dem ich hier noch einmal ausdrücklich entgegen- 
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treten möchte. Daß die Welt mit diesern im ıg. Jahrhundert ausgebildeten 
politisch-völkerrechtlichen System der unausdenkbaren Katastrophe 
weiterer Weltkriege nicht wirksam begegnen kann, scheint mir gewiß. 
Der mit Völkerbund, Kellogg-Pakt und Vereinten Nationen beschrittene 
Weg ist unausweichlich und muß weiter verfolgt werden. Daß der Kel- 
logg-Pakt, wie Sie annehmen (S. 87) bewußt ein anderes, im Vergleich 
zum Völkerbund primitiveres System erstrebt hätte, glaube ich nicht. 
Daß es — wie Sie ganz richtig betonen, wesentlich auch mit Rücksicht 
auf die amerikanischen isolationistischen Kreise — nicht dazu gekommen 
ist, dem Kellogg-Pakt die fehlenden „Zähne‘‘ (d.h. Sanktionsbestim- 
mungen) mitzugeben, wurde nicht als weise Zurückhaltung, sondern als 
bedauerlicher Mangel und Ausdruck einer diplomatischen Verlegenheit 
empfunden. Hätte der Kellogg-Pakt, wie Sie weiterhin annehmen (S. 88), 
solche Zähne zwar besessen, seinen Signataren aber freigestellt, davon 
Gebrauch zu machen, so hätte man diesen Mangel wohl nicht so laut zu 
beklagen brauchen, wie es geschehen ist. Man war sich jedoch darüber 
einig, daß der Pakt keinerlei Sanktionsbestimmungen, weder Sanktions- 
pflichten noch Sanktionsbefugnisse, enthalte, und Isolationisten wie In- 
terventionisten haben die Erklärungen Kelloggs und Stimsons in diesem 
Sinne verstanden. Daß die anderen Signatare des Paktes der gleichen 
Meinung waren, hat die Sowjet-Union ı929 anläßlich eines Grenzkon- 
flikts mit China in einer Note an die USA. ausdrücklich bestätigt. 
(Note vom 3. Dez. 1929: „The Soviet-Government states... that 
the Paris Pact does not give any single State or grotpe of States the 
function of protector of this pact. The Soviet, at any rate, never 
expressed consent that any States themselves or by mutual consent 
should take upon themselves such a right.“) Ich glaube, in diesem 
Punkte mit größter Bestimmtheit versichern zu können, daß die 
Entstehungs- und Abschlußgeschichte des Kellogg-Paktes keine 
andere Deutung dieser Erklärungen zuläßt. Schon aus diesem historischen 
Grunde muß ich Ihrer Schußfolgerung widersprechen, es sei wohl klar, 
„daß wer darlegt, eine Pflicht zur Strafe enthalte der Pakt nicht, sie be- 
stehe nicht in höherem Maße als gegenüber jeder Vertragsverletzung: 
daß der dabei das Recht zu strafen . . . voraussetzt‘ (S. 88). Im Gegenteil, 
schon aus rechtslogischen Gründen ist klar, daß damit auch jede Straf- 
befugnis verneint werden sollte: denn wann hätte je im Völkerrecht eine 
Vertragsverletzung des einen Partners dem anderen eine Befugnis zu 
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Strafmaßnahmen gegeben? Rücktritt, Wiedergutmachung, allenfalls Re- 
pressalie — das sind die Rechtsfolgen, die im Falle einer Vertragsver- 
letzung eingreifen können —, von einer „Bestrafung‘‘ des vertragsbrü- 
chigen Staates oder gar der für den Vertragsbruch verantwortlichen 
Einzelpersonen ist niemals die Rede gewesen. Und stillschweigend läßt 
sich in dieser fundamentalen Frage das Völkerrecht ja wohl nicht von 
einem Tag auf den anderen ändern. Um an Ihre Worte (5. 88, Mitte) an- 
zuknüpfen, so halte ich also mit größtem Nachdruck daran fest, daß 
Amerika damals durch berufene Sprecher erklärt hat, „eine Bestrafung 
für Verstöße gegen den Kellogg-Pakt komme nicht in Betracht“. 

Diese Beschränkung basierte keineswegs auf der Erkenntnis, daß man 
sich mit dem Völkerbund und der automatischen kollektiven Sanktion 
„übernommen hatte‘ (S. 87), daß man daher ein System errichten 
müsse, in dem es weder Polizei noch Gericht, wohl aber den Unterschied 
' von gerechtem und ungerechtem Krieg und eine Selbsthilfe — und ad hoc 
konstituierte Interventionsgerichtsbarkeit gebe. Nicht solche Erkenntnis, 
sondern Rücksicht auf die amerikanischen isolationistischen Wähler- 
massen führte zu dem Verzicht auf militärisch-wirtschaftliche Sanktions- 
maßnahmen in der Art des Völkerbundes. Moralische — nicht etwa 
justizförmige — Sanktionen waren das einzige Druckmittel zur Sicherung 
der Vertragserfüllung, das man den Gegnern a Verwick- 
Jungen zumuten zu können glaubte. 

Es war nicht eigentlich meine Absicht gwesen, die Vor- und Nachteile 
eines solchen Systems gegeneinander abzuwägen, sie mit denen anderer 
Systeme zu vergleichen und eines dieser Systeme als das beste zu emp- 
fehlen. Mir kam es darauf an, zunächst einmal festzustellen, auf welches 
dieser Systeme die Völkergemeinschaft sich geeinigt hatte, welches als das 
geltende Recht anzusehen war. Denn .wo gestraft werden soll, muß zuerst 
diese Frage gestellt werden, Strafe — zumal: Todesstrafe — ist nur auf 
dem festen Boden geltenden Rechts, nicht auf dem schwankenden Boden 
rechtspolitischer Reformideen möglich. Selbst wenn das von Ihnen 
skizzierte System justizförmiger Sanktionen gegen die für einen Angriffs- 
krieg verantwortlichen Einzelpersonen das in ‘der heutigen Situation 
allein durchführbare und empfehlenswerte wäre, so kann ich doch nicht 
zugeben, daß es das im Jahre 1939 völkerrechtlich gültige gewesen sei. 
Mir scheint, die Zweckmäßigkeitsfragen dürften hier erst an zweiter 
Stelle kommen. (Das gilt m. E. atıch für die Frage, ob ein aus Deutschen 
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oder aus Neutralen zusammengesetztes Gericht ratsam gewesen wäre. 


Nur wenn das Recht alle Möglichkeiten offen läßt, kann diese Frage frei 


nach Zweckmäßigkeitsgesichtspunkten entschieden werden.) 

Es fragt sich sodann, welche Wege zur Einführung eines neuen Systems 
völkerrechtlicher Friedenssicherung zur Verfügung stehen. Die Angel- 
sachsen stehen in dieser Frage — und Sie mit ihnen — ganz im Banne des 
case law-Denkens. Aber das Völkerrecht ist kein case law. Seine 
primären Rechtsquellen sind Verträge, gewohnheitsrechtliche Regeln und 
allgemeine Rechtsgrundsätze. Gerichtliche Präzedenzentscheidungen 
können ebenso wie wissenschaftliche Lehrmeinungen nur hilfsweise zur 
Erkenntnis und Auslegung eines bestehenden Rechtssatzes herangezogen 
werden. Nur in diesem Rahmen spielen die „causes celebres“ im Völker- 
recht ihre Rolle, Daher kann auch ein Strafverfahren nicht der geeignete 
Weg sein, um eine Reform des Völkerrechts von der Tragweite, wie sie 
der Nürnberger Prozeß impliziert, durchzuführen. 

Vom case law-Denken her ergibt sich offenbar auch jene größere Bereit- 
schaft — die Sie mit den Angelsachsen teilen — dem Grundsatz ‚„nulla 
poena sine lege’ engere Grenzen der Anwendbarkeit zu ziehen, Sie 
meinen, der Satz setze „eine durchgeführte Rechtsorganisation, eine ge- 
setzgebende Stelle voraus“ (S. 84). Nun, die gesetzgebende Stelle sind 
im Völkerrecht seit langem die großen internationalen Konferenzen, die 


viele Materien des internationalen Lebens in Form umfassender recht- ' 


setzender Kollektiv-Verträge geregelt haben. Auch das Kriegsverbot des 
Kellogg-Paktes ist ja auf diesem Wege zustande gekommen. Auch wenn 
man zugibt, daß daneben eine gewohnheitsrechtliche Entstehung völker- 
rechtlicher Strafnormen denkbar wäre, so behielte der Satz ‚‚nulla poena 
sine lege‘ doch seine Bedeutung. Es muß nicht „immer erst einmal zu 
Unrecht gestraft werden, damit es das nächste Mal zu Recht geschehen 
kann‘ (S. 84). Wohl aber kann es geschehen, daß die Täter in einem 
ersten Falle straffrei ausgehen, weil ein allgemein anerkannter Rechtssatz 
im Zeitpunkt der Begehung der Tat noch nicht bestand, sondern sich erst 
als Folge dieser Tat entwickelt. Auch in dieser Situation gilt der Satz; 
in dubio pro reo. So fatal diese Konsequenz gerade in diesem Falle sein 


“ mag, so unausweichlich scheint sie mir zu sein. Wir würden uns selbst be- 


trügen, wollten wiruns einreden, der Straftatbestand ‚„Angriffskrieg** sei 


1939alssolcher schon geltendes Recht gewesen. Wäre es nichtheilsamer, wir 


würden die zahlreichen Vorbehalte nationaler Macht- und Interessen- 
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politik, die ein wirksames System der Friedenssicherung bis heute immer 
wieder vereitelt haben, schonungslos kennzeichnen, um einen Antrieb zu 
ihrer wirklichen Überwindung zu geben? 

Ich möchte die Erörterung des Satzes ‚„nulla poena sine lege‘ hier nicht 
rioch einmal in aller Breite aufrollen, Daß ich den Satz auch im Völker- 
recht für verbindlich halte, habe ich schon in der Diskussion gesagt. Nur 
eine Frage möchte ich hier noch anschließen, Sie finden einen guten 
Sinn des Satzes darin, daß er eine Gesetzgebung ab irato ausschließen. 
solle, Gibt es eine Situation, in der es mehr darauf ankommen könnte, den 
Verdacht einer Gesetzgebung ab irato zu entkräften, als die Situation des 
vollständigen und unbestrittenen Siegers, der nach beispiellos erbittertem 
Kampfe sich anschickt, den Besiegten zu richten? 

Auch die Frage nach dem der heutigen Weltlage am besten entsprechen- 
den System der völkerrechtlichen Friedenssicherung kann hier nicht mehr 
ausführlich zur Sprache kommen. Ich habe sie, wie schon gesagt, nicht 
als unmittelbaren Gegenstand meines Themas betrachtet. Dennoch sind 
jetzt, nachdem die Diskussion die Frage mehrfach aufgegriffen hat, 
einige Klarstellungen am Platze. | 

Ich habe mich im Laufe der Diskussion von mehreren Lösungsmöglich- 
keiten distanziert, ohne ein eigenes Programm zu entwickeln. Dessen 
möchte ich mich auch hier am Schluß enthalten. Es könnte aber viel- 
leicht doch bei dem einen oder anderen Leser der Eindruck entstehen, 
daß sich diese Distanzierungen gegenseitigaufheben und daß hiernicht von 
einer eigenen Position ausargumentiert werde. Dem möchte ich vorbeugen. 
Es gibt, wie mir scheint, drei verschiedene Systeme kollektiver Sicherheit. 
Es gibt Systeme, die mit militärisch-wirtschaftlichen Sanktionen, solche, 
die mit justizförmigen und endlich solche, die mit moralischen Sanktionen 
arbeiten. Zum ersten Typus gehört das System des Genfer Völkerbundes, 
zum zweiten das von Lippmann empfohlene, in Nürnberg praktizierte 
System, das dritte ist das System des Kellogg-Paktes und der Vereinten 
Nationen (denn die Bestimmungen der Charter über militärisch-wirt- 
schaftliche Sanktionen sind durch das Veto-Recht praktisch bedeutungs- 
los gemacht).. 

Solange die gegenwärtige Weltkonstellation mit ihrer scharfen Rivalität 
. zwischen West und Ost anhält, wird ein neues Experiment mit militärisch- 
wirtschaftlichen Sanktionen kaum sehr viel bessere Ergebnisse zeitigen 
als der abessinische test case 1936. 
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Aus diesem Grunde scheint mir der Aufbau eines militärisch-wirtschaft- 
lichen Sanktionsapparates in der heutigen Weltlage als von zweifelhaften 
Werte. Werheutedie Beseitigung desVeto-RechtesimSicherheitsratfordert 
unddamit den bisher funktionsunfähigen Sanktionsmechanismus derUN. 
wirksammacht, mußsichdarüber klarsein, daß sich die UN. damit wieder 
aus einem universalen Kriegsverhütungssystem in eine partikulare Kriegs- 


‚koalition verwandeln. Die Abschaffung des Veto-Rechtes kann nur das Vor- 


spielzumKriegesein. Solangemannochirgendeine Chance zur Vermeidung 
des Konflikts sieht, wird man es daher nurbegrüßen können, wennsich.die 
UN. einstweilen mit der bescheideneren Rolle einer diplomatischen Ver- 
handlungstribüne und eines Organs der öffentlichen Meinung begnügen. 
Mehr alsmoralischer Drtick der öffentlichen Meinung und diplomatische 
Pression scheint mir in einer derart labilen Weltlage wie der heutigen 
ohne unmittelbare Gefährdung des Friedens nicht möglich zu sein. 

Sie haben demgegenüber das suggestive Bild einer Weltlage beschworen, 
die sich schon im Zustande des latenten und permanenten Konflikts be- 


‚Tindet, Gewiß, in einer solchen Lage ist das System der Selbsthilfe-Justiz 


gegen Einzelpersonen, die sich gegen Menschenrecht und Völkerrecht 
vergangen haben, sehreinleuchtend. Aberempfehlen kann manein solches 
System doch wohlnur, wenn man von der Unausweichlichkeit des Konflikts 
überzeugt ist und die Aufgabe der Erhaltung des Friedens als aussichtslos 
preisgibt. Dürfen wir uns solchem Fatalismus heute schon ergeben? 


Ich breche hier ab, nachdem ich die Punkte berührt habe, die mir einer 
Klarstellung noch besonders bedürftig erschienen. Wir sind uns ja darüber 
einig, daß unsere Diskussion nicht den Anspruch auf wissenschaftliche 
Vollständigkeit und Systematik erheben will — daß sie vielmehr dazu 
dienen sollte, unseren Freunden und uns selbst den Weg zur Klärung 
und zur Bildung eines sachlichen Urteils zu bereiten. Ich verdanke der 
Diskussion und besonders auch Ihrem Korreferat in dieser Hinsicht viel 
und darf. darauf vertrauen, daß unsere Auseinandersetzung in dem not- 
wendigen, in der Öffentlichkeit bisher nur stockend geführten Gespräch 
über ‚Nürnberg‘ Früchte tragen wird. 


Mit herzlichem Gruß 
Ihr 
Wilhelm Grewe. 
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Dem nicht streng fachwissenschaftlichen Charakter dieser Veröffentli- 
chung entsprechend, ist darauf verzichtet worden, die Zitate quellenmäßig 
zu belegen. 

Soweit das Urteil des IMT. und die Reden der Hlauptankläger zitiert sind, 
beziehen sich die Seitenangaben auf folgende Veröffentlichungen: 


Das Urteil von Nürnberg. Grundlage eines neuen Völkerrechts, 
Nymphenburger Verlagshandlung 1946. 


Grundlegende Rede von Robert H, Jackson, Hauptanklagevertreter 
der USA, Dokumente der Zeit, Verlag Das Forum, Frankfurt a. M., 


1946. 


Nürnberg. Die Rede des englischen Hlauptanklagevertreters Sir 
Hartley Shawcross. Phönix-Verlag, Christen u. Co., Hamburg ı, 


‚1946. 


Gerechtigkeit im Namen der Menschheit. Rede des Generalstaats- 
anwalts Francois de Menthon, Neustadt, Imprimerie Nationale. 1946. 


Die aus der Rede des russischen Anklägers zitierten Stellen sind vom 
Referenten aus einer Veröffentlichung der britischen Regierung über- 
Setzt. Sie entsprechen mit geringfügigen stilistischen Abweichungen 
der offiziellen sowjetischen Übersetzung in der Veröffentlichung: 
Die Gerechtigkeit nehme ihren Lauf! Die Reden des sowjetischen 


‚Hauptanklägers Generalleutnant R. A. Rudenko im Nürnberger 


Prozeß der deutschen Haupikriegsverbrecher. Verlag der Sowjeti- 
schen Militärverwaltung in Deutschland. Berlin 1946. 


Inzwischen liegt der ı. Band der offiziellen Publikation des IMT. 
vor: Der Prozeß gegen die Hauptkriegsverbrecher vor dem Inter- 
nationalen Militärgerichtshof. Nürnberg 14. November 1945 bis 
1, Oktober 1946. Bd, I, Einführungsband, Nürnberg 1947. 
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Die weiteren Anklagereden des amerikanischen Anklägers sind er- 


schienen in der Veröffentlichung: Staat und Moral. Zum Werden 
eines neuen Völkerrechts. Die drei Anklagereden von R. H. Jackson. 
Mit einem Vorwort von G. Radbruch und mit einem Dokumenten- 
anhang, Nymphenburger Verlagshandlung, München 1946. 


Unter den mir seit Abschluß der Diskussion bekannt gewordenen, in der 
Auseinandersetzung nicht berücksichtigten Stellungnahmen seien hier 
zur Orientierung noch die folgenden aufgeführt: 


Sheldon Glueck, The Nuremberg Trial and Aggressive War, Alfred 
A. Knopf, New York 1946. 


Henry L. Stimson, The Nuremberg Trial. Landmark in Law, rn 
Affairs, Vol. 25, Nr. 2 (January 1947). 


Philip C. Jessup, The Crime of Aggression and the Future of Inter- 
nationalLaw. PoliticalScience Quarterly, Vol, LXIL, Nr. ı (March 
1947). 

Herbert Wechsler, The Issues of the Nuremberg Trial (ebenda). 


Jürgenv.Kempski, Krieg als Straftat, Merkur, Jg. 1, Heft ı (1947). 


Eugene Aroneanu, Das Verbrechen gegen die Menschlichkeit. Aus- 
zug aus der „Nouvelle Revue de Droit International Prive‘‘, No. 2, 
1946. Schröder-Verlag, Baden-Baden 1947. 


Georg Martius, Das Nürnberger Urteil vom 30. Sept./r. Okt. 1946 
in völkerrechtlicher Beziehung. Neue Justiz, 1. Jg. Nr. 4/5 (April/ 
Mai 1947). | 

Hermann Mosler, Der Einfluß der Rechtsstellung Deutschlands auf 
die Kriegsverbrecherprozesse, Süddeutsche Juristen-Zeitung, Jg. 2 
Nr. 7 (Juli 1947). ! 
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